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§ 1 Kollektivvertragspartner

Dieser Kollektivvertrag wird abgeschlossen zwischen
dem Fachverband der Mineraldlindustrie Osterreichs
einerseits und dem Osterreichischen Gewerkschafts-

bund, Gewerkschaft GPA und der Gewerkschaft
PRO-GE andererseits.

§ 2 Geltung

1. Radumlicher Geltungsbereich
Der Kollekfivvertrag gilf fir alle Bundeslander der Re-
publik Osterreich.

2. Fachlicher Geltungsbereich

2.1 Fur alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der
Mineraldlindustrie Osterreichs, insbesondere

a) Unternehmungen der Erdél- und Erdgasgewin-
nung,

b) Unternehmungen der Erdélverarbeitung unter Ein-
schluss der Tochterunternehmungen auslandi-
scher Erddlproduzenten, die Rohél verarbeiten las-
sen,

c) Unternehmungen der Erdélverarbeitung ein-
schlieilich jener Tochterunternehmungen auslén-
discher Erddlproduzenten, welche die Beschaffung
von Rohél oder (Halb-) Fertigprodukten internatio-
nal optimieren und die zum Vertrieb und/oder zur
Aufbewahrung dieser Produkte erforderlichen inf-
rastrukturellen, logistischen oder technischen Ein-
richtungen, Anlagen oder Betriebsmittel bereithal-
ten,

d) Hilfsbetriebe der Erdélindustrie, wie insbesondere
Unternehmungen der geophysikalischen Explora-
fion sowie

e) Tochterunternehmen der in lit a) bis d) angefihr-
ten Unternehmungen, soweif sie im Anhang 1 an-
gefuhrt sind, sowie deren Rechtsnachfolger im
Konzernverbund.

2.2 Ferner fur nach dem 1. April 2003 rechtlich ver-
selbststandigte Teile der in Pkt 2.1 genannten Unter-
nehmungen, solange eine konzernartige Verbindung
zu in Pkt 2.1 genannten Unternehmungen besteht.

3. Personlicher Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag gilt fur alle Arbeitnehmerinnen
(ArbeiterInnen und Angestellte), soweit diese arbeiter-
kammerumlagepflichtig sind, sowie fur Lehrlinge.
Der Kollektfivvertrag gilt nicht fur Ferialpraktikantin-
nen. Ferialpraktikantinnen sind Studierende, die zum
Zwecke einer beruflichen (technischen, kaufméanni-

schen oder administrativen) Vor- oder Ausbildung
entsprechend der 6ffentlichen Studienordnung voru-
bergehend beschaftigt werden. Fur derartige Ferial-
praktikantinnen sind Vergutungen unter Mitwirkung
des Befriebsrates festzusefzen.

Weiters gilt der Kollektivvertrag nicht fur Personen, die
zum Zweck einer beruflichen Ausbildung im obigen
Sinn beschaftigh werden, sofern dieser Umstand bei
der Einstellung ausdricklich festgelegt worden ist
und sie nicht ladnger als ein halbes Jahr beschaftigt
werden (zB vor Beginn des Studiums, zwischen dem
Abschluss des Bachelor- und Beginn der Master-Stu-
diums und zwischen Abschluss des Master- und Be-
ginn des PhD-Studiums). Die Regelungen tber Vergu-
tungen und die Festsetzung von Einstellungszahlen er-
folgen unter Mitwirkung des Betriebsrates.

4. Uberlassene Arbeitskrafte
§ 10 AUG inklusive einschlégiger kollektivvertraglicher
Regelungen gelten mit der Magabe, dass

- eine Uberlassung vor dem 1. April 2003 dem Beginn
eines Arbeitsverhdltnisses vor

- eine Uberlassung ab dem 1. April 2003 (fur Arbeiter-
Innen ab dem 1. Juli 2003) dem Beginn eines Ar-
beitsverhdaltnisses

- eine Uberlassung ab dem 1. Juli 2007 dem Beginn
eines Arbeitsverhdltnisses ab

diesem Zeitpunkt gleichgehalten wird.

5. Geltungsdauer

Der Kollektivvertrag tritt am 1. Februar 2023 in Kraft
und ftritt an die Stelle aller vorangegangenen Kollek-
tivvertrége, insbesondere der Kollekfivvertrdge fur
die Angestellten der Mineraldlindustrie, der Arbeiter-
Innen in der erddl- und erdgasgewinnenden sowie
der Arbeiterlnnen der erdélverarbeitenden Industrie
Osterreichs.

Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter Ein-
haltung einer 3-monatigen Kiindigungsfrist zu jedem
Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes ge-
kundigt werden.



§ 3 Beginn und Ende des Arbeitsverhdaltnisses

1. Probezeit

Ein Arbeitsverhdaltnis auf Probe kann nur fur die
Hoéchstdauer von einem Monat vereinbart und wah-
rend dieser Zeit von jedem Vertragspartner jederzeit
geldst werden.

2. Beendigung des Arbeitsverhdltnisses

2.1 Kiindigungsfrist und -termin

Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverhdltnis
unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen und
unfer Einhaltung der nachfolgenden Regelungen ge-
[6st werden. Mangels einer fur ihn glnstigeren Verein-
barung kann der/die Arbeithehmerin das Arbeitsver-
haltnis mit dem letzten Tag eines Kalendermonats -
unter Einhaltung einer einmonatigen Kindigungsfrist
— lésen. Diese Kindigungsfrist kann durch Vereinba-
rung bis zu einem halben Jahr ausgedehnt werden;
doch darf die vom/von der Arbeitgeberin einzuhal-
tende Frist nicht kirzer sein als die mit dem/der Ar-
beitnehmerln vereinbarte Kindigungsfrist.

Der/Die Arbeitgeberln kann das Arbeitsverhdltnis un-
ter Beachtung der gesefzlichen Bestimmungen und
unter Einhaltung nachstehender Fristen zum Lefzten
eines Kalendermonates durch Kindigung lésen:

Die Frist betragt bei einer ununterbrochenen Befriebs-
zugehorigkeit

bis 2 Jahre oo 6 Wochen,
Uber 2 Jahre ..o, 2 Monate,
Uber 5 Jahre ...oooovieiiiiii i, 3 Monate,
Uber 15 Jahre ..o 4 Monate,
Uber 25 Jahre ... 5 Monate.

Fur Arbeitnehmerlnnen, die nicht dem AngG unterlie-
gen, gilt nachstehende Regelung:

Fur alle bestehenden sowie kunftig neu begrindeten
Dienstverhdlfnisse gilt gemafs § 1159 Abs. 3 ABGB
(BGBI. Nr. 153/2017) der letzte Tag eines jeden Kalen-
dermonats als bereits vereinbarter Kiindigungstermin.
Diese Regelung gilt auf unbestimmte Zeit und daher
Uber den Zeitpunkt des Inkrafttretens von § 1159 Abs. 3
ABGB (BGBI. Nr. 153/2017) per 1. 1. 2021 hinaus.

Fur Arbeitnehmerinnen, die dem AngG unterliegen
und deren Arbeitsverhdltnis vor dem 1. April 2003 be-
gonnen hat, gilt nachstehende Regelung:

Wurde keine Vereinbarung iSd § 20 Abs 3 letzter Halb-
safz AngG getroffen, kann das Arbeitsverhdltnis sei-
tens des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin nur mit Ab-
lauf eines jeden Kalendervierteljahres geldst werden.

2.2 Verzicht auf die Arbeitsleistung

Verzichtet der/die Arbeitgeberin auf die Arbeitsleis-
tung des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin wdah-
rend der Kindigungsfrist, darf dadurch keine Entgelt-
schmalerung eintreten.

2.3 Freizeitanspruch bei Arbeitgeberlnnen-Kiindi-
gung und Zeitablauf

Bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses durch Arbeit-
geberinnen-Kiundigung und Zeitablauf hat wéhrend
der (fiktiven) Kundigungsfrist der/die Arbeitnehmerin
— ausgenommen bei Verzicht auf die Arbeitsleistung
- in jeder Arbeitswoche auf sein/ihr Verlangen An-
spruch auf jedenfalls einen freien Arbeitstag, mindes-
tens jedoch 8 Stunden, unter Fortzahlung des Entgel-
tes. Fur die Berechnung gilt § 14 Pkt 2 sinngemaR.
Fur Kindigungen bei Erreichen des Pensionsalters gilt
§ 22 Abs 2 und 3 AngG bzw § 1160 Abs 2 und 3 ABGB.
Im Falle von Schichtarbeit gelten diese Bestimmungen
sinngemaf. An welchem Tag die Freizeit beansprucht
werden kann, ist zu vereinbaren. Kommt eine Verein-
barung nicht zustande, sind die letzten 8 Stunden
der Arbeitswoche frei.

3. Behaltepflicht fur Lehrlinge

Lehrlinge sind nach ordnungsgemdfRer Beendigung
der Lehrzeit 6 Monate weiterzuverwenden; wenn diese
Weiterverwendungszeit nicht mit dem Letzten eines
Kalendermonates endet, ist sie auf diesen zu erstre-
cken. Will der/die Arbeitgeberin das Arbeitsverhdaltnis
nicht Uber die Weiterverwendungszeit hinaus fortset-
zen, so hat er/sie es mit vorhergehender 6-wéchiger
Kandigungsfrist zum Ende der im vorstehenden Satz
bestimmten Weiterverwendungszeit zu kiindigen.

4. Information bei befristeten Arbeitsverhdaltnissen
Gibt der/die Arbeitnehmerin im Laufe eines befriste-
ten Arbeitsverhdltnisses keine Aukerung ab, das Ar-
beitsverhdaltnis nicht Gber die Befristung hinaus fort-
setzen zu wollen bzw besteht nicht von vornherein
Klarheit dartber, dass eine Verldngerung des befris-
teten Arbeitsverhdltnisses nicht beabsichtigt ist, ist
die Absicht, ein mit Ablaufdatum befristetes Arbeits-
verhdltnis von mehr als 2-monatiger Dauer (ein-
schlielich eines allfalligen Probemonates) nicht tber
den Ablaufzeitpunkt hinaus fortzusetzen, dem/der Ar-
beitnehmerln spdtestens 2 Wochen vor Fristablauf
mifzuteilen. Erfolgt die Mitteilung nicht oder verspatet,
ist das auf den Zeitraum von 3 Tagen entfallende Ent-
gelt Uber das mit Fristablauf beendete Arbeitsverhalt-
nis hinaus als Ersatz far nicht konsumierte Freizeit (an-
lasslich der Beendigung des Arbeitsverhdltnisses) zu
bezahlen.

5. Lohn-/Gehaltszahlung im Todesfall

Wird das Arbeitsverhalfnis durch den Tod des/der Ar-
beitnehmers/Arbeitnehmerin gelést und hat das Ar-
beitsverhdltnis langer als ein Jahr gedauert, so ist
das Gehalt/der Lohn fur den Sterbemonat und den
folgenden Monat weiterzuzahlen. Hat das Arbeitsver-
haltnis im Zeitpunkt des Todes langer als 5 Jahre ge-



dauert, so ist das Gehalt/der Lohn fur den Sterbemo-
nat und die beiden folgenden Monate zu bezahlen.
Hatte der/die Arbeitnehmerin im Zeitpunkt des Todes
keinen oder nur einen verringerten Enftgeltanspruch,
so ist ab dem Todestag das Gehalt/der Lohn in voller
Hoéhe zu bezahlen.

Fur die Dauer einer Gehalts-/Lohnfortzahlung sind
auch die aliquoten Teile des gebihrenden 13. und
14. Monatsbezuges zu bezahlen.
Anspruchsberechtigf sind die gesetzlichen Erbinnen,
zu deren Erhaltung der/die Erblasserln gesetzlich ver-
pflichtet war. Die anspruchsberechtigten Erblnnen
von Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsverhdlinisse bis
31. Dezember 2002 begrindet wurden, kénnen zwi-
schen der Weiterzahlung des Gehaltes/Lohnes und
der nach § 23 Abs 6 AngG iVm ArbAbfG bzw § 3 Pkt 6
dieses Kollektfivvertrages allenfalls zustehenden Ab-
fertigung wahlen.

6. Abfertigung

6.1 Abfertigung bei Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Alterspension bei langer Versicherungsdauer ge-
mafk § 253 des ASVG

Uber die Bestimmungen des AngG hinaus besteht der
Anspruch auf Abfertigung auch fur jene Fdlle, in de-
nen Mdnner nach Vollendung des 65. Lebensjahres
und Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres
oder wegen Inanspruchnahme der vorzeitigen Alfers-
pension bei langer Versicherungsdauer gemdafs
§ 253b ASVG bzw Artikel X NSchG selbst kindigen.
Fur diesen Fall gilt § 23a Abs 1 AngG iVm ArbAbfG
mit folgenden Ergdnzungen sinngemafs.

Der Anspruch auf Abfertigung besteht dann, wenn das
Dienstverhaltnis seitens des/der Arbeitnehmers/Ar-
beitnehmerin unter Einhaltung jener Kindigungsfrist
und jenes Kundigungstermins aufgeklindigt wird,
den der/die Arbeitgeberln aufgrund des Dienstvertra-
ges oder mangels einer Vereinbarung aufgrund des
§ 20 Abs 2 des AngG bzw § 3 Pkt 2.1 dieses Kollektivver-
trages einzuhalten hatte, und wenn bei Beendigung
des Dienstverhdltnisses eine mindestens 5-j@hrige un-
unterbrochene Dienstzeit (§ 4) vorliegt. Bei Ermittlung
dieser 5-jahrigen Dienstzeit sind auch unmittelbar
vor dem Angestellfenverhdltnis liegende Arbeiter-
dienstzeiten beim gleichen Dienstgeber zu berlck-
sichtigen.

6.2 Abfertigung im Todesfall

Sind unter den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung
der/die Erblasserin gesetzlich verpflichtet war, Min-
derjahrige, die zum Zeitpunkt des Todes des/der Ar-
beitnehmers/Arbeitnehmerin das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, so erhéht sich der Anspruch
gemafk § 23 Abs 6 des AngG iVm ArbAbfG auf die volle
Abfertigung. Dies gilt auch, wenn derartige gesetzli-
che Erben das 18. Lebensjahr vollendet haben, jedoch
in einem Ausbildungsverhdltnis stehen und gemaf § 2
Abs 1 lit b) Familienlastenausgleichsgesetz Anspruch

auf Familienbeihilfe besteht. Lefztere Bestimmung ist
auch anzuwenden, wenn das Ausbildungsverhdaltnis
wegen einer Ferialpraxis unterbrochen wird und in
diesem Zeifraum keine Familienbeihilfe gewd&hrt wird.
Ist ein/e Ehegatte/in, eingetragene Partner/in im Sin-
ne des EPG, aber kein/e minderjahrige/r Angehérige/
r im Sinne des vorstehenden Absatzes zum Zeitpunkt
des Todes des/der Arbeitnehmers/Arbeithnehmerin
vorhanden, erhéht sich der Anspruch auf die halbe
Abfertigung gemafs § 23 Abs 6 des AngG iVm ArbAbfG
auf die volle Abfertigung. Dieser Anspruch besteht,
gleichgultig ob der/die uberlebende Ehegatte/in
oder der/die eingetragene Partner/in im Sinne des
EPG zum Zeitpunkt des Todes des/der Arbeitneh-
mers/Arbeitnehmerin unterhaltsberechtigt war oder
nicht. Voraussetzung ist jedoch, dass die Ehe bzw ein-
getragene Partnerschaft zum Zeitpunkt des Ablebens
des/der Arbeithehmers/Arbeitnehmerin 3 Jahre ge-
dauert hat.

6.3 Auszahlung der Abfertigung

Die Auszahlung der Abfertigung erfolgt bei Beendi-
gung des Arbeitsverhdltnisses mit der sonst Ublichen
Lohn-/Gehaltsabrechnung. Ist die Auszahlung als Ein-
malbetrag dem/der Arbeitgeberin aus wirtschaftli-
chen Grunden nicht zumutbar, kann die Auszahlung
gemafR § 23 Abs 4 AngG iVm ArbAbfG erfolgen.

6.4 Anrechenbarkeit anderer Leistungen

Fur jenen Zeitraum, der der Dauer der Abfertigungs-
zahlung entspricht, ruhen sonstige Versorgungsleis-
tungen, wie Pensionszuschisse, Firmenpensionen
und dhnliche Zuwendungen, die der/die Arbeitgebe-
rin oder eine von ihm/ihr unterhaltene Unterstit-
zungseinrichtung (zum Beispiel Pensionsfonds) an-
sonsten bezahlen wirde.

6.5 Berechnung der Abfertigung bei Ubertritt von
Vollzeit- in Teilzeitbeschaftigung

Wird mit dem/der Arbeitnehmerin innerhalb von
10 Jahren - sofern das Arbeitsverhaltnis bis zum 30. Ju-
ni 2002 begrindet wurde und das BMVG (Betriebli-
ches Mitarbeitervorsorgegesetz) keine Anwendung
findet — vor Beendigung des Arbeitsverhdlinisses an-
stelle einer Vollzeitbeschaftigung eine Teilzeitbe-
schaftigung vereinbart, ist das Entgelt aus der Voll-
zeitbeschaftigung bei Berechnung der Abfertigung
nach folgenden Grundsdtzen zu berlcksichtigen: Es
ist die Zahl der Abfertigungsmonate aufgrund der Ge-
samtdienstzeit als Arbeithehmerin zu ermitteln. Da-
nach ist das aliquote Verhdltnis von Teilzeit- und Voll-
zeitbeschaffigung innerhalb des gesamten Arbeifs-
verhaltnisses festzustellen. Die Anzahl der Monatsent-
gelte ist gemdRk dem so ermittelten Verhaltnis aufzu-
teilen. Entsprechend dieser Aufteilung sind dann unfer
Zugrundelegung der monatlichen Berechnungs-
grundlagen nach Voll- und Teilzeitbeschaftigung die
Abfertigungsanteile zu ermitteln und die Gesamtab-
ferfigung festzustellen.



Zur Ermittlung der Berechnungsgrundlage fir Voll-
zeitbeschdaftigung ist das letzte Monatsentgelt auf-
grund der Teilzeitbeschaftigung entsprechend aufzu-
werten (im Verhdltnis tatsdchlicher Stundenzahl pro
Woche zur Normalarbeitszeit bei Beendigung des Ar-
beitsverhaltnisses). Das so aufgewertete Monatsent-
gelt verringert sich jedoch um jene Erhéhung des Mo-
natsgehaltes bzw -lohnes, die im Zusammenhang mit
der Umstellung auf Teilzeit erfolgte und in dieser be-
grundef war. Durch Betriebsvereinbarung oder, wo
kein Betriebsrat errichtet ist, durch Einzelvereinbarung
konnen gleichwertige andere Regelungen uber die
Berucksichtigung von Vollzeitbeschaftigung abge-
schlossen werden.

Sollte eine gesetzliche Regelung betreffend Abferti-
gung bei Ubertritt von Vollzeit- in Teilzeitbeschafti-
gung erfolgen, werden Gesprdche Uber eine entspre-
chende Abdnderung dieses Kollektivvertrages aufge-
nommen.

Diese Bestimmungen gelten sinngemafs fur jene Falle,
in denen eine Verringerung einer Teilzeitbeschafti-
gung vereinbart wird.

Geringere Normalarbeitszeiten als die kollektivver-
tragliche Normalarbeitszeit gelten dann nicht als Teil-
zeit, wenn sie fir den ganzen Betrieb oder Betriebstei-
le gelten und nicht erheblich von der betrieblichen
Normalarbeitszeit abweichen.

6.6 Wechsel in das System der , Abfertigung Neu”
Vereinbaren Arbeitgeberin und Arbeitnehmerin einen
Ubertritt aus dem Abfertigungsrecht des Angestellten-
gesetfzes/Arbeiter-Abfertigungsgesetzes in jenes des
BMVG, ist der/die Arbeitnehmerin berechtigt, binnen
einem Monat ab Unterzeichnung der Ubertrittsverein-
barung ohne Angabe von Griinden von dieser zurtck-
zufreten. Dies gilt nicht, sofern die Ubertrittsvereinba-
rung inhaltlich durch eine Betriebsvereinbarung ge-
mafk § 97 Abs 1 Z 26 ArbVG (Festlegung von Rahmen-
bedingungen fir den Ubertritt in das Abfertigungs-
recht des BMVG) bestimmt ist.

§ 4 Betriebszugehdrigkeit und Karenzen

1. Betriebszugehorigkeit

Fur die Bemessung der Dauer der Betriebszugehorig-
keif sind alle Dienstzeiten im Betrieb des gleichen Un-
ternehmens, die keine Idngere Unterbrechung als je-
weils 60 Tage aufweisen, zusammenzurechnen. Diese
Bestimmung gilt nicht far jene Félle, in denen das Ar-
beitsverhaltnis aus Verschulden des/der Arbeitneh-
mers/Arbeitnehmerin beendet wurde.

2. Anrechnung Karenzen (Karenzurlaube)

Karenzen (Karenzurlaube) innerhalb des Arbeitsver-
haltnisses im Sinne des MSchG, EKUG oder VKG, die
vor dem 1. 2. 2013 begonnen haben, werden fur die
Bemessung der Kindigungsfrist, der Dauer des Kran-
kenentgeltanspruches, des Krankengeldzuschusses,
der Urlaubsdauer, des Jubildumsgeldes und bei Be-
messung der Hohe der Abfertigung sowie fur die 5-
jahrige Dienstzeit bei Elternaustritt iSd § 23a AngG
iVm § 2 ArbAbfG bis zum Héchstausmaf; von insge-
samt 22 Monaten angerechnet.

Hinsichtlich der Anrechnung fir am 1. 2. 2013 oder
spdater begonnenen Karenzen (Karenzurlaube) gilt fol-
gende Regelung:

Karenzen (Karenzurlaube) innerhalb des Arbeitsver-
haltnisses im Sinne des MSchG, EKUG oder VKG wer-
den fur die Bemessung der Kindigungsfrist, der Dauer
des Krankenentgeltanspruches, des Krankengeldzu-
schusses, der Urlaubsdauer, des Jubildumsgeldes
und bei Bemessung der Hohe der Abfertigung sowie
far die 5-jahrige Dienstzeit bei Elternaustritt iSd
§ 23a AngG iVm § 2 ArbAbfG bis zum Hochstausmalfs
von insgesamt 32 Monaten angerechnet.

Karenzen (Karenzurlaube), die vor dem 1. 2. 2013 be-
gonnen haben und Karenzen (Karenzurlaube) welche
spater begonnen haben, werden insgesamt bis zum
Hochstausmaf von 32 Monaten angerechnet.

Karenzen (Karenzurlaube) innerhalb des Arbeitsver-
haltnisses im Sinne des MschG, EKUG oder VKG, die
nach dem 1. 2. 2017 begonnen haben, werden auf
dienstzeitabhdngige Anspriuche zur Ganze angerech-
net. Die Bestimmung des § 9 Punkt 1.6 bleibt fur Karen-
zen, die bis zum 31. Janner 2018 begonnen haben, un-
beruhrt.

3. Sofern eine Elternkarenz bis Idngstens zum zweiten
Geburtstag des Kindes beansprucht wurde, hat der/
die Arbeitgeberin im sechsten oder funften Monat
vor dem Ende der Karenz den in Karenz befindlichen
Elternteil an die zuletzt bekannt gegebene Adresse
schriftlich zu informieren, zu welchem Zeitpunkt die
Karenz endet.

Wird diese Verstdndigung unterlassen und erfolgte
kein Austritt gem § 23a Abs 3 bzw 4 AngG iVm § 2 Arb-
AbfG, kann der/die Arbeitnehmerln bis zu vier Wo-
chen nach einer nachgeholten Verstadndigung im obi-
gen Sinn die Arbeit antreten (sp&testens mit Ablauf des
Anspruchs auf Kinderbetreuungsgeld) oder binnen
zwei Wochen nach dieser Verstdndigung den Austritt
erklaren; in diesem Fall besteht Anspruch auf Abferti-
gung gem § 23a Abs 3 und 4 AngG iVm § 2 ArbAbfG,
sofern nicht das BMVG Anwendung findet.

Die Unterlassung der Dienstleistung zwischen dem En-
de der gesetzlichen Karenz und dem Wiederanfritt im
Sinne der obigen Bestimmung gilt als nicht pflichtwid-



rig. Es besteht kein Kiindigungsschutz Gber den ge-
setzlichen Anspruch hinaus.

Diese Regelung gilt fir Karenzen, die nach dem 31. Au-
gust 2004 enden.

§ 5 Arbeitszeit

1. Woéchentliche Normalarbeitszeit

Die wochentliche Normalarbeitszeit ausschlieilich der
Pausen befréagt 38 Stunden, bei Lehrlingen einschliefz-
lich der fur den Besuch der Berufsschule notwendigen
Zeit.

1.1 Arbeit am Samstag

Bei einer 5-Tage-Woche ist in Betrieben bzw Befriebs-
abtfeilungen ohne Schichtbetrieb der Samstag ar-
beitsfrei.

1.2 Wochenarbeitszeit der Jugendlichen

Die Wochenarbeitszeit der Jugendlichen kann gemafs
§ 11 Abs 2 KJBG auf die einzelnen Werktage abwei-
chend von den Bestimmungen des § 11 Abs 1 dieses
Gesefzes Uber die tagliche Arbeitszeit der Jugendli-
chen aufgeteilt werden. Die Tagesarbeitszeit darf je-
doch keinesfalls 9 Stunden Uberschreiten.

1.3 Waochentliche Normalarbeitszeit im vollkonfi-
nuierlichen Schichtdienst

Im vollkontinuierlichen Schichtdienst betragt die wo-
chentliche Normalarbeitszeit durchschniftlich 36 Wo-
chenstunden.

Im teilkontinuierlichen Schichtdienst betragt die woé-
chentliche Normalarbeitszeit durchschniftlich 36 Wo-
chenstunden, wenn solche Schichtdienste mittels
Schichtplédne tatsdchlich und dauerhaft eingerichtet
sind (mehr als 24 Wochen). Im Schichtplan mussen
mindestens monatlich 6 Gber Mitternacht hinausge-
hende Nachtschichten durchgehend im Lohn- und
Gehaltszahlungszeitraum vereinbart sein.

Weiters muss der/die einzelne Arbeitnehmerin im
Rahmen des Schichtplanes konkret fur mindestens
5 Nachtschichten (gleichgultig ob durchgehend oder
nicht) im Lohn- und Gehaltszahlungszeitraum einge-
teilt sein.

Arbeitnehmer die das 55. Lebensjahr vollendet haben
und Schichtarbeit im obigen Sinne leisten haben An-
spruch auf eine bezahlte Freischicht innerhalb eines
Kalenderjahres. Nach Moglichkeit soll diese bezahlte
Freischicht auf eine Einbringschicht fallen um einen
Idngeren Erholungszeitraum zu gewdhrleisten. Dabei
darf es sich nicht um eine Sonn- oder Feiertagsschicht
handeln.

2. Tagliche Arbeitszeit

Die Festsetzung der taglichen Normalarbeitszeit und
deren eventuelle Anderung hat unter Bedachtnahme
auf die Betriebserfordernisse und gesetzlichen Be-
sfimmungen im Einvernehmen mit dem Betriebsrat
zu erfolgen.

Die tagliche Normalarbeitszeit kann bei regelmaRkiger
Verteilung der gesamten Wochenarbeitszeit auf 4 Ta-
ge durch Betriebsvereinbarung, in Befrieben ohne Be-
triebsrat durch Einzelvereinbarung, auf bis zu 10 Stun-
den ausgedehnt werden. Der arbeitsfreie Tag darf
nicht auf einen Feiertag fallen.

3. Arbeitszeit bei mehrschichtiger oder kontinuierli-
cher Arbeitsweise

Bei konfinuierlicher oder mehrschichtiger Arbeitswei-
se kann im Rahmen des Schichtplanes die wochentli-
che Normalarbeitszeit bis 56 Stunden ausgedehnt
werden. Der Schichtplan ist so zu erstellen, dass inner-
halb eines Schichtturnusses die durchschniftliche wé-
chentliche Arbeitszeit 38 Stunden (bei vollkontinuierli-
cher Arbeitsweise 36 Stunden) nicht Uberschreitet. In-
nerhalb von 2 aufeinander folgenden Wochen darf
die Normalarbeitszeit 96 Stunden nicht Uberschreiten.
AuRerhalb dieses Schichtplanes kann bei aufierge-
wohnlichem Arbeitsanfall im Einvernehmen mit dem
Betriebsrat, in Betrieben ohne Betriebsrat mit Zustim-
mung der befroffenen Arbeitnehmerinnen eine Aus-
dehnung dieser Arbeitszeit vereinbart werden.

3.1 Springerinnen bei Schichtarbeit

Bei kontinuierlicher Arbeitsweise ist durch entspre-
chende Einteilung von Springerinnen Vorsorge zu tref-
fen, dass jede/rim Schichtbetrieb beschaftigte Arbeit-
nehmerin die ihm/ihr geblihrende Freizeit erhalt. Far
Sonntagsarbeit gebihrt jede Woche ein Ersaftzruhe-
tag. Im Monaf muss mindestens ein Sonnfag arbeifs-
frei sein.

4. Durchrechnungszeifraum im einschichtigen Be-
trieb

Wenn es die betrieblichen Notwendigkeiten erfordern,
kann im einschichtigen Betfrieb die wéchentliche Nor-
malarbeitszeit durch Betriebsvereinbarung im Rah-
men einer Bandbreite von 36 bis 40 Stunden festge-
setzt und innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes
bis zu 13 Wochen auf die einzelnen Wochen so verteilt
werden, dass sie im wochentlichen Durchschnitt
38 Stunden nicht Uberschreitet. Dieser Durchrech-
nungszeifraum kann durch Betriebsvereinbarung,
die der Zustimmung der Kollektivvertragspartner be-
darf, bis zu 26 Wochen ausgedehnt werden. Die
36 Stunden Normalarbeitszeit pro Woche kénnen un-
terschritten werden, wenn die Unterschreitung einem
Ausgleich in Form von ganzen Tagen dient.

Ist der Ausgleich aus Grinden, die der/die Arbeitneh-
merln nicht zu vertreten hat, nicht moéglich, ist nach
Ablauf des vereinbarten Zeitraumes die Gber 38 Stun-
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den geleistete Zeit mit einem entsprechenden Uber-
stundenzuschlag zu bezahlen.

Bei einem Ausgleich in Form von ganzen Tagen ist an
solchen Tagen geleistete Arbeit mit dem entsprechen-
den Uberstundenzuschlag zu entlohnen. Dasselbe gilt
bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses vor Inan-
spruchnahme des Ausgleiches.

4a. KV Ermachtigung zwecks anderer Verteilung der
Normalarbeitszeit bei Arbeitszeitmodellen

Zum Aufbau ladngerer zusammenhdngender Freizeit
kann im Rahmen von Arbeitszeitmodellen durch Be-
triebsvereinbarung bzw in Befrieben ohne Betriebsrat
durch Einzelvereinbarung ein langerer Durchrech-
nungszeifraum zur Verteilung der Normalarbeitszeit
vereinbart werden. Weitere Details sind in der jeweili-
gen Betriebsvereinbarung/Einzelvereinbarung festzu-
halten.

5. Einarbeiten in Verbindung mit Feiertagen

5.1 Die Arbeitszeit kann in Verbindung mit Feiertagen
durch Befriebsvereinbarung oder in Betrieben mit we-
niger als 5 Arbeitnehmerlnnen mit diesen gemaf § 4
AZG verlegf werden.

Ein Einarbeitungszeitraum von héchstens 52 Wochen
kann durch Betriebsvereinbarung festgelegt werden,
sofern grundsdftzlich die einzuarbeitende Arbeitszeit
gleichmaRig auf die Wochen des Einarbeitungszeit-
raumes verteilt wird.

5.2 Endet das Arbeitsverhdlinis vor Konsumierung der
eingearbeiteten Zeit (Freizeit), so gebuhrt fur die nicht
konsumierte Zeit die entsprechende Uberstundenver-
gltung. Ein Anspruch auf Uberstundenzuschlag ent-
fallt, wenn das Arbeitsverhaltnis aufgrund eines unbe-
rechfigten vorzeitigen Austritts oder einer verschulde-
ten Entlassung beendet wird.

6. Arbeitszeit bei regelmagiiger Arbeitsbereitschaft
Fur die in diesem Punkt bezeichneten Arbeitnehmerin-
nen, deren Arbeitsverhdlitnis vor dem 1. April 2003 be-
gonnen hat und die vor und nach dem 1. April 2003 im
Bereich der erdél- und erdgasgewinnenden Industrie
tatig waren/sind, gilt nach der 38. bzw 36. Stunde bis
zur 48. Stunde auRer der Normalstundenvergutung
noch ein Zuschlag von 30 %.

6.1 Die wochentliche Normalarbeitszeit fur Tag- und
Nachtwéachterinnen, Tag- und Nachtportierinnen so-
wie hauptberufliche Werksfeuerwehren kann bis zu
60 Stunden, die tégliche Normalarbeitszeit bis 12 Stun-
den ausgedehnf werden, wenn in die Arbeitszeit der
Arbeitnehmerlinnen regelmdafig und in erheblichem
Umfang Arbeitsbereitschaft fallt.

Uber die Normalarbeitszeit hinausgehende Arbeits-
stunden bis einschlieflich der 48. Arbeitsstunde wer-
den neben dem Monatslohn/-gehalt mit dem Normal-
stundenlohn/-gehalt vergutet, ab der 49. Arbeitsstun-
de gebuhrt Uberstundenentlohnung.

6.2 Die Einsatzzeit der Lenkerlnnen (Chauffeurinnen)
und Beifahrerlnnen von Kraftfahrzeugen kann, soweit
in diese regelmdfkig und in erheblichem Umfang Ar-
beitsbereitschaft fallt, taglich bis 14 Stunden und wé-
chentlich bis 60 Stunden betragen (§ 16 Abs 3und § 5
Abs 1 AZG).

Befinden sich 2 Lenkerlnnen im Fahrzeug, so kann die
Einsatzzeit taglich bis zu 17 Stunden und wdéchentlich
bis zu 60 Stunden befragen.

Uber die Normalarbeitszeit hinausgehende Arbeits-
stunden bis einschlieflich der 48. Arbeitsstunde wer-
den neben dem Monatslohn/-gehalt mit dem Normal-
stundenlohn/-gehalt vergutet, ab der 49. Arbeitsstun-
de gebuhrt Uberstundenentlohnung. Sonn- und Feier-
tags- sowie Nachtarbeitsstunden (20:00 bis 6:00 Uhr)
sind jedenfalls Uberstunden.

Die Lenkpause betragt eine Stunde, die Fahrerlnnen
von Kraftfahrzeugen (Sattelkraftfahrzeugen) mit tGber
20 Tonnen hoéchstzuldssigem Gesamtgewicht zusteht,
sie kann durch 2 Lenkpausen von mindestens je einer
halben Stunde ersetzt werden.

6.3 Unbeschadet der nach § 7 Abs 1 AZG und § 13b
AZG zulassigen Uberstunden kann die Uberstunden-
leistung fur Lenkerinnen (Chauffeurlnnen) und Bei-
fahrerlnnen bis zu 10 weiteren Stunden woéchentlich
ausgedehnt werden (§ 7 Abs 2 AZG). Der/Die Arbeit-
nehmerin kann nicht verpflichtet werden, mehr als
10 Uberstunden pro Woche zu leisten.

7. Rufbereitschaft

Uber die Rufbereitschaft sind Betriebsvereinbarungen
abzuschlieken. Bestehende Firmenregelungen blei-
ben bis zum Abschluss einer Betriebsvereinbarung
aufrecht.

8. Arbeitszeit am 24. und 31. Dezember

Der 24. und 31. Dezember sind zur Ganze ohne Lohn-/
Gehaltsabzug arbeitsfrei.

Jenen Arbeitnehmerlnnen, die am 24. und 31. Dezem-
ber arbeiten mussen, gebuhrt fur jede in der Normal-
arbeitszeit geleistete Stunde ein Zuschlag von 100 %
(ohne Grundvergutung).

Uberstunden am 24. und 31. Dezember werden mit der
Grundvergutung und einem Zuschlag von 100 % ent-
lohnt. Als Uberstunden an diesen beiden Tagen gelten
jene Arbeitszeiten, welche die fur den betreffenden
Wochentag festgesetzte Normalarbeitszeit Uberstei-
gen.
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§ 5a Nachtarbeit

1. Nachtarbeit ist nur zuléssig, soweit eine freiwillige
abgeschlossene schriftliche Vereinbarung (Dienstzet-
tel) vorliegt.

Lehnen Arbeitnehmerinnen eine solche Vereinbarung
ab, darf aus diesem Grund das Arbeitsverhaltnis nicht
beendet werden; Glaubhaftmachung genigt. Eine
unzuldassige Beendigung liegt nicht vor, wenn eine h6-
here Wahrscheinlichkeit flr ein anderes, vom/von der
Arbeitgeberln glaubhaft gemachtes Motiv spricht.
Unkenntnis des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin von
der Ablehnung kann nicht geltend gemacht werden.
Die Unzulassigkeit der Beendigung kann nur binnen
14 Tagen bzw unverziglich nach Wegfall eines unvor-
hergesehenen oder unabwendbaren Hinderungs-
grundes und nur gerichtlich geltend gemacht werden.

2. Der/Die Arbeitgeberin ist nach Makgabe der be-
trieblichen Moglichkeiten verpflichtet, Arbeitnehme-
rinnen auf deren Verlangen auf einem geeigneten Ta-
gesarbeitsplafz fur die Dauer nachfolgender Hinde-
rungsgrinde zu verwenden:

- wenn nach einer arztlichen Feststellung die Fortset-
zung der Nachtarbeit den/die Arbeithehmerin in
seiner/ihrer Gesundheit gefahrdet*),

- die Betreuung eines unter 12-jahrigen im Haushalf
der/des Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin lebenden
Kindes wahrend der Nachtarbeit und fir mindes-
tens 8 Stunden wdhrend des Tages nicht gewdhr-
leistet ist,

- oder der/die Arbeitnehmerln einen pflegebedurfti-
gen nahen Angehérigen (§ 16 UrlG) ab der Pflege-
stufe 3 versorgt.

Die beiden letzteren Grinde kénnen nicht herangezo-
gen werden, wenn im gemeinsamen Haushalf eine an-
dere Person lebt, die die entsprechenden Betreuungs-
und Sorgepflichten durchfihren kann.

Weitere gleichwertige Griinde kénnen durch Befriebs-
vereinbarung geregelf werden.

Umstande, die beim Abschluss der Vereinbarung be-
reits vorgelegen sind, kdnnen nicht herangezogen
werden.

Ist eine Versetzung auf einen anderen geeigneten Ta-
gesarbeitsplatz aus befrieblichen Grinden nicht
moglich oder erfolgt sie nicht binnen 14 Tagen, ist
der/die Arbeitnehmerln zum vorzeitigen Austritt be-
rechtigt.

3. Der/Die Arbeitgeberin hat bei Einteilung der Nacht-
arbeit nach Moéglichkeit die Bedurfnisse der Arbeit-
nehmerinnen, die eine berufsbildende Weiterbil-
dungseinrichtung oder Schule besuchen oder dies
beabsichtigen, zu bericksichtigen.

4. Wird im Befrieb ein Tagesarbeitsplatz frei, ist er in-
nerbetrieblich auszuschreiben. Arbeithehmerinnen,
die Nachtarbeit leisten und die frei werdende Arbeit
- allenfalls nach zumutbarer Umschulung - verrich-
ten kénnen, sind vorrangig zu bertcksichtigen.

5. Die Arbeitgeberlnnen haben dafur zu sorgen, dass
Arbeitnehmerinnen, die Nachtarbeit ausiben oder
auslben sollen, sich auf eigenen Wunsch vor Aufnah-
me dieser Tatigkeit sowie bei Fortdauer der Tatigkeit
im Sinne des § 12b AZG, BGBI | Nr 122/2002 arztlich
untersuchen lassen kénnen. Der/Die Arbeitgeberin
hat den Arbeitnehmerinnen allfallige Kosten zu erstat-
ten. Die erforderliche Zeit ist auf die Arbeitszeit anzu-
rechnen.

6. Abgesehenvondenin § 97 Abs 1 Z 6a ArbVG erfass-
ten Fallen (Nachtschwerarbeit) kénnen Betriebsver-
einbarungen uUber Maknahmen zum Ausgleich bzw
zur Milderung von Belastungen der Arbeithehmerin-
nen durch Nachtarbeit abgeschlossen werden.

*) Die Kollektivvertragspartnerinnen stimmen Uberein, dass es sich
bei der Begutachtung um eine fir die Gesundheitsbeeintrdchtigung
einschlégige fachdrztliche Begutachtung handeln muss.

§ 6 Uberstunden, Sonn- und Feiertagsarbeit

1. Definition

Als Uberstunde gilt jede angeordnete Arbeitszeit, wel-
che aufgerhalb der auf Grundlage der jeweils gelten-
den wochentlichen Normalarbeitszeit vereinbarten
taglichen Arbeitszeit liegt. Bei Schichtarbeit gilt als
Uberstunde jede angeordnete Arbeitszeit, welche au-
kerhalb der taglichen Schichtarbeitszeit (laut Schicht-
plan*) liegt.

Durch Befriebsvereinbarung kénnen Regeln zur Ver-
einbarung von All-in Gehaltern getroffen werden.

2. Arbeitspause

Schliekt Uberstundenarbeit unmittelbar an die nor-
male Arbeitszeit an, so ist eine Arbeitspause von 10 Mi-
nuten zu halten, die in die Arbeitszeit eingerechnet
wird.

3. Information an den Betriebsrat

Der Betriebsrat ist bei Uberstundenleistungen im Vor-
hinein zu verstdndigen, sofern es sich nicht um Uber-
stundenleistung einzelner Arbeitnehmerinnen han-
delf.
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4. Uberstunden bei unvorhersehbaren Féllen

Auch wenn sich Arbeitnehmerinnen zu Uberstunden-
arbeit verpflichtet haben, kénnen Uberstunden fur
den laufenden Tag nur bei Vorliegen unvorhersehba-
rer Félle angeordnet werden.

5. Sonn- und Feiertagsarbeit

Bei kontinuierlicher Arbeitsweise gilt der Sonntag als
Werktag und der dafur zustehende arbeitsfreie Tag
(Ersatzruhetag) als Sonntag, soweit nicht bereits be-
stehende Vereinbarungen eine andere Regelung vor-
sehen. Fallt auf einen als Sonntag geltenden Werktag
ein gesetzlicher Feiertag, so ist fur jede an diesem Tag
erbrachte Arbeitsleistung die kollektivvertragliche Fei-
erfagsentlohnung zu bezahlen. Fur Arbeitsstunden,
die an arbeitsfreien Werktagen geleistet werden, ge-
buhrt ein Zuschlag von 100 %, jedoch nur dann, wenn
dieser arbeitsfreie Tag als Ersatz fur einen Sonntag

gilt.

6. Uberstundenzuschlage

6.1a Angeordnete Uberstunden sind mit einer Grund-
vergUfung und einem Zuschlag zu entlohnen. Bei Teil-
zeitbeschaftigten liegen Uberstunden erst vor, wenn
das Ausmafy der fur die vollbeschaftigten Arbeitneh-
merinnen festgesetzten tdaglichen Arbeitszeit Uber-
schriften wird. Der Zuschlag betragt in der Regel
50 %; Uberstunden werden, soweit sie in die Zeit von
20:00 bis 6:00 Uhr fallen, mit einem Zuschlag von
100 % entlohnt. Solche mit 100 % Zuschlag abzugel-
tende Uberstunden dirfen durch Pauschalentloh-
nungsvereinbarungen (All-in-Vereinbarungen, Uber-
stundenpauschalien) nicht geschmalert werden, aus-
genommen sind Reise- und Lenkzeiten (§§ 21 f).

6.1b Ausdriicklich im Vorhinein angeordnete Uber-
stunden werden, soweitf sie nach der vollendeten tat-
sdchlich geleisteten zehnten Arbeitsstunde an einem
Wochentag geleistet werden, und nicht bereits
Punkt 6.1a zur Anwendung gelangt, mit einem Zu-
schlag von 100 % entlohnt. Solche mit 100% Zuschlag
abzugeltende Uberstunden dirfen durch Pauschal-
enflohnungsvereinbarungen (All-in-Vereinbarungen,
Uberstundenpauschalien) nicht geschmélert werden,
ausgenommen sind Reise- und Lenkzeiten (§§ 21f).
6.1b mit Wirksamkeit zum 1. 7. 2019

6.2 Werden bei mehrschichtiger Arbeit im Anschluss
an die Nachtschicht Uberstunden geleistet, so gebihrt
ein Zuschlag von 100 %, auch wenn diese Uberstun-
den nicht in die Zeit nach 20:00 Uhr fallen. Die Entloh-
nung dieser Uberstunden darf durch Pauschalentloh-
nungsvereinbarungen (All-in-Vereinbarungen, Uber-
stundenpauschalien) nicht geschmalert werden, aus-
genommen sind Reise- und Lenkzeiten (§§ 21 f).

6.3 Bei 5-Tage-Woche werden die ersten 2 Uberstun-
den, die an einem sonst arbeitsfreien Samstag oder
Sonntag geleistet werden, mit einem Zuschlag von

50 %, die dritte und die folgenden Uberstunden mit ei-
nem Zuschlag von 100 % entlohnt. Solche mit 100 %
Zuschlag abzugeltende Uberstunden dirfen durch
Pauschalentlohnungsvereinbarungen (All-in-Verein-
barungen, Uberstundenpauschalien) nicht geschma-
lert werden, ausgenommen sind Reise- und Lenkzeiten

(§§ 211).

6.4 Wird ein/e Arbeitnehmerln zur Leistung von Uber-
stundenarbeit nach Verlassen der Arbeitsstatte zu-
rickberufen, so gebuhrt in jedem Fall ein Zuschlag
von 100 %. Aufierdem erhalt der/die Arbeithehmerin
die far den Hin- und Ruckweg notwendige Wegzeit
mit der normalen Grundvergutung gemafk Pkt 6.6 oh-
ne Zuschlag entlohnt; ferner steht ihm/ihr der Ersatz
des Fahrgeldes zu. Eine ,Zurtickberufung” liegt nicht
vor, wenn dem/der betreffenden Arbeitnehmerin be-
reits am Tage vorher bekannt gegeben wird, dass
er/sie am nachsten Tag zu einer Arbeit zu erscheinen
hat.

6.5 Uberstunden an gesetzlichen Feiertagen werden
mit der Grundvergutung gemdaf Pkt 6.6 und einem Zu-
schlag von 200 % entlohnt. Als Uberstunden an ge-
sefzlichen Feiertagen gilf jene Arbeitszeit, welche die
fur den betreffenden Wochentag festgesetzte normale
Arbeitszeit Ubersteigt. Die Entlohnung dieser Uber-
stunden darf durch Pauschalentlohnungsvereinba-
rungen (All-in-Vereinbarungen, Uberstundenpau-
schalien) nicht geschmdalert werden, ausgenommen
sind Reise- und Lenkzeiten (§§ 21 f).

6.6 Grundlage fur die Berechnung der Grundvergu-
tung fur Uberstunden und der Uberstundenzuschléage
ist — abweichend von 1/165 bzw 1/156 gemaf; § 13
Pkt 1, 2. Satz — bei der 38-Stunden-Woche 1/142 und
bei der 36-Stunden-Woche 1/134 des Monatslohnes
bzw -gehaltes fir 1 Arbeitsstunde. Im Ubrigen gilt
§ 10 AZG. Die Festlegung der Berechnungsgrundlage
(Entgeltbegriff im Sinne des § 10 AZG) bei Berechnung
der mit mehr als 50%igem Zuschlag entlohnten Uber-
stunden laut 6.1, 6.2, 6.3 und 6.5 bei Pauschalentloh-
nungsvereinbarungen (All-in-Vereinbarungen) bleibt
abweichend von Pkt 6.6 einer Betriebsvereinbarung
- bei Betrieben ohne Betriebsrat einer Einzelvereinba-
rung — vorbehalten.

6.7 Mit dieser Festsetzung erscheinen alle tber 12 Mo-
natsldhne/-gehdlter hinausgehenden kollektivver-
traglichen Sonderzahlungen bei der Berechnung der
Grundvergitung fur Uberstunden und der Uberstun-
denzuschléage bereits bertcksichtigt.

7. Sonntagszuschlag

Fur jede an einem Sonntag erbrachte Arbeitsleistung
gebUhrt neben dem auf die Arbeitsleistung entfallen-
den Enfgelt ein Zuschlag von 100 % der Grundvergu-
tung. Grundlage fur die Berechnung der Grundvergu-
tung ist — abweichend von 1/165 bzw 1/156 gemdafs
§ 13 Pkt 1, 2. Satz - bei der 38-Stunden-Woche 1/142
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und bei der 36-Stunden-Woche 1/134 des Monatsloh-
nes bzw -gehaltes fur 1 Arbeitsstunde.

8. Feiertagsentlohnung

Arbeiten an gesefzlichen Feiertagen sind mit einem
Zuschlag von 100 % der Grundvergutung zu entloh-
nen. Grundlage fiur die Berechnung der Grundvergu-
tung ist — abweichend von 1/165 bzw 1/156 gemdaR
§ 13 Pkt 1, 2. Satz - bei der 38-Stunden-Woche 1/142
und bei der 36-Stunden-Woche 1/134 des Monatsloh-
nes bzw -gehaltes fur 1 Arbeifsstunde.

Die Entlohnung dieser Stunden darf durch Pauschal-
lohnvereinbarungen (All-in Vereinbarungen) nicht

geschmalert werden. Ausgenommen sind Reise- und
Lenkzeiten (§§ 21f).

9. Zusammentreffen mehrerer Zuschlage

Bei Zusammentreffen mehrerer Zuschldge gebihrt
nur der jeweils hochste Zuschlag. Fur Arbeitnehmerin-
nen, die keiner All-In-Vereinbarung unferliegen, ge-
buhrt jedoch bei Uberstundenleistung an Sonntagen
neben dem Sonntagszuschlag ein Uberstundenzu-
schlag von 50 % oder 100 % entsprechend Pkt 6.

*) Im teilkontinuierlichen Schichtbetrieb liegen Uberstunden fir die
37. und 38. Stunde erst dann vor, wenn die individuellen Vorausset-
zungen des § 5 Pkt 1.3. erfillt sind.

§ 7 Altersteilzeit

1. Wird zwischen Arbeitgeberln und Arbeitnehmerin
vereinbart, Alfersteilzeit im Sinne des § 27 AIVG oder
§ 37b AMSG (beide in der Fassung BGBI | Nr 101/
2000 bzw 71/2003) in Anspruch zu nehmen, gelten
die nachstehenden Regelungen, solange die genann-
ten Bestimmungen auf laufende Alfersteilzeit-Verein-
barungen anzuwenden sind. Die nachstehenden Re-
gelungen gelten nur fur ab dem 1. Dezember 2000 ab-
geschlossene Vereinbarungen oder sofern die Partner
fruher abgeschlossener Altersteilzeitvereinbarungen
dies bis langstens 31. Mdarz 2001 vereinbart haben.

2. Der/Die Arbeitnehmerln hat bis zur Héchstbeitrags-
grundlage gemaf § 45 ASVG Anspruch auf Lohnaus-
gleich von mindestens 50 % des Unterschiedsbefrages
zwischen dem vor der Herabsetzung der Normalar-
beitszeit geblUhrenden (bei Altersteilzeitbeginn ab
1. Janner 2004: durchschnittlichen) Entgelt (ein-
schlieflich pauschalierter oder regelmdafig geleiste-
ter Zulagen, Zuschlége und Uberstunden - entspre-
chend den Richtlinien des Arbeitsmarktservice) und
dem der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Ent-
gelt.

3. Der/Die Arbeitgeberln hat die Sozialversicherungs-
beitrdge (Pensions-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslo-
senversicherung) entsprechend der Beitragsgrundla-
ge vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit zu
enfrichten.

4. Eine bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses zuste-
hende Abfertigung gemaf §§ 23 ff AngG sowie Arb-
AbfG ist auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der He-
rabsetzung zu berechnen. In die Berechnung der Ab-
fertigung sind regelmdRige Entgelt-Bestandteile (zB
Uberstunden) in jenem Ausmaf einzubeziehen, in
dem sie vor Herabsetzung der Arbeitszeit geleistet
wurden.

5. Sieht die Vereinbarung unterschiedliche wéchentli-
che Normalarbeitszeiten, insbesondere eine Blockung

der Arbeitszeit vor, so ist das Entgelt fur die durch-
schnittliche Arbeitszeit fortlaufend zu zahlen.

6. Die Berechnung eines Jubildumsgeldes ist auf Basis
der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Normalar-
beitszeit vorzunehmen.

7. Vor Abschluss einer Altersteilzeit-Vereinbarung ist
der Betriebsrat zu informieren.

8. Die Vereinbarung kann unterschiedliche wéchentli-
che Arbeitszeiten vorsehen. Insbesondere kann ver-
einbart werden, dass so lange im Ausmaf der Normal-
arbeitszeit weiter gearbeitet wird (Einarbeitungspha-
se), bis gentugend Zeitguthaben erarbeitet wurden,
um anschliekend durch den Verbrauch dieser Zeit-
guthaben den Entfall jeder Arbeitspflicht bis zum Pen-
sionsantritt zu ermoéglichen (Freistellungsphase). In
diesem Fall gilt:

a) Urlaubsanspriche, die wdhrend der Einarbei-
tungsphase entstanden sind, kénnen jedenfalls
vor deren Ende, bei Nichteinigung unmittelbar da-
vor, verbraucht werden.

b) Bei Beendigung des Arbeitsverhdaltnisses bestehen-
de Zeitguthaben an Normalarbeitszeit sind auf
Grundlage des zu diesem Zeitpunkt gebuhrenden
Stundenentgelts (ohne Lohnausgleich), jedoch oh-
ne Berechnung des in § 19e AZG vorgesehenen Zu-
schlags auszuzahlen. Endet das Arbeitsverhaltnis
durch den Tod des/der Arbeitnehmers/Arbeitneh-
merin, so gebuhrt diese Abgeltung den Erblnnen.

c) Bei Abwesenheitszeiten ohne Entgelt-Anspruch
werden keine Zeitguthaben erworben. Dement-
sprechend endef die Einarbeitungsphase, wenn
fur die Freistellung ausreichende Zeitguthaben er-
worben sind.

d) Fir in der Vereinbarung im Vorhinein festgelegte,
Uber das durchschniftliche Arbeitszeitausmaf hi-
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naus geleistete Stunden gebuhrt kein Mehrarbeits-
zuschlag gem § 19d Abs 3a AZG.

9. Die Kollekfivvertragspartner empfehlen:

a) Hinsichtlich Zusatzpensionen innerbetrieblich eine
Regelung zu freffen, die eine Minderung der Ver-
sorgung moglichst vermeidet.

b) Bei Blockung der Altersteilzeit eine Regelung fur
den Urlaub in der Freistellungsphase vorzusehen
(zB vorzusehen, dass sich fur jede Urlaubswoche,
die in der Freistellungsphase entsteht, die Einarbei-
tungsphase um die vereinbarte durchschnittliche
Wochen-Arbeitszeit verkirzt, sodass der Urlaub in
den Zeitrdumen jeden Urlaubsjahres der Freistel-
lungsphase, die den nicht erworbenen Zeitgut-

schriften entsprechen, verbraucht werden kann
und wird).

c) Eine Regelung zu treffen, die die Rickkehr zur Voll-
beschaftigung wahrend der Laufzeit der Vereinba-
rung aus aufzerordentlich wichtigen persénlichen
Granden (wirtschaftliche Notlage, zB aus familia-
ren Grinden) ermdéglicht, soweit den/die Arbeitge-
berin dadurch keine Pflicht zur Rickzahlung der
bereits aufgrund der Altersteilzeit erhaltenen Leis-
tungen trifft und dem nicht betriebliche Grinde
enfgegenstehen.

10. Die Kollektivvertrags-Partnerlnnen kommen tber-
ein, unverzuglich Verhandlungen Uber eine Neurege-
lung des § 7 aufzunehmen, wenn die gesetzlichen Re-
gelungen betreffend Altersteilzeit gedndert werden.

§ 8 Beschaftigung in einer aufzerbetrieblichen Arbeitsstatte in Verbindung mit neuen
Kommunikationstechnologien (Telearbeit)

1. Gegenstand

Gegenstand sind Rahmenbedingungen und Auf-
wandserstatfungen fur eine von einem/r Arbeitneh-
merln gewdhlte auRerbetriebliche Arbeifsstatte, ins-
besondere in der Wohnung von dem/der Arbeitneh-
merin.

Nicht unter die Regelungen des § 8 fallen Arbeitneh-
merinnen, die ihre Arbeit grundsdtzlich im Buro (in-
nerbetriebliche Arbeitsstatte) ausiben und nur aus-
nahmsweise auf Basis einer Betriebsvereinbarung bis
zu einem zeitlichen Hoéchstausmaf von max 25% im
~home office” arbeiten (davon ausgenommen Auken-
dienstmitarbeiterlnnen).

2. Begriff

Eine auferbetriebliche Arbeitsstatte liegt dann vor,
wenn der/die Arbeitnehmerln regelmdafige Teile sei-
ner/ihrer Normalarbeitszeit dort leistet.

3. Voraussetzungen

Die Beschaftigung an aufkerbetrieblichen Arbeitsstat-
ten ist sowohl von Seiten des/der Arbeitnehmers/Ar-
beitnehmerin als auch des/der Arbeitgebers/Arbeit-
geberin freiwillig. Die Teilnahme unterliegt folgenden
Voraussefzungen:

a) Personelle EinzelmaRnahmen

Die Einrichtung einer aufserbetrieblichen Arbeits-
statte erfolgt aufgrund einer schriftlichen Verein-
barung des Unternehmens mit dem/der Arbeitneh-
merln, die den Bestimmungen dieses Kollekfivver-
trages sowie einer allfallig abzuschliekenden Be-
triebsvereinbarung folgt. Die Beteiligungsrechte
des Betriebsrates sind einzuhalten.

b) Status der Arbeitnehmerinnen
Der arbeitsrechtliche Status der fest angestellten
Arbeitnehmerlnnen erfahrt durch die schriftliche
Vereinbarung einer aufierbetrieblichen Arbeits-
statte keine Anderung.

4. Bestehende betriebliche Regelungen

Bestehende betriebliche Regelungen sind nach Még-
lichkeit unverandert oder sinngemdafs fur die Arbeit-
nehmerlnnen, die eine aufierbetriebliche Arbeitsstatte
haben, anzuwenden. Bestehende Betriebsvereinba-
rungen, deren Gegenstand die Regelung von Be-
schaftigung in aufierbetrieblichen Arbeitsstatten ist,
bleiben aufrecht, sofern diese fur die betroffenen Ar-
beitnehmerinnen gunstiger sind als dieser Kollekfiv-
vertrag.

5. Dienstnehmerlnnenhaftpflicht

Die Schutznormen des DNHG werden auf im Haushalt
lebende Personen der Arbeitnehmerinnen in auferbe-
trieblichen Arbeitsstatten analog angewendet.

6. Umfang der Arbeitszeit
Die zu leistende Arbeitszeit ist die jeweils betrieblich
geltende Wochenarbeitszeit.

7. Aufteilung der Arbeitszeit auf die Arbeitsstatten
Die Aufteilung der Arbeitszeit zwischen betrieblicher
und auRerbetrieblicher Arbeitsstatte ist schriftlich zu
vereinbaren.

8. Mehrarbeit und Uberstunden

Alle uber die gelfende Normalarbeitszeit hinausge-
henden Arbeitszeiten mussen, unabhdngig von der
Arbeitsstatte, im Voraus von dem Vorgesetzten ent-
sprechend den betrieblichen Regelungen angeordnet
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sein, um als solche anerkannt zu werden. Als Anord-
nung von Mehrarbeit bzw Uberstunden gelten auch
terminisierte Arbeitsauftrage, bei denen anzunehmen
ist, dass diese im Normalfall nur durch die Leistung
von Mehrarbeit bzw Uberstunden zu bewdltigen sind.
Eine Vergutung derselben erfolgt entsprechend den
bestehenden Regelungen. Die Mitbestimmungsrechte
des Befriebsrates gemaf § 97 Abs 1 Z 2 ArbVG bleiben
unberuhrt.

9. Fahrzeiten

Fahrzeiten zwischen betrieblicher und auferbetriebli-
cher Arbeitsstafte gelten als nicht betriebsbedingt und
finden keine Anrechnung, es sei denn, dass es sich da-
bei um Dienstwege handelt, die nicht in der vorge-
nommenen Aufteilung zwischen betrieblicher und au-
Rerbetrieblicher Arbeitsstatte begrindet sind und die
aufgrund geltender betrieblicher Regelungen abzu-
gelten waren. Wird ein/e Arbeitnehmerin aufgefor-
dert, wahrend seiner/ihrer auferbetrieblichen Ar-
beitszeit in die betriebliche Arbeitsstatte zu kommen,
wird die Arbeitszeit nicht unterbrochen.

10. Zeiterfassung
Die Erfassung der Arbeitszeit soll auf die betriebliche
Praxis abgestimmt sein.

11. Arbeitsmittel

Die erforderlichen Arbeitsmittel fur die auferbetriebli-
che Arbeitsstatte werden fur die Zeit des Bestehens
dieser Arbeitsstatte vom Unternehmen zur Verfigung
gestellt. Sollten im Ausnahmefall Arbeitsmittel von
dem/der Arbeitnehmerln im Einvernehmen mit dem/
der Arbeitgeberln gestellt werden, so werden die Auf-
wdnde gegen Nachweis erstattet.

12. Aufwandserstattungen

Dem/Der Arbeitnehmerln sind alle in Zusammenhang
mit seiner/ihrer Arbeitsstatte erwachsenden Aufwdn-
de gegen Nachweis zu ersefzen, insbesondere betrifft
dies Raum-, Energie- und Telefonkosten. Pauschaler-
stattungen kénnen vereinbart werden.

13. Reisekosten und Aufwandsentschadigung
Reisekosten und Aufwandsentschadigung zwischen
betrieblicher und aufierbetrieblicher Arbeitsstatte
werden nur erstattet, wenn durch die Abweichung
von der vorgenommenen Aufteilung zwischen betrieb-
licher und auRerbetrieblicher Arbeitsstatte Dienstwe-
ge entstehen.

14. Kontakt zum Betrieb

Die soziale Integration sowie die Kommunikation der
Arbeitnehmerlnnen in das bzw mit dem Unternehmen
sollen frotz der Tafigkeit in einer aufserbetrieblichen
Arbeitsstatte gewdhrleistet bleiben. Bei befrieblichen
Besprechungen soll die Einbindung von in auferbe-
trieblichen Arbeitsstatten beschaftigten Arbeitnehme-
rinnen besonders bericksichtigt werden. Die Teilnah-
me an Betriebsversammlungen ist zu gewdhrleisten
und als Arbeifszeit zu rechnen.

15. Aus- und Weiterbildung
Information und Zugang zu Aus- und Weiterbildung
werden durch geeignefe Mafknahmen sichergestellt.

16. Information des Betriebsrates

Der Betriebsrat wird Uber Arbeithnehmerinnen infor-
miert, die in einer auRerbetrieblichen Arbeitsstatte ta-
tig sind. Der Betriebsrat hat das Recht, die elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen zu benutzen.
Dem Betriebsrat sind jene Kosten zu erstatten, die die-
sem im Rahmen der Betreuung der Arbeithehmerin-
nen in auferbetrieblichen Arbeitsstatfen erwachsen.

17. Aufgabe der auRerbetrieblichen Arbeitsstatte
Die aufierbetriebliche Arbeitsstafte kann bei triftigen
Grunden schriftlich von beiden Seiten unter Einhal-
tung einer Ankundigungsfrist von 3 Monaten aufge-
geben werden. Triffige Grinde auf Seiten des/der Ar-
beitgebers/Arbeitgeberin sind Betriebsdnderungen
im Sinne des § 109 ArbVG oder Versetzung des Arbeit-
nehmers/der Arbeitnehmerin auf einen Blroarbeits-
platz, auf Seiten der Arbeitnehmerinnen Anderungen
in der Lebenssituation, die einer weiteren Nutzung
der auRerbefrieblichen Arbeitsstatte entgegenstehen
(zB Wohnungswechsel oder Anderungen in der Fami-
lie). Eine Kindigung des Wohnungsnutzungsvertrages
durch den Vermieter ist dem/der Arbeitgeberin un-
verzuglich mitzuteilen. Nach Aufgabe der auRerbe-
trieblichen Arbeitsstatte wird die Beschdaffigung in
der betrieblichen Arbeitsstatte fortgesetzt.

Sollten bei Beendigung durch den Arbeitgeber wegen
des triftigen Grundes der Versetzung auf einen Biro-
arbeitsplafz frustrierte Aufwendungen in der Form
entstehen, dass ein daflr begrindetes Bestandver-
haltnis nicht rechtzeitig (zeitgleich) aufgekindigt wer-
den kann, so muss vor der Beendigung uber den Er-
satz der nachzuweisenden Auflésungskosten Einver-
nehmen erzielt werden.
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§ 9 Beschaftigungsgruppen

1. Allgemeine Bestimmungen Uber die Beschafti-
gungsgruppen

1.1 Alle Arbeithehmerinnen werden nach der Art ihrer
tatséchlichen Verwendung und der vorwiegend aus-
gelbten Tatigkeit unter Mitwirkung des Betriebsrates
in jeweils eine der im § 9 Pkt 2 vorgesehenen 11 Be-
schaftigungsgruppen eingereiht.*)

Die Einreihung darf nicht dazu fihren, dass gleiche
oderim Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes gleich-
werfige Tatigkeiten, die vorwiegend Mdanner oder
Frauen verrichten, unterschiedlich eingestuft oder be-
zahlt werden.

Fur Arbeitnehmerinnen, fir die das AngG nicht zur An-
wendung kommt, gilt folgende Bestimmung: Vorar-
beiterinnen (Vorarbeiterinnen, Partiefihrerinnen,
Schichtfihrerlnnen und Obermonteure/innen, Ober-
operateure/innen) erhalten, solange sie in dieser
Funktion tatig sind, eine 10-prozentige Zulage (siehe
unter § 12 KV). Fur diese Arbeitnehmerlnnen ist daher
die Einstufung in eine Beschaftigungsgruppe auf-
grund von Fuhrungs- oder Projektleitungsaufgaben
nicht anwendbar.

1.2 Als Schulen im Sinne des Beschdaftigungsgruppen-
schemas sind nur 6ffentliche Lehranstalten oder Pri-
vatlehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerken-
nen. Die entsprechende Schulbildung ist durch ein
Zeugnis Uber den erfolgreichen ordnungsgemdafen
Abschluss nachzuweisen.

1.3 Innerhalb einer Beschaftigungsgruppe ist das/der
dem/der Arbeitnehmerin gebihrende monatliche
Mindestgrundgehalt/-lohn durch die Zahl der anre-
chenbaren Beschaftigungsgruppenjahre (BGJ) be-
stimmt.

In Beschaftigungsgruppe A sind 4 Beschdaftigungs-
gruppenjahre, gegliedert in 3 Gehalts-/Lohnstufen
(2 Biennien), in den Beschaftigungsgruppen B-J sind
11 Beschdaftigungsgruppenjahre, gegliedert in 6 Ge-
halts-/Lohnstufen (4 Biennien, 1 Triennium), in der Be-
schaftigungsgruppe Ksind 8 Beschaftigungsgruppen-
jahre, gegliedert in 5 Gehaltsstufen (4 Biennien), vor-
gesehen.

1.4 Als Beschaftigungsgruppenjahre gelten jene Zei-
ten, die ein/e Arbeithehmerln in einer bestimmten Be-
schaffigungsgruppe bzw vor Wirksamkeitsbeginn die-
ses Kollektivvertrages mit der einer bestimmten Ver-
wendungsgruppe bzw Tatigkeits- bzw Lohngruppe
entsprechenden Tatigkeit verbracht hat. Arbeitneh-
merinnen, die Angestellte nach dem AngG sind, mus-
sen diese Tatigkeit als Angestellte/r verbracht haben.
Nachgewiesene Zeiten in einer hoheren Beschafti-
gungsgruppe sind auch in niedrigeren Beschafti-
gungsgruppen anzurechnen.

1.5 Zeiten des Préasenz-, Ausbildungs- und Zivildiens-
tes, wahrend derer das Arbeitsverhdaltnis bestanden
hat, sind in jenem Ausmaf anzurechnen, welches § 8
Arbeitsplatzsicherungsgesetz fur die Berucksichfi-
gung eines Osterreichischen Prasenz-, Ausbildungs-
und Zivildienstes vorsieht.

1.6 Karenzen innerhalb eines Dienstverhdltnisses im
Sinne des § 15 MSchG bzw § 2 VKG, die vor dem
1.2.2012 begonnen haben, werden bis zum Héchst-
ausmaf von 22 Monaten als Beschaftigungsgruppen-
jahr angerechnet. Fur Karenzen, die vor dem 1.2.2009
enden, gilt diese Anrechnung fur den ersten Karenzur-
laub.

Karenzen, die am 1. 2. 2012 oder spater begonnen ha-
ben, werden im Ausmafs von insgesamt bis zu 22 Mo-
naten je Kind als Beschaftigungsgruppenjahre ange-
rechnet. Nimmt ein Elternteil fir dasselbe Kind mehre-
re Elternkarenzen in Anspruch, wird die bis zu der ge-
setzlichen Hochstgrenze zum 1. 2. 2018 entsprechende
Anzahl von Monaten angerechnet.

Elternkarenzen im Sinne der gesetzlichen Bestimmun-
gen und der zum 1. 2. 2018 geltenden gesetzlichen
Hoéchstdauer, die am 1. 2. 2018 oder spater begonnen
haben, werden als Beschaftigungsgruppenjahre zur
Gdnze angerechnet.

Diese Hochstgrenzen gelten auch fir Karenzen nach
Mehrlingsgeburten.**)

1.7 Fur die Anrechnung von Beschéftigungsgruppen-
jahren ist es ohne Belang, ob diese bei einem/einer
oder verschiedenen Arbeitgeberlinnen verbracht wur-
den.

Beschaftigungs-/Verwendungsgruppenjahre, die
ein/e Arbeitnehmerin aus friheren Arbeitsverhalinis-
sen bei anderen Arbeitgeberinnen nachweist, werden
jedoch bei der Einreihung in eine bestimmte Beschaf-
tigungsgruppe nur im Héchstausmaf von 8 Beschafti-
gungsgruppenjahren angerechnet.

Voraussefzung fur die Anrechnung ist jedoch, dass
der/die Arbeitnehmerln diese Zeiten der/dem Arbeit-
geberln schon beim Eintritt bekannt gibt und ftunlichst
sofort, spatestens aber innerhalb von zwei Monaten
durch entsprechende Zeugnisse oder sonstige Ar-
beitspapiere nachweist.

Bei Arbeitgeberlnnen im Ausland verbrachte Vor-
dienstzeiten sind bei geeignetem - erforderlichenfalls
Uberseftztem — Nachweis unter denselben Vorausset-
zungen wie die im Inland zurickgelegten Vordienst-
zeiten im Sinne dieses Punktfes und Pkt 1.8 als Beschaf-
tigungsgruppenjahre anzurechnen.

Zeiten der Erwerbstatigkeit als Selbststandige/r wer-
den als Beschaftigungsgruppenjahre bis zu einem
Hoéchstausmaf von 8 Jahren angerechnet, soweit die-
se fruhere Tatigkeit ihrer Natur nach geeignet war,
dem/der Arbeitnehmerin fir seine/ihre jetzige Ver-
wendung brauchbare Fahigkeiten und Kenntnisse zu
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vermitteln. Diese Anrechnung erfolgt nicht, wenn fur
den gleichen Zeitraum sonstige Zeiten angerechnet
werden. An sonstigen Zeiten und an Zeiten selbststan-
diger Erwerbstatigkeit werden jedoch insgesamf nicht
mehr als 11 Jahre angerechnet.

1.8 (entfallt ab 1. Februar 2014)

1.9 Wenn ein/e Arbeitnehmerln infolge Ansteigens der
Anzahl seiner/ihrer Beschdéftigungsgruppenjahre in
eine hoéhere Mindestgehalts-/lohnstufe seiner/ihrer
Beschaftigungsgruppe vorzuricken hat, tritt die Ge-
halts-/Lohnerhéhung am Ersten des Monats ein, in
dem er/sie die erhéhte Anzahl der Beschaftigungs-
gruppenjahre erreicht.

1.10 Bei Umreihung in eine héhere Beschaftigungs-
gruppe sind dem/der Arbeitnehmerln jene Beschafti-
gungsgruppenjahre anzurechnen, die er/sie allen-
falls aus friheren Dienstzeiten fur diese neue Besch&f-
tigungsgruppe nachgewiesen hat.

Dem/Der Arbeitnehmerln gebuhrt aber jedenfalls
das/der dem bisher erreichten Mindestgrundgehalt/
-lohn néchst héhere Mindestgrundgehalt/-lohn der
neuen Beschaftfigungsgruppe; eine Anrechnung der
diesem ndchst héheren Mindestgrundgehalt/-lohn
entsprechenden Beschdaftigungsgruppenjahre erfolgt
in solchen Féllen jedoch nicht. Uberdies darf in der
neuen Beschaffigungsgruppe das/der jeweilige Min-
destgehalt/-lohn des/der Arbeitnehmers/Arbeitneh-
merin jenes/n Mindestgrundgehalt/-lohn nicht unter-
schreiten, das/den er/sie beim Verbleiben in der bis-
herigen Beschaffigungsgruppe durch Zeitvorrickung
bzw durch Neufestsefzung der Mindestgrundgehal-
ter/-16hne erreichen warde (siehe § 11 Vorrickung,
Pkt 2).

1.11 Wenn ein/e Arbeitnehmerin in einer Beschafti-
gungsgruppe die Héchstzahl der dort vorgesehenen
Beschaftigungsgruppenjahre erreicht hat, soll im Fal-
le von Leistungssteigerung nach weiterer Tatigkeit in
der gleichen Beschdéftigungsgruppe eine angemesse-
ne Gehalts-/Lohnerhéhung vorgenommen werden.

1.12 Der Betriebsrat ist berechtigt zu Uberprufen, ob
far Arbeitnehmerinnen die Einreihung in eine héhere
Beschaftigungsgruppe in Frage kommt oder ob infol-
ge der gesteigerten Leistung eine Gehalts-/Lohnerhé-
hung begrindet ist. In gegebenen Fallen kann der Be-
triebsrat der Firmenleitung entsprechende Vorschla-
ge machen.

2. Beschdaftigungsgruppenverzeichnis

Die Hohe der fur die einzelnen Beschaftigungsgrup-
pen geltenden monatlichen Mindestgrundgehdalter/-
[6hne ist aus der im § 10 dargestelltfen Mindestge-
halts/-lohntabelle ersichtlich.

Beschaftigungsgruppe A

Arbeitnehmerlnnen ohne Zweckausbildung.

Arbeitnehmerlnnen, die sehr einfache schematische
Tatigkeiten mit vorgegebener Abfolge der Arbeifs-
schritte verrichten.

Beschaftigungsgruppe B

Arbeitnehmerlinnen mit einer kurzen Zweckausbil-
dung, die einfache, schematische Tatigkeiten mit vor-
gegebener Abfolge der Arbeitsschritte verrichten.

Auch Arbeitnehmerinnen ohne Zweckausbildung in
Produkfion, Montage oder Verwaltung, sofern sie
mehrere Arbeiten/Tatigkeiten (Arbeitsvorgdnge) be-
herrschen oder sich besondere Fertigkeiten angeeig-
net haben, spdtestens jedoch nach 3-jahriger Be-
triebszugehorigkeit.

Beschaftigungsgruppe C

Arbeitnehmerinnen, die Tatigkeiten nach arbeitsspe-
zifischen Anweisungen verrichten, fir die typischer-
weise eine Zweckausbildung erforderlich ist.

Beschaftigungsgruppe D

Arbeitnehmerinnen, die Tatigkeiten nach allgemei-
nen Richtlinien und Anweisungen verrichten, fur die
typischerweise der Abschluss einer einschldgigen Be-
rufsausbildung oder fachlich gleichwertigen Schul-
ausbildung erforderlich ist.

Arbeitnehmerlnnen mit abgeschlossener Berufsaus-
bildung (Lehrabschlussprifung), auch solche mit ei-
ner Lehrabschlussprifung in technologisch verwand-
ten bzw technologisch dhnlichen Berufen ohne ein-
schlagige Erfahrung wahrend der ersten 12 Monate,
wenn diese Qualifikation zumindest fur Teile der Tatig-
keit von Bedeutung ist.***)

Gleiches gilt fur Absolventlnnen von vergleichbaren
berufsbildenden mittleren Schulen****). Bei diesen Ar-
beitnehmerlnnen kann, sofern noch keine Berufstatig-
keit verrichtet wurde, wdhrend der ersten 12 Monate
das Mindestentgelt der Beschaftfigungsgruppe D um
bis zu 5 Prozent unterschritten werden.

Beschaftigungsgruppe E

Arbeithehmerinnen, die Tatigkeiten nach allgemei-
nen Richtlinien und Anweisungen selbststéindig aus-
fahren, fur die typischerweise lber die in Beschafti-
gungsgruppe D erforderliche Qualifikation hinaus
zusatzliche Fachkenntnisse und Fahigkeiten erfor-
derlich sind.

Ferner Absolventinnen von berufsbildenden héheren
Schulen*****) wenn diese Qualifikation fur erhebliche
Teile der Tatigkeit im obigen Sinn von Bedeutung isf.
Bei diesen Arbeitnehmerlnnen kann, sofern noch kei-
ne Berufstatigkeit verrichtet wurde, wahrend der ers-
ten 18 Monate das Mindestentgelt der Beschdafti-
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gungsgruppe E um bis zu 5 Prozent unterschritten wer-
den.

Beschaftigungsgruppe F

Arbeitnehmerinnen, die schwierige Tatigkeiten
selbststdndig ausfihren, fir die typischerweise ent-
weder Uber die in Beschaftigungsgruppe D erforder-
liche Qualifikation hinaus zusatzliche Fachausbildun-
gen oder grofge Fachkenntnisse, oder zumindest eine
abgeschlossene BHS mit einschldgiger (entsprechen-
der) fur die ausgeubte Tatigkeit notwendige Berufs-
erfahrung erforderlich sind.

Beschaftigungsgruppe G

Arbeitnehmerinnen, die selbststdndig schwierige und
veranfworfungsvolle Tatigkeiten verrichten, die be-
sondere Fachkenntnisse und praktische Erfahrung
erfordern.

Weiters Arbeitnehmerinnen, die in betrachtli-
chem******) Ausmaf mit der Leitung von Projekten be-
traut sind und dabei im Sinne der Tatigkeitsmerkmale
der Beschaftigungsgruppe tatig werden.

Ferner Arbeitnehmerinnen, die regelmé&fiig und dau-
ernd mit der selbststéindigen Fihrung, Unterweisung
und Beaufsichtigung von mehreren Arbeitnehmerin-
nen, von denen mindestens 2 der BG F angehdren
mussen, beauftragt sind.

Ferner Arbeitnehmerlnnen, die inhaltlich so an-
spruchsvolle und verantwortungsvolle Tatigkeiten
selbststadndig ausfuhren, dass dafir einschlagige
prakfische und theoretische Fachkenntnisse Uber die
abgeschlossene Berufsausbildung (gewerbliche Lehr-
abschlusspriafung) hinaus und praktische Erfahrung
durch langjahrige Berufspraxis in BG F Voraussetzung
sind.

Beschaftigungsgruppe H

Arbeitnehmerinnen, die selbststndig schwierige und
verantwortungsvolle Tatigkeiten mit betrdachtlichem
Entscheidungsspielraum verrichten, die besondere
Fachkenntnisse und praktische Erfahrung erfordern.

Weiters Arbeitnehmerinnen, die in betrachtli-
chem*****¥) Aysmaf mit der Leitung von Projekten
betraut sind und dabei im Sinne der Tatigkeitsmerk-
male der Beschaftigungsgruppe tatig werden.
Ferner Arbeitnehmerinnen, die regelmafiig und dau-
ernd mit der selbststdndigen Fihrung, Unterweisung
und Beaufsichtigung von zumindest 4 Arbeitnehmerin-
nen, worunter sich mindestens 1 Arbeitnehmerln der
Beschaftigungsgruppe G und 2 Arbeitnehmerlnnen
der Beschaffigungsgruppe F befinden mussen, beauf-
tragf sind.

Beschaftigungsgruppe |

Arbeitnehmerlnnen, die selbststdndig sehr schwierige
und besonders verantwortungsvolle Tatigkeiten mit
hohem Entscheidungsspielraum verrichten oder bei
vergleichbarer Aufgabenstellung Ergebnisverant-
wortung fur ihren Bereich tragen.

Weiters Arbeitnehmerinnen, die in betrachtli-
chem******¥%x) Ausmaf mit der Leitung von Projekten
betraut sind und dabei im Sinne der Tatigkeitsmerk-
male der Beschaftigungsgruppe tatig werden.
Ferner Arbeitnehmerinnen die regelmdafig und dau-
ernd mit der selbststéindigen Fihrung, Unterweisung
und Beaufsichtigung von zumindest 6 Arbeithnehmerin-
nen, worunter sich mindestens 1 Arbeitnehmerln der
Beschaftigungsgruppe H und entweder 2 Arbeitneh-
merlnnen der Beschaftigungsgruppe G oder 4 Arbeit-
nehmerlnnen der Beschaffigungsgruppe F befinden
mussen, beauftragt sind.

Beschaftigungsgruppe J

Arbeithehmerlnnen mit umfassender besonders ver-
antwortlicher Aufgabenstellung, sehr hohem Ent-
scheidungsspielraum und Ergebnisverantwortung
far ihren Bereich.

Ferner Arbeitnehmerinnen, die regelmafkig und dau-
ernd mit der selbststdndigen Fuhrung, Unterweisung
und Beaufsichtigung von zumindest 10 Arbeitnehme-
rinnen, worunter sich mindestens 3 Arbeithehmerinnen
der Beschaftigungsgruppe | oder mindestens 1 Arbeit-
nehmerin der Beschaftigungsgruppe | und 4 Arbeit-
nehmerinnen der Beschaftigungsgruppe H befinden
mussen, beauftragt sind.

Beschaftigungsgruppe K

Arbeitnehmerinnen in leitenden, das Unternehmen
entscheidend beeinflussenden Stellungen; ferner Ar-
beitnehmerlnnen mit verantwortungsreicher und
schopferischer Arbeit.

Lehrlinge

Nach erfolgreicher Ablegung der Lehrabschlusspri-
fung ist der/die Arbeitnehmerin mindestens in Be-
schaftigungsgruppe D einzustufen.

Kann der/die Arbeitnehmerln nach Beendigung der
Lehrzeit aus Grunden, die nicht er/sie zu vertreten
haft, nicht zur erstanberaumten Lehrabschlussprifung
antreten, hat er/sie ab Beendigung der Lehrzeit An-
spruch auf Bezahlung des Mindestgehaltes/-lohnes
der Beschaftigungsgruppe C. Nach erfolgreicher Ab-
legung der Lehrabschlusspriufung ist die Differenz
zwischen dem Entgelt auf Basis der Beschaftigungs-
gruppe D und dem bezahlten Entgelt ab Beendigung
der Lehrzeit nachzuzahlen.
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Die Beschaftigungszeit vom Ende der Lehrzeit bis zur
Lehrabschlusspriufung gilt als ,Erfahrung” im Sinne
der Beschaftigungsgruppe D.

3. Anrechnung auf das/den Mindestgrundgehalt/-
lohn

Wenn die Summe der jahrlich ausbezahlten Remune-
rationen die Héhe von 3 Monatsgehaltern/-I6hnen
Ubersteigt, gelten die Bestimmungen bezuglich der
Mindestgrundgehdélter/-16hne als erfullt, wenn 1/15
des Jahresbezuges das/den Mindestgrundgehalt/
-lohn der entsprechenden Beschaftigungsgruppe er-
reicht.

4. Bezlige der Aufsichtsorgane (gilt nur fur Arbeitneh-
merinnen, die dem AngG unterliegen)

Die Bezuge dieser Arbeitnehmerinnen, die dem AngG
unferliegen, deren Tatigkeit vorwiegend und regel-
mafkig in der Beaufsichtigung, Fihrung und Anwei-
sung von Arbeitergruppen besteht, wie Aufseherlnnen,
Meisterlnnen (Gruppen- und Abschnittsleiterinnen,
Obermeisterinnen (Montageleiterinnen)) und dgl
(nicht aber untergeordnete Aufsichtspersonen), mus-
sen den kollekfivvertraglichen Mindestmonatslohn
der Beschaffigungsgruppe G  Vorriuckungsstufe
»nach 2" ohne Zulagen (nicht Akkordlohn) Gberstei-
gen, und zwar wie folgt:

Aufseherln um ..o 15%
Meisterln um ... 20%
Obermeisterin ... ..o 25%

*) Siehe Protokollanmerkung zu § 9 Punkt 1.1. - Seite 48

**) Die Sétze 3 ff dieser Bestimmung gelten auch fir Arbeitnehmerin-
nen, auf die § 37 Punkt 3 (,KV alt”) - Tabelle Anwendung findet. (sie-
he Anhang 5, Seite 55)

***) Protokollanmerkung zu BG D: Eine Einstufung in die BG D auf-
grund des zweiten Absatzes steht auch bei Abschluss einer integrati-
ven Berufsausbildung zu, sofern nachweislich wesentliche Teile des
Lehrberufes erlernt wurden und diese fur Teile der Tdtigkeit von Be-
deutung sind.

**+¥) Profokollanmerkung zu BG D: Die Absolvierung einer BMS bzw
BHS als Voraussetzung fur die Einstufung in die BG D setzt voraus,
dass die schulische Ausbildung einschldgig oder verwandt zu der
far die verrichtete Tatigkeit charakteristischen Berufsausbildung ist.
**+++) Protokollanmerkung zu BG E: Die Absolvierung einer BMS bzw
BHS als Voraussetzung fur die Einstufung in die BG E setzt voraus,
dass die schulische Ausbildung einschlédgig oder verwandt zu der
far die verrichtete Tétigkeit charakteristischen Berufsausbildung ist.
*+++++) Protokollanmerkung zu BG G: Definition im Sinne von sowohl
wiederkehrender als auch bezlglich des zeitlichen Anteils an der
Gesamttdtigkeit erheblicher Wahrnehmung der Aufgabenstellung.
Das Kriterium des Uberwiegens bezogen auf die gesamte Tétigkeit
muss nicht gegeben sein.

Eine Einstufung in die BG G nach dem letzten Absatz kommt nur in
Betracht, wenn nicht aufgrund der Art der Tétigkeit eine Einstufung
gemdf dem ersten Absatz zusteht.

*+#445%) Protokollanmerkung zu BG H: Definition im Sinne von sowoh/
wiederkehrender als auch bezlglich des zeitlichen Anteils an der
Gesamttdtigkeit erheblicher Wahrnehmung der Aufgabenstellung.
Das Kriterium des Uberwiegens bezogen auf die gesamte Tdtigkeit
muss nicht gegeben sein.

*rrriiit) Protokollanmerkung zu BG I: Definition im Sinne von sowohl
wiederkehrender als auch bezltglich des zeitlichen Anteils an der
Gesamttdtigkeit erheblicher Wahrnehmung der Aufgabenstellung.
Das Kriterium des Uberwiegens bezogen auf die gesamte Tétigkeit
muss nicht gegeben sein.

§ 10 Gehalt und Lohn

1. Diese Mindestlohn- und -gehaltstabelle gilt fur alle
Arbeitnehmerlnnen der Mineralélindustrie Osterreichs
ab 1. Februar 2023.

Ausgenommen sind Arbeithehmerinnen, die dem
AngG unterliegen und fur die am 1. Juli 2007 § 37 Pkt 3
Ubergangstabelle (,KV Alt") Anwendung findet.

A B c D E F G H I J K

Biennium 56,35 42,19 4444 5985 84,22 107,91 147,67 164,03 198,75 231,09 380,18
Grundstufe 2.370,81 2.465,62 2.598,38 2.863,92 3.167,39 3.549,51 4.090,01 4.797,67 5.505,20 6.755,66 8.006,05
n. 2 2.427,16 2.507,81 2.642,82 2.923,77 3.251,61 3.657,42 4.237,68 4.961,70 5.703,95 6.986,75 8.386,23
n. 4 2.483,51 2.550,00 2.687,26 2.983,62 3.335,83 3.765,33 4.385,35 5.125,73 5.902,70 7.217,84 8.766,41
n. 6 2.592,19 2.731,70 3.043,47 3.420,05 3.873,24 4.533,02 5.289,76 6.101,45 7.448,93 9.146,59
n. 8 2.634,38 2.776,14 3.103,32 3.504,27 3.981,15 4.680,69 5.453,79 6.300,20 7.680,02 9.526,77
n. 11 2.676,57 2.820,58 3.163,17 3.588,49 4.089,06 4.828,36 5.617,82 6.498,95 7.911,11

2. Lehrlinge Ausbildung von Lehrlingen gemdafR § 19c¢ BAG vom

2.1 Lehrlingseinkommen
Das monatliche Lehrlingseinkommen befragt ab 1. Fe-
bruar 2023:

im 1. Lehrjahr ... € 985,50
im 2. Lehrjahr ... € 1.314,00
im 3. Lehrjahr ... € 1.642,50
im 4. Lehrjahr ... € 2.025,75

Lehrlingsprédmien

Bei Absolvierung des , Ausbildungsnachweises zur Mit-
te Lehrzeit” (gemaf der Richtlinie des Bundes-Berufs-
ausbildungsbeirats zur Férderung der betrieblichen

2.4.2009) erhalten Lehrlinge bei positiver Bewertung
eine einmalige Pramie in Héhe von brutto 200 Euro.
Die Pramie ist gemeinsam mit dem Lehrlingseinkom-
men auszubezahlen, die nach dem Erhalt der Férde-
rung, fallig wird. Die Anderung oder Aufhebung der
Richtlinie fuhrt zum Entfall dieses Anspruchs.

Lehrlinge, die die Lehrabschlussprifung mit gutem Er-
folg absolvieren, erhalten eine Pramie in Héhe von
brutto 300 Euro. Bei Absolvierung der Lehrabschluss-
prufung mit ausgezeichnetem Erfolg gebuhrt eine
Prémie in Héhe von brutto 500 Euro. Bei Absolvierung
der Matura (im Zuge der Lehre mit Matura), gebuhrt
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nach positiver Absolvierung der letzten Teilprifung in-
nerhalb von vier Jahren nach Ende der Lehrzeit eine
Prédmie in H6he von brutto 500 Euro, sofern zu diesem
Zeitpunkt das Arbeitsverhdltnis noch besteht.

2.2 Internatskosten

Die Internatskosten, die durch den Aufenthalt des
Lehrlings in einem fUr die Schuler der Berufsschule be-
stimmten Schiilerheim zur Erfullung der Berufsschul-
pflicht entstehen, hat der Lehrberechtigte dem Lehr-
ling zu bevorschussen und so zu ersetzen, dass dem
Lehrling fur den Zeitraum, der der Dauer des Internats
entspricht, sein volles Lehrlingseinkommen verbleibf.

Zusatzliche Kosten des gunstigsten 6ffentlichen Ver-
kehrsmittels, die Lehrlingen durch die Anreise zur
bzw. Abreise von der in Internatsform gefihrten Be-
rufsschule bis zu einmal pro Kalenderwoche nach-
weislich entstehen, sind vom Unternehmen zu erset-
zen. Auf diesen Anspruch kénnen die dem Lehrling ge-
buhrenden Férderungen angerechnet werden. Vo-
raussefzung fur diesen Anspruch auf Fahrtkostener-
satz ist der Bezug der Familienbeihilfe. Bei Verringe-
rung oder Wegfall éffentlicher Férderungen far der-
artige Fahrtkosten, bleibt der anteilige Fahrtkostener-
satz unverdandert. Auf Verlangen des Arbeitgebers/der
Arbeitgeberin sind entsprechende Belege vorzulegen.

2.3 Lehrlingsausbildungszulagen

Uber Lehrlingsausbildungszulagen kénnen Betriebs-
vereinbarungen getroffen werden; bereits bestehen-
de bleiben aufrecht.

2.4 Integrative Berufsausbildung

Bei Verlangerung eines Lehrverhd&ltnisses gem § 8b
Abs 1 BAG idF BGBI | 79/2003 werden fur die Bemes-
sung der Hohe des Lehrlingseinkommens die Lehrjah-
re aliquot im Verhalfnis zur Gesamtlehrzeit verlangert;
ergeben sich Teile von Monaten, gebuhrt fur das gan-
ze Monat das héhere Lehrlingseinkommen. Bei nacht-
raglicher Verlédngerung bleibt das dem Lehrlingsein-
kommen zu Grunde liegende Lehrjahr so lange unver-
andert, bis sich nach dem vorstehenden Satz An-
spruch auf des Lehrlingseinkommen eines hdheren
Lehrjahres ergibt.

Bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu einer
Teilqualifizierung gem § 8b Abs 2 BAG idF BGBI | 79/

2003 gebuhrt das Lehrlingseinkommen des ersten
Lehrijahres. Nach einem Jahr erhéht sich dieser An-
spruch um ein Drittel der Differenz zwischen dem Lehr-
lingseinkommen fur das erste Lehrjahr und jener fur
das zweite Lehrjahr, nach zwei Jahren um ein weiteres
Drittel dieser Differenz.

Anrechnung von integrativer Berufsausbildung: Wird
eine teilqualifizierte Lehrausbildung (einschlieflich
der Berufsschule im Sinne der Anforderungen des
BAG) erfolgreich zurlckgelegt, ist sie bei spaterer Ab-
solvierung einer Lehrausbildung im gleichen oder ei-
nem verwandten Lehrberuf mindestens im Ausmaf
des 1. Lehrjahres anzurechnen.

§ 10 Pkt 2.2 gilt sinngemafR fir Arbeitnehmerinnen, die
eine integrative Berufsausbildung absolvieren.

3.

3.1 Lohnregulierung bei Versetzung (gilt nur fur Ar-
beitnehmerlnnen, fir die nicht das AngG gilt):

Fur Arbeitnehmerlnnen, die das 50. Lebensjahr vollen-
det haben, gilt nach einer ununterbrochenen Be-
triebszugehorigkeit von 15 Jahren und daruber fol-
gende Regelung:

Bei einer Versefzung auf niedriger bezahlte Arbeits-
plafze erhalten diese Arbeitnehmerlnnen - falls der
neue Arbeiftsplatz auch kollektivvertragslohnmafRig
niedriger bewertet ist - den ihrer bisherigen Tatig-
keitsgruppe entsprechenden Mindestmonatslohn.
Diese Regelung findet keine Anwendung, wenn die
Versetzung aus disziplindren Grinden unter Beach-
tung der Bestimmung des § 96 Abs 1 Z 1 ArbVG anstel-
le einer Kindigung oder Entlassung erfolgt.

3.2 Wenn ein/e Arbeitnehmerln bei Versetzung infolge
eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit — ohne
diese weder vorsatzlich noch grob fahrléssig ver-
schuldet zu haben - einen Verdienstverlust erleidet
(unter Anrechnung der Unfallrente bzw Pension), er-
halt er/sie seinen/ihren Monatslohn bzw -gehalt (Ist-
Lohn bzw Ist-Gehalt) fortbezahlt, wobei die Differenz
zwischen Monatsmindestlohn bzw -gehalt und Mo-
natslohn bzw -gehalt (Ist-Lohn bzw Ist-Gehalt) als Aus-
gleichszulage gesondert ausgewiesen wird.

§ 11 Vorrickung

1. Zeitvorrickung innerhalb der Beschaftigungs-
gruppe

1.1 Der/Die Arbeitgeberln ist verpflichtef, soweit sich
nicht aus folgenden Bestimmungen Ausnahmen erge-
ben kénnen, zum Zeitpunkt der Vorrickung in der Be-
schaftigungsgruppe das/den Ist-Gehalt/Lohn um den
kollektivvertraglichen Biennal- bzw Triennalsprung zu
erhéhen. Unter dem kollektivvertraglichen Biennal-/
Triennalsprung ist der euromaRige Unterschied zwi-

schen dem Kollektivvertragsgehalt/-lohn jener Ge-
halts-/Lohnstufe, in die der/die Arbeithehmerin vor
und nach der Zeitvorrickung eingestuft ist, zu verste-
hen.

1.2 Arbeitnehmerlnnen bis zum vollendeten dritten Ar-
beitsjahr im Unternehmen sind von der Anwendung
des Punktes 1.1 ausgenommen. Auf diese dreijdhrige
Wartezeit werden jedoch unmittelbar vor dem Beginn
des Arbeitsverhdltnisses liegende Lehrzeiten im glei-
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chen Unternehmen angerechnet, sofern derartige
Zeiten die Dauer von 3 Jahren erreichen. Weiters sind
Provisionsvertreter sowie Arbeitnehmerinnen die sel-
ber kindigen, wahrend der Kiundigungsfrist ausge-
nommen, es sei denn, es handelt sich um Kindigun-
gen im Sinne des § 3 Pkt 6.1.

1.3 Von der sich nach Anwendung von Pkt 1.1 und 1.2
ergebenden Anzahl jener Arbeithnehmerinnen, far die
eine Zeitvorrickung anfallt, kénnen durch Betriebs-
vereinbarungen Ausnahmen vereinbart werden.

1.4 Fallt der Geltungsbeginn einer neuen kollektivver-
traglichen Gehalts- bzw Lohnordnung mit einer Zeit-
vorrickung zusammen, ist der Biennal-/Triennalspru-
ng aufgrund der neuen Gehalts- bzw Lohnordnung zu
ermitteln.

1.5 Bestehende, gunstigere Vereinbarungen bleiben
aufrecht.

2. Vorgangsweise bei Umreihung in eine héhere Be-
schaftigungsgruppe bei Uberzahlung iiber das/den
Mindestgrundgehalt bzw -lohn

2.1 Bei Umreihung in eine héhere Beschaftigungs-
gruppe gebuhrt dem/der Arbeithehmerin das/der
dem bisher erreichten Mindestgrundgehalt bzw -lohn
nachsthéhere Mindestgrundgehalt bzw -lohn der
neuen Beschaftigungsgruppe.

Jedoch bei Umreihungen von der Beschdéftigungs-
gruppe D nach dem 11. Beschaftigungsgruppenjahr
in die Beschaftigungsgruppe E sowie von der Beschaf-
tigungsgruppe F nach dem 11. Beschdaftigungsgrup-
penjahr in die Beschaftigungsgruppe G erfolgt die
Umreihung stets in das Beschaftigungsgruppenjahr 02
der neuen Beschdaftigungsgruppe unter Mitnahme der
vollen bisherigen Uberzahlung.

2.2 Erganzend zu § 9 Pkt 1.10, 2. Satz darf jedoch eine
Anrechnung der diesem ndchsthéheren Mindest-
grundgehalt bzw -lohn entsprechenden Beschafti-
gungsgruppenjahre unter der Bedingung erfolgen,
dass die euromagkige Uberzahlung nicht geringer
wird. Andernfalls durfen héchstens die dem nd&chst-
niedrigeren Mindestgrundgehalt bzw -lohn der neuen

Beschaftigungsgruppe entsprechenden Beschafti-
gungsgruppenjahre angerechnet werden.
Arbeitnehmerinnen, die nicht dem AngG unterliegen
und die nach dem 1. Juli 2007 in eine héhere Beschaf-
tigungsgruppe umgestuft werden, darf anldésslich der
Umstufung die aufgrund der Uberleitungsbestimmun-
gen gem § 38 am 30. 6. 2007 oder zu einem spdateren
Zeitpunkt eingerechnete Dienstalterszulage nicht ver-
mindert werden.

2.3 Erfolgt die Umreihung in eine héhere Beschafti-
gungsgruppe wdhrend eines laufenden Bienniums,
so wird der Beginn des ersten Bienniums in der neuen
Beschaftigungsgruppe auf den Beginn des nicht voll-
endeten Bienniums in der bisherigen Beschaftigungs-
gruppe zurlckverlegt.

Erfolgt die Umreihung in eine héhere Beschaftigungs-
gruppe wahrend eines laufenden Trienniums, so wer-
den fur diese Zurickverlegung nur 2/3 der bisher zu-
rackgelegten Zeit in der friheren Beschaftigungs-
gruppe angerechnet.

2.4 Anstelle der Regelung des Punktes 2.3 kann durch
Betriebsvereinbarung oder, soweit kein Befriebsraf
besteht, durch Einzelvereinbarung festgelegt werden,
dass bei Umreihung in eine héhere Beschaftigungs-
gruppe wdhrend eines laufenden Bienniums/Trien-
niums ein aliquoter Biennal-/Triennalsprung der bis-
herigen Beschaftigungsgruppe gewdahrt wird. Die Ali-
quotierung ist entsprechend dem Verhdltnis der wah-
rend des laufenden Bienniums/Trienniums zuriickge-
legten Dienstzeit zur Gesamtdauer des Bienniums/Tri-
eniums vorzunehmen. Dieser Erhéhungsbetrag (Ali-
quotierung) gebuhrt zusatzlich zu dem unter Anwen-
dung der Bestimmungen des Punktes 2.2 festgelegten
Gehalt/Lohn.

2.5 Gunstigere Regelungen und Ubungen hinsichtlich
des Punktes 2.2 — 2.4 bleiben aufrecht. In Befrieben, in
denen derartige glinstigere Regelungen und Ubun-
gen bestehen, bleiben diese Regelungen auch fur
jene Arbeitnehmerinnen aufrecht, die nach Geltungs-
beginn dieses Kollektivvertrages ihr Arbeitsverhalinis
beginnen oder in eine héhere Beschaftigungsgruppe
umgestuft werden.

§ 12 Zulagen und Zuschlage

1. Nachtarbeitszulage

1.1 Fur Arbeitnehmerinnen, die dem AngG unterlie-
gen, gilf:

Die Voraussetzung fur die Bezahlung einer Nachtar-
beitszulage und deren Hohe richten sich nach der
far die Arbeiterlnnen des betreffenden Betriebes gel-
tenden Regelung.

1.2 Fur Arbeitnehmerlnnen, die nicht dem AngG un-
terliegen, gilf:

Fur jede Arbeitsstunde, die in die Zeit zwischen 22:00
Uhr und 6:00 Uhr bzw in die Nachtschicht fallt, sofern
sie spatestens um Miftternacht beginnt und mindestens
8 Stunden dauert, geblhrt eine Nachtarbeitszulage
von € 4,141 brutto pro Stunde.
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2. Schichtarbeit

2.1 Arbeitnehmerinnen, die dem AngG unterliegen,
erhalten, solange und insoweit sie Schichtarbeit leis-
ten, eine Schichtzulage; ihre Hohe bestimmt sich nach
der fur die Arbeiterlnnen des betreffenden Betriebes
geltenden Regelung.

2.2 Fur Arbeitnehmerlnnen, die nicht dem AngG un-
terliegen, gilt:

Die Schichtarbeiterlnnen erhalten, solange und inso-
weif sie Schichtarbeit leisten, eine Schichfzulage in
der Hohe von € 1,559 brutto je Stunde.

2.3 SEG Zulagen

Arbeitnehmerinnen, die nicht dem AngG unterliegen,
gebuhren die im Anhang 4 angefihrten Zulagen auf
Basis eines Fixstundenlohnes der Beschaftigungs-
gruppe E ,nach 6 Jahren” gemdFk Tabelle § 10 (,KV
neu neu”) jeweils fur die Zeit, in der die entsprechen-
den Arbeiten ausgefuhrt werden.

Ausgenommen davon sind Arbeitnehmerlnnen, die
nicht dem AngG unterliegen und die vor dem 1. Juli
2007 ein Arbeitsverhdltnis begrindet haben. Diesen
gebUhren die im Anhang 4 angefuhrten Zulagen auf
Basis der Grundvergutung jeweils fur die Zeit, in der
die enfsprechenden Arbeiten ausgefihrt werden.

Berechnungsgrundlage fir die Grundvergiitung:

Fur alle auf Stunden bezogenen prozentabhdngigen
Zulagen sowie Grundvergufungen ist bei einer nor-
malen Arbeitszeit von 38 Wochenstunden 1/165 des
Monatslohns (Ist-Lohn) heranzuziehen.

Far den voll- und teilkontinuierlichen (iS § 5 Pkt 1.3)
Schichtdienst betragt zufolge der durchschnittlichen
36-Stunden-Woche der Faktor 1/156. Bei einer von
der 38 bzw 36 Stunden-Woche abweichenden Nor-
malarbeitszeit ist anstelle des Faktors 165 bzw 156
die enfsprechende Zahl wie folgt zu ermitteln:
Wochentliche Normalarbeitszeit multipliziert mit der
Anzahl der Wochen pro Jahr (52), dividiert durch die
Anzahl der Monate (12).

Zwischen Arbeitgeberinnen und Betriebsrat kann an-
stelle der stundenweisen Einzelabrechnung eine Pau-
schalierung oder sonstige Abgelfung von Schmufz-,
Erschwernis- und Gefahrenzulagen vereinbart wer-
den. Wenn im Rahmen der taglichen Arbeitszeit die
Dauer der Arbeit, fur die eine Schmutz- oder Er-

schwerniszulage gebuhrt, den Zeitraum von einer hal-
ben Stunde nicht Uberschreitet, dann wird fir diese
Zeit keine Zulage gewdhrt.

Abgeltungs-/Pauschalierungsregelungen:

Bereits bestehende Pauschalierungen und Abgel-
tungsvereinbarungen bleiben vollinhaltlich aufrecht
und werden von der gegenstandlichen Regelung nicht
beruhrt, sodass damit keine neuen Anspriche auf die
oben vereinbarten SEG Zulagen gemdfs Anhang 4
enfstehen.

Zusammentreffen mehrerer SEG Zulagen:

Bei Zusammentreffen mehrerer Zulagen kénnen ma-
ximal zwei Zulagen gleichzeitig gewdhrt werden. Zu-
satzlich kann noch die Kaltezulage oder die Hitzezula-
ge oder die Schlechtwetterzulage zur Verrechnung
kommen.

Ausgenommen sind Arbeitsverhdltnisse, die bis zum
30. Juni 2007 begonnen haben. Fur diese gelten hin-
sichtlich der Kumulierungsmoglichkeiten die zu die-
sem Stichtag bestehenden Regelungen auf betriebli-
cher Ebene weiter.

2.4 Vorarbeiterlnnenzulage

Fur Arbeitnehmerlinnen, fur die das AngG nicht gilt,
gelten folgende Zulagen:

Dem/Der Vorarbeiterin (Partiefhrerlnnen, Schicht-
fihrerinnen und Obermonteure/innen, Oberopera-
teure/innen) gebUhrt eine Zulage in der Hoéhe von
10 Prozent seines/ihres Lohnes. Diese Zulage gebuhrt
auch Arbeitnehmerlnnen fir jene Zeit, in der ihnen
wenigstens 3 Arbeitnehmerlnnen unferstellf sind.
Arbeitnehmerlnnen, die eine/n Vorarbeiterin bzw ei-
ne/n Arbeitnehmerln, flir die/den das AngG gilt,
der/die Aufsichtsfunktion hat (zB MeisterIn, Obermeis-
terln) mindestens einen Arbeitstag bzw eine Schicht
lang vertreten, haben Anspruch auf die Vorarbeiterin-
nen-Zulage. Vorarbeiterinnen, die eine/n Arbeitneh-
merln, fur die/den das AngG gilt, im Sinne des vorigen
Satzes vertreten, erhalten die Vorarbeiterlnnen-Zula-
ge weiterhin und fur die Vertretung zusatzlich die
Halfte der Vorarbeiterinnen-Zulage.

Ist eine VorarbeiterInnen-Zulage bereits ausdricklich
in den tatséchlichen Monatslohn (Ist-Lohn) eingebaut,
so findet diese Bestimmung keine Anwendung, jedoch
muss der Grundsatz nach Absatz 1 gewahrt bleiben.

§ 13 Stundenteiler, Abrechnung und Auszahlung

1. Abrechnungszeitraum ist der Kalendermonat. Fur
Zwecke der Berechnung der Normalarbeitsstunden
ist das/der Monatsgehalt/-lohn bei einer 38 Stun-
den-Woche durch 165, bei einer 36 Stunden-Woche
durch 156 zu teilen. Eine bargeldlose Lohn-/Gehalts-
zahlung kann nur im Einvernehmen mit dem/der Ar-
beitnehmerln erfolgen.

Fur variable Entgeltbestandteile kann ein abweichen-
der Erfassungszeitraum beibehalten bzw vereinbart
werden.

2. Teilzeitbeschaftigte

Bei teilzeitbeschaftigten Arbeitnehmerlnnen ist das/
der bei voller kollektivvertraglicher Normalarbeitszeit
zustehende kollektivvertragliche Mindestgrundge-
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halt/-lohn durch 165, bei einer 36 Stunden-Woche
durch 156 zu teilen und dann der so ermittelte Wert
mit jener Zahl zu multiplizieren, die sich aus der ver-
einbarten Stundenzahl (Monatsstunden) ergibt. Soweit
die abweichende Normalarbeitszeit in Wochenstun-
den festgelegt wurde, ist das/der entsprechende Min-
destgrundgehalt/-lohn wie folgt zu ermitteln:
Mindestgrundgehalt/-lohn dividiert durch 38- bzw 36-
mal woéchentliche Normalarbeitszeit.

3. Der/Die Arbeitnehmerin hat Anspruch auf eine
Ubersichtliche schriftliche Abrechnung. Diese hat ins-
besondere auszuweisen:

a) die Verrechnungsperiode,

b) einen Ausweis Uber die Entlohnung,

c) Uberstunden, welche einzelverrechnet werden,

d) Zulagen bzw Zuschlége sowie Provisionen,

e) Entgeltleistungen infolge Arbeitsverhinderung, Ur-
laub, etc,

f) Sonderzahlungen,

g) Abzlige und deren Bemessungsgrundlage,

h) Aufschlisselungen verwendeter Abklrzungen bzw
Codenummern
(gleichwertig einem solchen monatlichen Ausweis
ist eine gesonderte schriftliche Information einmal
im Jahr, bei Eintritt oder bei Anderungen),

i) allfallige Beitradge zur Mitarbeitervorsorgekasse.

4. Die Zahlung des Monatsgehaltes/-lohns, der Vorar-
beiterinnenzulage und aller pauschalierten Anspri-
che hat spatestens am Lefzten des laufenden Monats
zu erfolgen. Uberstunden, Mehrarbeit, Zulagen und
Zuschlage sowie Aufwandsentschadigungen, Wegzei-
ten, Prémien und dgl sind nach den tatséchlich er-
brachten Leistungen bis zum Letzten des Folgemonats
auszuzahlen.

Den standig in Akkord oder akkorddhnlicher Prémie
beschaftigten Arbeithehmerlnnen ist spatestens am
Lefzten des laufenden Monats der letztgultige Akkord-
bzw Prémiendurchschnittsverdienst (13 Wochendurch-
schnitt) auf Basis der monatlichen Normalarbeitszeit
zu bezahlen. Arbeitnehmerinnen, die nicht standig
oder noch nicht 13 Wochen in Akkord oder akkor-
ddahnlicher Pramie beschaftigt sind, ist am Monatsletz-
ten der eingestufte Lohn bzw Grundlohn zu bezahlen;
die Entgeltdifferenz ist im Folgemonat fallig.
Abweichende, jedoch gleichwertige Regelungen kén-
nen durch Betriebsvereinbarungen getroffen werden.
Die Auszahlung ist so einzuteilen, dass dadurch keine
Verlangerung der Arbeitszeit eintritt.

§ 14 Urlaubszuschuss

1. Anspruch

Allen Arbeitnehmerinnen gebUhrt einmal in jedem Ka-
lenderjahr ein Urlaubszuschuss in der Héhe eines Mo-
natsgehaltes/-lohnes samtf den unter Pkt 2 angeflhr-
ten monatlichen Entgeltteilen.

2. Berechnung

Der Berechnung ist neben dem Gehalt/Lohn des Fal-
ligkeitsmonats der Durchschnitt der sonstigen Entgelt-
teile, auf welche in den letzten 3 Kalendermonaten vor
dem Falligkeitstermin Anspruch bestand, zu Grunde
zu legen. Provisionsbezieherlnnen, die aufker der Pro-
vision ein Monatsgehalt (Fixum) beziehen, erhalten als
Urlaubszuschuss einen Betrag in der Héhe ihres Mo-
natsgehaltes/-lohns (Fixums).

Nicht einzubeziehen sind: Grundvergitung und Zu-
schlége fur Uberstunden, Zuschlage fir am Sonntag
geleistete Arbeitsstunden (§ 6 Pkt 7), sowie Feiertags-
enflohnung gemaf (§ 6 Pkt 8), Einmal- und Sonder-
zahlungen (wie Erfolgs- oder Jahrespramien, Gratifi-
kationen, Prdmien fur Verbesserungsvorschlage, Jubi-
[Gumsgeld, Urlaubszuschuss sowie Weihnachfsremu-
neration), Natural- und Sachbezlge, Reise- und Weg-
zeitvergutungen, Fahrgeldvergutung. Bei der Berech-
nung der durchschniftlichen sonstigen Entgeltteile
sind Fehlzeiten, fur die kein oder ein vermindertes Ent-

gelt geleistet wurde, aufzer Betracht zu lassen. Fallen
in den Berechnungszeitraum Fehlzeiten von mehr als
330 bzw 312 Arbeitsstunden, fur die kein oder ein ver-
mindertes Entgelt geleistet wurde, ist der Berech-
nungszeifraum so lange um je einen weiteren voran-
gegangenen Monat (maximal jedoch 3 Monate) zu er-
gdnzen, bis mindestens 165 bzw 156 voll bezahlte Ar-
beitsstunden enthalten sind. Bei der Berechnung der
durchschnittlichen sonstigen Entgeltteile ist das Ent-
gelt far die voll bezahlten Arbeitsstunden durch die
Anzahl dieser Arbeitsstunden zu fteilen und das Ergeb-
nis mit 165 bzw 156 zu multiplizieren.

3. Lehrlinge

Lehrlinge erhalten als Urlaubszuschuss einen Betrag
in der Héhe dem monatlichen Lehrlingseinkommen
zuzlglich eines Monatsdurchschnittes der sonstigen
Entgelfteile entsprechend Pkt 2. Bei Arbeitnehmerin-
nen, die wahrend des Kalenderjahres ihre Lehrzeit
vollenden, sefzt sich der Urlaubszuschuss aus dem ali-
quoten Teil des monatlichen Lehrlingseinkommens
und aus dem aliquoten Teil des unter Pkt 2 berechne-
ten Urlaubszuschusses zusammen.

Bei Lehrlingen, die voraussichtlich wahrend eines Ka-
lenderjahres ihre Lehrzeit beenden und denen noch
wdahrend ihrer Lehrzeit der Urlaubszuschuss auszu-
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zahlen ist, ist zundchst der Urlaubszuschuss unter Zu-
grundelegung des Lehrlingseinkommens im Monat
der Auszahlung zu berechnen. Vollendet der Lehrling
wdahrend des Kalenderjahres seine Lehrzeit und setzt
er dann seine Dienstleistung bei der Firma als Arbeit-
nehmerln fort, so ist der Restbetrag gemaf Pkt 2 spa-
testens gemeinsam mit der Weihnachtsremuneration
auszubezahlen. Bei Berechnung dieses Restbetrages
ist einerseits von dem im Monat der Auszahlung des
Urlaubszuschusses gebuUhrenden Lehrlingseinkom-
men, andererseifs von dem im Monat der Auszahlung
dieses Restbetrages gebihrenden Monatslohn/-ge-
halt auszugehen.

4. Falligkeit

Der Urlaubszuschuss ist am 30. Juni eines jeden Jahres
fallig. Wird ein Urlaub, der mindestens eine Woche be-
tragen muss, im ersten Kalenderhalbjahr angetreten,
wird Uber Verlangen des/der Arbeitnehmerln der Ur-
laubszuschuss mit dem der Antragstellung folgenden
Abrechnungslauf, aber frihestens mit der Gehalts-/
Lohnauszahlung fur den Monat des Urlaubsantrittes
fallig.

Arbeitnehmerinnen erhalten im Eintrittsjahr den ali-
quoten Teil des Urlaubszuschusses vom Eintrittsdatum
bis zum Ende des Kalenderjahres. Dieser ist bei Anfritt
des Urlaubes fallig. Wird der Urlaub nicht angetretfen,
ist der aliquote Urlaubszuschuss mit der Weihnachts-
remunerafion auszubezahlen.

5. Riickzahlung

Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeits-(Lehr-)Verhdltnis
nach Erhalf des Urlaubszuschusses, jedoch vor Ablauf
des Kalenderjahres endet, haben den auf den restli-
chen Teil des Kalenderjahres entfallenden Anteil des
Urlaubszuschusses dann zurlUckzuzahlen, wenn das
Arbeitsverhdltnis auf eine der nachstehenden Arten
aufgeldst wird:

a) Kandigung durch den/die Arbeitnehmerln, ausge-
nommen bei Kindigung wegen Eintritts in die Al-
terspension, vorzeitige Alterspension im Sinne des
§ 253b ASVG, der Invaliditats- oder Berufsunfahig-
keitspension oder gemdafk § 23a Abs 4a AngG iVm
§ 2 ArbAbfG,

b) Austritt ohne wichtigen Grund im Sinne der gesetz-
lichen Bestimmungen,

c) Entlassung aus Verschulden des/der Arbeithnehme-
rin.

Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsverhaltnis vor Erhalt
des Urlaubszuschusses endef, haben Anspruch auf
den aliquoten Teil des Urlaubszuschusses, entspre-
chend ihrer im Kalenderjahr zurtickgelegten Dienst-
zeit.

§ 15 Weihnachtsremuneration

1. Anspruch sowie Falligkeit

Allen Arbeitnehmerinnen gebUhrt einmal in jedem Ka-
lenderjahr spatestens am 30. November eine Weih-
nachtsremuneration in der Héhe eines Monatsgehal-
tes/-lohnes samt den unter § 14 Pkt 2 angefihrten mo-
natlichen Entgeltteilen. FUr spater einfretende Arbeit-
nehmerinnen ist die Weihnachtsremuneration am
Jahresende auszubezahlen. Den wahrend des Jahres
einfretenden Arbeitnehmerlnnen gebUhrt der aliquote
Teil der Weihnachtsremuneration.

Den wdahrend des Jahres austretenden Arbeithehme-
rinnen gebuhrt spatestens am Tage der Beendigung

des Dienstverhalinisses der aliquote Teil der Weih-
nachtsremuneration.

2. Berechnung
Fur die Berechnung gilt § 14 Pkt 2 sinngemaf.

3. Lehrlinge

Lehrlingen gebihrt zum gleichen Termin als Weih-
nachtsremuneration ein Betrag in Hohe des im No-
vember ausbezahlten Lehrlingseinkommens. § 14 Pkt 3
gilt sinngemafk.

§ 16 Urlaubszuschuss und Weihnachtsremuneration bei Teilzeitbesché&ftigung

1. Berechnung

Vergutungen fur Arbeitsstunden, die Uber die verein-
barte Arbeitszeit hinausgehen, sind mit dem Durch-
schnitt der letzten 12 Kalendermonate vor dem Aus-
zahlungsmonat in den Urlaubszuschuss und die Weih-
nachtsremuneration einzubeziehen. Hat das Arbeifs-
verhdltnis noch nicht 12 Monate gedauert, ist der
Durchschnitt des Zeitraumes seit Beginn des Arbeits-
verhaltnisses zu Grunde zu legen. Durch Betriebsver-
einbarung oder, wo kein Befriebsrat errichtet ist,

durch Einzelvereinbarung kann vereinbart werden,
dass anstelle obiger Regelung ein Teilungsfakfor fur
die Berechnung der Grundvergutung der Uber die
vereinbarte Arbeitszeit hinausgehenden Arbeitsstun-
den fritt. Dieser Teilungsfaktor ist unter sinngemafer
Anwendung der Berechnungsart des § 6 Pkt 6.6 zu be-
rechnen. Solche Regelungen sind schriftlich festzu-
halten.
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2. Regelung bei Ubertritt von Vollzeit- in Teilzeitbe-
schaftigung und umgekehrt

Fur Arbeitnehmerlnnen, die wdhrend des Kalender-
jahres von einer Vollzeitbeschaffigung in eine Teilzeitf-
beschaftigung oder umgekehrt Gbertreten, setzt sich
der Urlaubszuschuss und die Weihnachtsremunera-
tion jeweils aus dem der Dienstzeit im Kalenderjahr
entsprechenden Teil des Urlaubszuschusses und der
Weihnachtsremuneration vor dem Ubertritt und dem

entsprechenden Teil nach dem Ubertritt (Auszah-
lungsmonat) zusammen. Wurde der Urlaubszuschuss
bereits vor dem Ubertritt ausgezahlt, ist eine Nachzah-
lung zum Zeitpunkt der Auszahlung der Weihnachts-
remuneration vorzunehmen, wobei die Differenz
nachgezahlt wird bzw der zu viel erhaltene Betrag
mit der Weihnachtsremuneration gegenverrechnet
wird oder zurtckzuzahlen ist.

§ 17 Authentische Interpretation zu Weihnachtsremuneration und Urlaubszuschuss

Zeiten des Dienstverhdltnisses ohne Entgeltanspruch
vermindern nicht den Anspruch auf Sonderzahlungen,
ausgenommen in den gesetzlich ausdricklich ange-
fuhrten Fallen (zB §§ 14 Abs 4 MSchG, 10 APSG, 119
Abs 3 ArbVG). Fur Zeiten des ungerechtfertigten Fern-
bleibens von der Arbeit stehen keine Sonderzahlungen
zu. Fur Zeiten eines freiwillig vereinbarten Entfalls der
Arbeitsleistung ohne Entgelf, kann der Entfall der Son-

derzahlungen vereinbart werden (ausgenommen fur
unbezahlten Urlaub fur Schulungs- und Bildungsver-
anstalfungen im Sinne des § 118 ArbVG Uber die dort
vorgesehene Dauer hinaus). Erhalt der/die Arbeitneh-
merln aufgrund o&ffentlich-rechtlicher Vorschriften
vollen Entgeltersatz (einschlieklich Sonderzahlungen),
entfallt insoweit der Anspruch gegen den/die Arbeit-
geberin.

§ 18 Jubilaumsgeld

Arbeitnehmerinnen haben Anspruch auf Jubildums-
geld nach folgenden Satzen, wobei Dienstzeiten beim
selben/bei derselben Arbeitgeberln zusammenzu-
rechnen sind:

beim 25-jahrigen Dienstjubildum . 1 Monatsentgelt,
beim 35-jahrigen Diensfjubildum . 2 Monatsentgelte,
beim 40-jahrigen Dienstjubildum . 3 Monatsentgelte.

Als Falligkeitstermin wird das Monatsende, in welchem
der Jubildumsstichtag liegt, festgesetzt.

Fur die Berechnung des Monafsentgeltes gilt § 14 Pkt 2
sinngeman.

Es bleibt vorbehalten, dass ausnahmsweise einzelne
Firmen im Falle wirtschaftlich und finanziell ungansti-
ger Umstande auch geringere Zuwendungen erwd-
gen kénnen.

Fur Arbeitnehmerinnen, deren Arbeitsverhdaltnisse vor
dem 1. April 2003 begonnen haben, gilt nachstehende
Regelung:

Bei Beendigung des Dienstverhaltnisses zwischen dem
35. und 40. Dienstjahr des/der Arbeitnehmerin ist ein
der zuruckgelegten Dienstzeit in diesem 5-Jahres-
Zeitraum entsprechender aliquoter Anteil von 3 Mo-
natsentgelfen als JubilGumsgeld zu bezahlen. Dies gilf
nicht bei verschuldeter Entlassung oder Austritt ohne
wichtigen Grund.

FUr Arbeithehmerlnnen, deren Arbeitsverhdaltnisse vor
dem 1. Februar 2012 begonnen haben, gilt nachste-
hende Regelung:

Bei Beendigung des Dienstverhdltnisses zwischen dem
25. und 35. Dienstjahr des/der Arbeitnehmerin ist ein
der zurtckgelegten Dienstzeit in diesem 10-Jahres-
Zeitraum entsprechender aliquoter Anteil von 2 Mo-

natsentgelten als JubilGumsgeld zu bezahlen. Dies gilt
nicht bei verschuldeter Entlassung oder Austritt ohne
wichtigen Grund.

Fir Arbeithehmerinnen, deren Arbeitsverhdltnisse
nach dem 1. Februar 2019 enden, gilt nachstehende
Regelung:

Bei Beendigung des Dienstverhdéltnisses zwischen dem
20. und 25. Dienstjahr des/der Arbeitnehmerln ist ein
der zurickgelegten Dienstzeit in diesem 5-Jahres-
Zeitraum enfsprechender aliquoter Anteil von 1 Mo-
natsentgelt als JubilGumsgeld zu bezahlen. Dies gilt
nicht bei verschuldeter Entlassung oder Austritt ohne
wichfigen Grund.

Alternafiv zum Geldanspruch kénnen alle Dienstjubi-
lden soweit sie im aufrechten Arbeitsverhaltnis fallig
werden ab dem Falligkeitszeitpunkt auf Verlangen
der Arbeitnehmerinnen in Zeitguthaben umgewandelt
werden. Die Umwandlung dieser Geldanspriche in
Zeitguthaben ist schriftlich zwischen Dienstgeber
und Dienstnehmer festzuhalten. Die Umwandlung
von Geldanspruchen (infolge des 35- oder 40-jahri-
gen Dienstjubilaums) kann auch teilweise in Zeitgut-
haben erfolgen. Die Umwandlung hat aber stefs gan-
ze Monatsentgelte zu beinhalten. Die Anpassung be-
stehender Betriebsvereinbarungen hat bis 30. 6. 2018
zu erfolgen.

Der Verbrauch des Zeitguthabens ist zu vereinbaren.
Gibt es keine Vereinbarung Uber den Verbrauch, so
haben die Arbeithehmerlinnen das Recht, nach einer
Voranklndigungszeit von 6 Monaten den Zeitpunkt
des Verbrauchs einseitig zu bestimmen. Der Ver-
brauch des Zeitguthabens muss im Gesamten erfol-
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gen, eine Teilung dieses Zeitguthabens ist nicht zulds-
sig. Fur Dienstjubil@en, die nach dem 1. 2. 2018 anfal-
len, ist eine Teilung dieses Zeitguthabens moglich, wo-
bei der kleinste Teil einen Monat befragen muss. Er-
folgt der Verbrauch des Zeitguthabens unmittelbar
vor Inanspruchnahme einer Alterspension, so wird
das Zeitguthaben um den Faktor 1,3 aufgewertet.
Durch die Umwandlung von Geldansprichen in Zeit-
guthaben kommt es nicht zur Vereinbarung von Teil-
zeitbeschaffigung.

Basis fur die Umrechnung des Geldanspruches in Zeit
ist das Monatsentgelt. Das errechnete Zeitguthaben
bleibt bis zu einem allfalligen Konsumationszeitpunkt

unverdndert. Wahrend des Zeitraumes des Verbrau-
ches des Zeitguthabens gebuhrt Entgeltfortzahlung
(Durchschnitt der letzten 3 Kalendermonate).
Bestehende Zeitguthaben sind am Ende des Arbeits-
verhaltnisses auszuzahlen soweit sie noch nicht aufge-
braucht wurden. Wird das Arbeitsverhaltnis durch den
Tod des/ der Arbeitnehmerinnen beendet, so gebuh-
ren nicht verbrauchte Zeitguthaben den gesetzlichen
Erben. Sind solche anspruchsberechtigte Personen
nicht vorhanden, so fallt der Auszahlungsbetrag in
die Verlassenschaft.

Daruber hinausgehende Regelungen kénnen durch
Betriebsvereinbarungen erfolgen.

§ 19 Betriebliches Vorschlagswesen

Uber die Vergutung fir Verbesserungsvorschlége kénnen Betriebsvereinbarungen gemafk § 97 Abs 1 Z 14 ArbVG

abgeschlossen werden.

§ 20 Diensterfindungen

Der/Die Arbeitgeberin hat Anspruch auf Anbietung
einer von einem/einer Arbeitnehmerln wdhrend des
Bestandes des Dienstverhdltnisses gemachtfen Dienst-
erfindung im Sinne des § 7 Abs 3 des osterreichischen
PatG. Er/Sie muss dazu innerhalb einer Frist von 3 Mo-
naten vom Tag der Anbiefung an Stellung nehmen
und erklaren, ob er/sie sie fur sich in Anspruch neh-
men will; bis zur Anmeldung der Patentrechte ist
der/die Arbeitgeberin zur absoluten Geheimhaltung

der Erfindung verpflichtet. Er/Sie hat im Falle der In-
anspruchnahme die im Gesetz vorgesehene Entschd-
digung an den/die Erfinderln zu entrichten und alle
auflaufenden Patentgebuhren zu bezahlen. Auf Ver-
langen des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin muss
der/die Erfinderln bei der Eintragung in das Patentre-
gister genannt werden, auch dann, wenn der/die Ar-
beitgeberln als Anmelderin erscheint. Im Ubrigen gel-
ten die Bestimmungen des &sterreichischen PatG.

§ 21 Inlandsdienstreisen (Reisekosten- und Aufwandsentschadigung)

1. Wenn der/die Arbeitnehmerln im Auftrag des/der
Arbeitgebers/Arbeitgeberin Dienstreisen zu unterneh-
men hat, so sind ihm/ihr die dadurch verursachten
Auslagen und Mehraufwendungen nach MaRkgabe
der folgenden Bestimmungen zu erstatten.

2. Begriff der Dienstreise

Eine Dienstreise liegt vor, wenn der/die Arbeitnehme-
rin im Auftrag des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin
seinen/ihren Dienstort verldsst. Als Dienstort gilt die
Arbeitsstatte des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin.
Werden mehrere Arbeitsstatten vereinbart, ist eine da-
von einvernehmlich als Dienstort zu vereinbaren.

3. Bemessung der Reisedauer

Wenn der/die Arbeitnehmerin die Dienstreise von der
stdndigen Arbeitsstatte aus antritt oder nach dersel-
ben unmittelbar zur sténdigen Arbeitsstatte zuriickzu-
kehren hat, so gilt als Zeitpunkt des Beginns und der
Beendigung der Dienstreise das Verlassen und Wie-
derbetfreten der sténdigen Arbeitsstatte.

Wenn der/die Arbeitnehmerlnnen die Dienstreise von
seiner/ihrer Wohnung aus antritt und Eisenbahn,
Schiff oder Autobus benutzt, so gilt als Zeitpunkt des
Beginns der Dienstreise die fahrplanmdafiige Abfahrts-
zeit und als Zeitpunkt der Beendigung die tatséchliche
Ankunftszeit des Beférderungsmittels.

Wird die Dienstreise mit einem Dienstwagen durchge-
fahrt, so gilt als Beginn derselben der Zeitpunkt des
Verlassens der Arbeitsstatte, bei Abholung das Verlas-
sen der Wohnung. Analog wird auch die Beendigung
der Dienstreise festgesetzt.

4. Fahrtvergiitung

Arbeitnehmerlnnen erhalten bei Fahrten bis 100 km
Entfernung die Fahrkosten Il. Klasse Eisenbahn, Auto-
bus oder sonstiges 6ffentliches Verkehrsmittel, bei un-
unferbrochenen Fahrten Gber 100 km oder bei ange-
ordneten Nachtfahrten die Fahrtkosten I. Klasse.

Eine Nachtfahrt liegt vor, wenn mindestens drei Fahrt-
stunden in die Zeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr fallen.
Vergutung fur Schlafwagenbenitzung, Schiffsreisen,
Verwendung von Flugzeugen wird nur aufgrund be-
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sonderer vorheriger Bewilligung der Firmenleitung
gewdhrt.

Es werden nur tatsachlich aufgelaufene Fahrtkosten
ersefzt.

5. Reiseaufwandsentschadigung

Fur die Bestreitung des mit der Dienstreise verbunde-
nen persénlichen Mehraufwandes erhdlt der/die Ar-
beitnehmerln fur jeden vollen Kalendertag eine Reise-
aufwandsentschadigung (bestehend aus dem Tag-
und dem Ubernachtungsgeld) bzw das Aukendienst-
geld.

Anspruch auf Reiseaufwandsentschadigung besteht,
wenn der/die Arbeitnehmerln aufserhalb des Gemein-
degebietes des Ortes, in dem die stdndige Arbeitsstat-
te des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin liegt, be-
schaftigt wird. Als Dienstort im Sinne dieser Bestim-
mung gilt auerdem in allen Fallen ein Tatigkeitsge-
biet im Umkreis von 10 km gerechnet von der standi-
gen Arbeitsstatte als Mittelpunkt. Voraussetzung fur
die Reiseaufwandsentschadigung ist Uberdies, dass
die dienstliche Abwesenheit von der stdndigen Ar-
beitsstatte langer als drei Stunden dauert. Diese Vo-
raussetzungen (Gemeindegebiet, 10 km-Umfeld sowie
Dauer) mussen auch fur die Punkte 6 bis 22 zutreffen.

Reiseaufwandsentschadigung

Taggeld Ubemsg{g“ngs' zusammen AuBendienstgeld
€ € € €
70,75 37,71 108,46 77,03

6. Von den genannten Taggeldsatzen entfallen auf:

Friihstiick Mittagessen Abendessen Taggeld zusammen
€ € € €
12,56 28,32 29,87 70,75

Nimmt jedoch der/die Arbeitnehmerin die Mahlzeit in
einer WerkskUche seiner Firma ein, so wird ihm/ihr an
Stelle der obigen anteiligen Taggeldsatze der fur die
Werkskiichenmahlzeit festgesetzte Betrag ersetzt.

7. Far den Tag des Antrittes oder der Beendigung ei-
ner mehrtégigen Dienstreise sowie bei Dienstreisen,
die keinen vollen Kalendertag in Anspruch nehmen,
hat der/die Arbeitnehmerln nur auf die anteiligen
Taggeldsatze laut Pkt 6 Anspruch, und zwar insoweit,
als er/sie infolge der Dienstreise an der Einnahme
der Mahlzeiten am sonst Ublichen Ort (Dienst- oder
Wohnort) verhindert ist.

Diese Verhinderung ist als gegeben anzunehmen:
hinsichtlich des Fruhsticks, wenn die Dienstreise ent-
weder vor normalem Arbeitsbeginn angefreten und
in diesem Falle oder im Falle einer mehrtégigen
Dienstreise nach 8:00 Uhr beendet wird;

hinsichtlich des Mitfagessens, wenn die Dienstreise
entweder vor 12:00 Uhr angetreten wird und in diesem
Falle oder im Falle einer mehrtdgigen Dienstreise
nach 14:00 Uhr beendet wird;

hinsichtlich des Abendessens, wenn die Dienstreise
entweder vor 19:00 Uhr angetreten und in diesem Falle
oder im Falle einer mehrtdgigen Dienstreise nach
19:00 Uhr beendet wird.

7a. Auf die Vergltung des Mittagessensatzes hat bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des § 21
der/die Arbeitnehmerln jedoch auch dann Anspruch,
wenn er/sie innerhalb des Gemeindegebietes, in dem
seine/ihre standige Arbeitsstatte liegt, aber aufer-
halb einer Entfernung von 10 km - gerechnet von
der stdndigen Arbeitsstatte — dienstlich tatig ist.

8. Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben
far Verpflegung sowie aller mit der Dienstreise ver-
bundenen persénlichen Aufwendungen, einschliefz-
lich der Trinkgelder fir persénliche Bedienung.

9. Das Ubernachtungsgeld dient zur Deckung der Un-
terkunftsbezahlung bzw bei angeordnefen Fahrten
wdahrend der Nacht (vergleiche Pkt 4) fur den anfal-
lenden Mehraufwand. Unvermeidliche Mehrauslagen
fir Ubernachtung werden gegen Vorlage der Quar-
tierrechnung gesondert vergutet. Fur eine Nacht wird
nur einmal Ubernachtungsgeld vergltet. Ist die
Dienstreise mit keiner Nachtigung bzw angeordneten
Nachtfahrt verbunden oder wird das Quarfier oder
der Schlafwagen kostenlos beigestellt, entfallt das
Ubernachtungsgeld.

10. Fallt das Ziel der Dienstreise mit dem standigen
Wohnort des/der Arbeithehmers/Arbeitnehmerin zu-
sammen, so besteht fur die Dauer des Aufenthaltes
an demselben kein Anspruch auf das Taggeld und
das Ubernachtungsgeld. In diesem Falle soll jedoch
dem/der Arbeitnehmerin eine angemessene Entschd-
digung fur den Mehraufwand vergutet werden, wenn
nachweislich die Voraussefzungen fur Familienver-
pflegung nicht gegeben sind.

11. Bei Fahrten im Schlafwagen und bei kostenlos bei-
gestelltem Quartier in Beherbergungsbetrieben wird
tats@chlich verausgabtes Trinkgeld bis zu € 2,18 er-
stattet. Bei aufeinander folgenden Ndchtigungen im
gleichen Beherbergungsbetrieb gebuhrt fir mehrere
Ndachtigungen bis zu einer Periode von einer Woche
ein Betrag von € 4,36.

12. Aufsendienstgeld

Ist gelegentlich fir eine Dienstreise oder eine aushilfs-
weise Dienstleistung (Abordnung) ein mehr als 28-ta-
giger ununterbrochener Aufenthalt an einem Ort er-
forderlich, so wird ab dem 29. Tag an Stelle der Reise-
aufwandsentschddigung das Aufiendienstgeld be-
zahlt. Eine Unterbrechung des Aufenthaltes im Sinne
obiger Bestimmungen liegt nicht vor, wenn der/die
Arbeitnehmerin den Aufenthaltsort nur voruberge-
hend verlasst und feststeht, dass er/sie wieder an
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den Aufenthaltsort zurickzukehren hat. Bei Gewdah-
rung angemessener freier Unterkunft wird das Aufzen-
dienstgeld pro Kalendertag jeweils um ein Viertel ge-
karzt.

13. Wenn ein/e Arbeitnehmerln, der/die Aukendienst-
geld bezieht, seinen/ihren Dienstort wechselt und
wenn damit auch eine Anderung des Ortes seiner/ih-
rer Unterkunft verbunden ist, so hat der/die Arbeit-
nehmerln fur die ersten 28 Tage Anspruch auf Reise-
aufwandsenfschédigung nach Pkt 5. Bedingung fur
den Bezug der Reiseaufwandsentschddigung nach
Pkt 5 oder des AuRendienstgeldes ist jedoch, dass
die Voraussetzungen hiefir auch am neuen Dienstort
gegeben sind.

Eine Anderung tritt nicht ein, wenn der Wechsel der
Unterkunft in keinem Zusammenhang mit der Verle-
gung des Dienstortes steht.

14. Ein Anspruch auf das Aufendienstgeld besteht
nicht:

a) wahrend des Urlaubes;

b) wdahrend einer Krankheit, wenn der/die Arbeitneh-
merln sich nach Hause in Pflege begibtf, ab dem
auf die Abreise folgenden Tag;

c) wahrend des Krankenhausaufenthaltes ab dem
auf die Aufnahme folgenden Tag;

d) wahrend des Zeitraumes, den ein/e Arbeithnehme-
rin unentschuldigt der Arbeit fernbleibf;

e) fur Zeitrdume, fur die Reiseaufwandsentschéadi-
gung verrechnet wird;

f) bei Reisen an seinen/ihren stdndigen Wohnort. Bei
nachweislich weiterlaufenden Quartierkosten ge-
bUhrt jedoch auch in diesen Fallen ein Viertel des
AuRkendienstgeldes.

15. Sonstige Reiseaufwendungen

Notwendige und angemessene Auslagen (zB Telefon-
gesprache, Portfi, Zu- und Abgdnge zum und vom
Bahnhof usw, Benutzung von Mietautos in begrinde-
ten Fallen, Reisegepdack, Tragerlohn und Ahnliches)
werden im tatsdchlich verausgabten Ausmafs erstat-
tet.

16. Soweit in den Punkten 17 bis 19 nichts anderes be-
stimmt ist, werden Reisezeiten nicht besonders vergu-
tet. Die Reisezeit gilt nicht als Arbeitszeit. Werden je-
doch von der Firmenleitung am Zielort der Dienstreise
effektive Dienstleistungen Uber die tégliche normale
Arbeitszeit hinaus angeordnef, so werden neben der
gebihrenden einfachen Reiseaufwandsentschadi-
gung nach Pkt 5 und 6 die tatsachlich geleisteten
Uberstunden vergutet. Es besteht kein Anspruch auf
eine Entlohnung von Uberstunden bei Pauschalent-
lohnungsvereinbarungen (All-in-Vereinbarungen,
Uberstundenpauschalvereinbarungen)  fur  Reise-
und Lenkzeiten.

17. Reisezeitvergutung (zusatzliche Reiseaufwands-
entschadigung)

Soweit bei angeordneten Dienstreisen die effektive
Reisezeit (d. i. die Zeit der unmittelbaren Reisebewe-
gung in Beférderungsmitteln, wie Eisenbahn, Autobus
etfc, einschliefslich notwendiger Wartezeiten auf Um-
steigbahnhoéfen) nicht in die Normalarbeitszeit des
Dienstnehmers fallt, gebUhrt neben der vorgesehenen
einfachen Reiseaufwandsentschadigung fur jede sol-
che, sonst dienstfreie, effektive Reisestunde zusatzlich
1/7 der vollen Reiseaufwandsentschadigung (Tag-
und Ubernachtungsgeld).

Ist die Dienstreise mit einer Néchfigung verbunden,
gebuhrt die zusatzliche Reiseaufwandsentschadigung
fur jede derartige Reisestunde.

Bei Dienstreisen, die mit keiner Nachtigung verbunden
sind, gebuhrt keine zusdatzliche Reiseaufwandsent-
schadigung fur die Reisezeit wéhrend der ersten Stun-
de vor Beginn bzw bis zu einer Stunde nach Beendi-
gung der taglichen Normalarbeitszeit. Wird Mehrar-
beit geleistet, tritt an Stelle der Normalarbeitszeit der
Beginn bzw das Ende der effektiven Arbeitsleistung.
Sowohl bei Dienstreisen mit als auch ohne Nachtigung
gebuhrt fur Teile von Stunden der entsprechende Teil,
wobei nur volle Viertelstunden vergutet werden. Liegt
jedoch gleichzeitig eine Nachtfahrt im Sinne des
§ 21 Pkt 4, 2. Safz vor, gebuhrt in jedem Fall diese zu-
satzliche Reiseaufwandsentschadigung nur fur die vor
22:00 Uhr liegenden effektiven Reisestunden.

18. Soweit Arbeitnehmerlnnen bei einer Dienstreise
das Beforderungsmittel Uber Auftrag selbst lenken,
gilt hinsichtlich der aufzerhalb der Normalarbeitszeit
anfallenden Lenkzeit folgende Regelung:

Fur Fahrzeiten aufzerhalb der taglichen bzw wéchent-
lichen Normalarbeitszeit wird eine Verglitung in der
Hohe des Uberstundenentgeltes gewéhrt, wobei nur
volle Viertelstunden vergutet werden. Die Berech-
nungsgrundlage fur die Grundvergutung ist ihrer H6-
he nach mit dem jeweiligen héchsten Mindestgrund-
gehalt der Beschaftigungsgruppe G ,nach 11 Jahren”
bzw IV/18 (fur Angestellte, deren Arbeitsverhdltnisse
vor dem 1. April 2003 begonnen haben und die bis
zum 30. 6. 2007 nicht in die Tabelle gemafs § 10 Pkt 1
des Kollektivvertrages in der Fassung 1. 2. 2007 (KV
neu) Ubergeleitet wurden) nach oben begrenzt.

19. Fur angeordnete Dienstreisen an Sonn- und Feier-
tagen, arbeitsfreien Samstagnachmittagen und an-
deren nach der Arbeitszeiteinteilung arbeitsfreien Ta-
gen hat der/die Arbeitnehmerin jedoch fur jene taf-
s@chlichen Reisezeiten, die in seine Freizeit fallen, an
Stelle einer Vergutung nach Pkt 17 oder 18 Anspruch
auf entsprechende Uberstundenbezahlung.

Da bei Vorliegen von Dienstreisen kein Anspruch auf
eine gesonderte Entlohnung von Uberstunden bei
Pauschalentlohnungsvereinbarungen (All-in-Verein-
barungen, Uberstundenpauschalvereinbarungen)
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besteht, wird bei den im 1. Satz dieses Punktes ge-
nannten Fallen, 1/7 der vollen Reiseaufwandsent-
schadigung fur jede solche, sonst dienstfreie, effektive
Reisestunde gemafs Punkt 17 bezahlf.

20. Die Punkte 17, 18 und 19 gelten nicht fur jene Ar-
beithnehmerlnnen, die in Ausibung ihrer Tatigkeit vor-
wiegend zu reisen haben, wie zB: Vertreterlnnen, Ar-
beitnehmerinnen mit stadndiger Reisetatigkeif, Arbeit-
nehmerinnen des technischen und schmiertechni-
schen Aufiendienstes, Gebietsleiterinnen im Veririeb,
Inspektorlnnen und Revisionsmeisterinnen.

21. Der/Die Arbeitnehmerin hat die Abrechnung bei
dem/der Arbeitgeberin sp&testens einen Monat nach
Beendigung der Dienstreise durchzufuhren. Der An-
spruch auf die Entschéddigung im Sinne dieses Para-
graphen verfallt sechs Monate nach Beendigung der
Dienstreise.

22. Aufwandsentschadigung fir Arbeithnehmerinnen
mit wechselndem Einsatzort

22.1 Fir Arbeitnehmerlnnen, bei denen es an einer
stdndigen Arbeitsstatte mangelt, weil sie aufgrund ih-
rer dienstlichen Verwendung berufsbedingt einen
wechselnden Einsatzort haben (wie zB Arbeithehme-
rinnen von geophysikalischen Trupps, von Tiefbohr-
trupps, von Bau- und Montageabteilungen, des tech-
nischen und geologischen Aukendienstes) und die aus
diesem Grunde nicht taglich nach Hause fahren kon-
nen, ist die Aufwandsentschéadigung in Betriebsver-
einbarungen im Sinne des § 29 ArbVG zu regeln; in Be-
trieben ohne Betriebsrat im Arbeitsvertrag zu verein-
baren.

22.2 Fur angeordnete Dienstreisen, die nicht in den im
Pkt 22.1 genannten Arbeitsbereich fallen, gelten an
Stelle der Aufwandsentschadigung nach Pkt 22.1 die
Bestimmungen des § 21 Pkt 1.-21.

23. Sonderbestimmung fir Transport-(Montage)ar-
beiten

Abweichend von den Punkten § 21 Pkt 1.-22. gebuhrt
fur Arbeitnehmerinnen, fur die nicht das AngG gilt,
fur Montage, Demontage, Erhaltung oder Reparatur
von Anlagen sowie fur Transporte - ausgenommen
Transporte mit PKW - bei Uberlandfahrten und Be-
schaftigung aufserhalb des sténdigen Arbeitsortes ei-
ne Entfernungszulage nach MaRkgabe folgender Be-
stimmungen:

23.1 Bei einer Abwesenheit von mindestens
sechs Stunden oder wenn die Abwesenheit in
die betrieblich vereinbarte Mittagszeit von
11:00 bis 14:00 Uhr fallt und der/die Arbeit-
nehmerin keine Méglichkeit hat, am stdndigen
Arbeitsort das Essen einzunehmen ................ € 29,62

23.2 bei einer Abwesenheit von mindestens
sieben Stunden ... € 33,10

23.3 bei einer Abwesenheit von mindestens elf
Stunden ... € 64,37

23.4 wenn die Uberlandfahrt oder die auswar-
tige Beschaftigung mit einer Nachtigung ver-
bunden ist und das Quartier vom/von der Ar-
beitgeberin kostenlos beigestellt wird ........... € 64,37

23.5 wenn im Falle von Pkt 23.4 das Quartier
nicht beigestellt wird ..................ocoiiiiinl. € 85,30

(wovon € 20,92 auf das Quartier entfallen; sind
die Quartierkosten héher, so werden diese ge-
gen Nachweis vergutet).

23.6 Weg- bzw Reisezeiten, die innerhalb der Arbeits-
zeif liegen, werden wie Arbeitszeif vergutet. Fir Weg-
bzw Reisezeiten fir Arbeithehmerinnen, die nicht
dem AngG unterliegen und Bau- und Montagearbei-
ten in der Erdélgewinnung verrichten, die aufierhalb
der Arbeitszeit liegen, gebuhrt die Grundvergufung
ohne Zulagen und Zuschlége:

Bei einer Entfernung der Montage-(Bau-)Stelle von
der Betriebsstatte

von Uber 4 bis 6 km die Grund-

vergUtung fur ............coooveiennn, 1% Stunden,
von uber 6 bis 8 km die Grund-
vergUfung fUr ... 2 Stunden,
von uber 8 km die Grundvergu-
tung far 2 % Stunden,

von uber 35 km .........c.cooin die tatséchlich auf-
gewendete Wegzeit,
mindestens jedoch
die Grundvergu-
tung far 2% Stun-
den.

Diese Satze gelten jeweils fur die je Arbeitstag aufge-
wendetfe Wegzeit.

Die Weg- bzw Reisezeitvergttung gebuhrt nur in hal-
ber Héhe, wenn der Hin- oder der Ruckweg in die Ar-
beitszeit fallf. Die Entfernung der Montage- bzw Bau-
stelle von der Betriebsstatte (Werksgelande usw) ist
nach der Luftlinie zu ermitteln. Steht die Berechnung
der Wegzeit aufgrund der , Luftlinie” in einem gréfke-
ren Widerspruch zur tfatsdchlich aufgewendeten
Weg- bzw Reisezeit, so ist betrieblich eine Regelung
zu vereinbaren.

23.7 Verkehrsmittel
Ist bei Uberlandfahrten und Beschaftigung aukerhalb
des standigen Arbeitsortes ein Verkehrsmittel zu be-
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nUtzen, so hat der Betrieb das Verkehrsmittel zu be-
stimmen und das Fahrgeld zu bezahlen.
Arbeitnehmerinnen erhalten bei Fahrten bis 100 km
Entfernung die Fahrtkosten II. Klasse Eisenbahn, bei
ununterbrochenen Fahrten Gber 100 km oder bei an-
geordneten Nachtfahrten die Fahrtkosten I. Klasse Ei-
senbahn ersefzt.

Eine Nachtfahrt liegt vor, wenn mindestens 3 Fahrt-
stunden in die Zeit zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr
fallen.

Vergutung von Schlafwagenbenltzung, Schiffsreisen,
Verwendung von Flugzeugen und Luxusziigen wird
nur aufgrund besonderer vorheriger Bewilligung der
Firmenleitung gewdhrt. Es werden nur die tafséchlich
aufgelaufenen Fahrtkosten ersetzt.

23.8 Erkrankung und Unfdalle am Montageort

Wenn ein/e Montage-(Bau-)Arbeitnehmerin auf der
Montage-(Bau-)Stelle erkrankt und der/die Arzt/Arz-
tin bestatigt, dass die Arbeitsunfdhigkeit voraussicht-
lich nicht langer als drei Wochen dauert, erhalt der/
die Montage-(Bau-)Arbeitnehmerln, wenn er/sie sich
am Montageort oder in dessen ndherer Umgebung
in Spitalspflege begibt, 50 % der Entfernungszulage
bis zur Dauer von drei Wochen vergutet.

Verbleibt ein/e erkrankte/r Montage-(Bau-)Arbeit-
nehmerln auf Anordnung des/der Arztes/Arztin in
hdauslicher Pflege am Montageort, erhdlt er/sie bis
zu drei Wochen die volle Entfernungszulage verguftet.
Die Bestimmungen Uber den Zuschuss zum Kranken-
geld werden hiervon nicht berthrt. Bei Arbeitsunfa-
higkeit durch Erkrankung bzw Unfall am Montageort
erhalt der/die Montage-(Bau-)Arbeitnehmerln die
Ruckfahrt und Wiederhinfahrt zum Montageort fur
das vom Betrieb zu bestimmende Verkehrsmittel ver-
guftet.

Stirbt ein/e Montage-(Bau-)Arbeitnehmerln am Mon-
tageort, hat der/die Arbeitgeberin die Uberfiihrungs-
kosten an den stndigen Wohnort zu tragen, wenn die
Angehorigen des Verstorbenen keinen Anspruch ge-
gen Dritte auf Bezahlung der Uberfiihrungskosten ha-
ben.

23.9 Aufnahme von Arbeitnehmerinnen auf der Mon-
tagestelle

Fur Arbeitnehmerinnen, die am Montageort von der
Montage-(Bau-)Leitung fur eine Montage-(Bau-)Stel-
le aufgenommen werden, gilt dieser als stdndiger Be-
triebsort (Betriebsstatte).

23.10 Urlaub

Wenn der/die Montage-(Bau-)Arbeitnehmerin von
der Baustelle aus seinen gesetzlichen Urlaub anfritt,
erhalt er/sie die Reisezeit und das Fahrgeld fur die
Reise von der Montagestelle bis zum stdndigen Be-
triebsort vergufet, und zwar ohne Rucksicht darauf,
ob diese Reise wirklich ausgefuhrt wird oder nicht.
Eine Verldngerung des Urlaubes um die Reisezeit fritt
nicht ein. Der Urlaub beginnt, sobald die Arbeit einge-

stellt, und endet, wenn sie wieder aufgenommen wird.
Fuhrt der/die Montage-(Bau-)Arbeitnehmerin die Rei-
se bis zum stadndigen Befriebsort tatsédchlich aus und
meldef sich dort zum Urlaubsantritt oder -ende, so be-
ginnft oder endet der Urlaub zum Zeitpunkt dieser Mel-
dung.

Wenn der Urlaub in mehreren Teilen verbraucht wird,
gilt obige Regelung nur fur den ersten Teil des Urlau-
bes. Das zweite Mal wird eine Vergutung nur bezahlt,
wenn die Teilung des Urlaubes aus befrieblichen
Grunden auf Veranlassung der Betriebsleitung erfolgt
und die Reise tatséchlich ausgefiuhrt wird. In diesem
Falle sind die Kosten der tatsdchlich ausgefihrten Rei-
se, hochstens jedoch die Kosten der Reise von der
Montagestelle zum stdndigen Betriebsort zu verguten.

23.11 Heimfahrten

Bei Montage-(Bau-)Stellen, die mehr als 70 km vom
standigen Betriebsort entfernt sind, hat jede/r dorthin
entsandte Montage-(Bau-)Arbeitnehmerin nach je-
weils einmonatiger ununterbrochener Abwesenheit
vom standigen Betriebsort (Wartezeit) Anspruch auf
eine Heimfahrt nach diesem Betriebsort.

Anspruch auf eine bezahlte Heimfahrt, Wegzeit (Reise-
zeit) und die entsprechende Entfernungszulage ent-
stent auch dann, wenn der/die Arbeithehmerln er-
krankt und die Heimreise antritt, wenn er/sie die Heim-
reise wegen schwerer Erkrankung oder Ablebens ei-
nes/r nahen Familienangehérigen anfreten muss,
ebenso bei einer arbeitsbedingten Ruckkehr zum
stdndigen Betrieb.

Die Heimfahrt muss innerhalb von einem Monat nach
Enfstehen des Anspruches angetreten werden, an-
sonsten verfallt der Anspruch ohne jede Abldse.

Der Anspruch verfallt nicht, wenn die Heimfahrt infol-
ge betrieblicher Notwendigkeit auf Veranlassung der
Betriebsleitung nicht ausgefuhrt wurde. In diesem Fal-
le wird aufzerdem die Uber ein Monat hinausgehende
Zeit als Wartezeit fur einen neuerlichen Anspruch auf
eine Heimfahrt angerechnet.

Die einmonatige Wartezeit wird durch Gebuhrenur-
laub, Ruckkehr infolge Erkrankung oder durch einen
Wechsel des Montageortes, der mit einer Ruckkehr
zum standigen Betriebsort verbunden ist, unterbro-
chen.

Im Falle einer solchen Unterbrechung verfallt die be-
reits zurickgelegte Wartezeit ohne Ablose. Sie beginnt
mit dem Wiedereintreffen am Montageort neu zu lau-
fen.

Bei jeder Heimfahrt werden der Fahrpreis fur die Hin-
und Ruckfahrt fir das vom Befrieb zu bestimmende
Verkehrsmittel (bei Eisenbahnbenitzung Il. Klasse) so-
wie insgesamf zwei Entfernungszulagen vergutet.

Fur jede Heimfahrt gebuhrt eine unbezahlte Freizeit
von vier Kalendertagen (96 Stunden); die Reisezeit
wird nicht in die Freizeit eingerechnet.
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24. Abweichende Regelungen
Durch Betriebsvereinbarung kénnen von § 21 abwei-
chende Regelungen getroffen werden.

§ 22 Auslandsdienstreisen

Fur die Dauer der Entsendung zu einer vorubergehen-
den Dienstleisfung im Ausland gelten nachstehende
Bestimmungen: Die fur die Entsendung vereinbarte
Aufwandsentschadigung gemaf Pkt 4 und Vereinba-
rungen in Zusammenhang mit der Enfsendung, soweif
Letztere von diesem Kollektivvertrag bzw einer be-
trieblichen Regelung abweichen oder diese ergdnzen,
sind schriftlich festzuhalten, zum Beispiel in Form einer
Ergénzung des Dienstzettels.

1. Informations- und Mitteilungspflicht

1.1 Dem Betriebsrat sind schriftliche Aufzeichnungen
Uber die vereinbarte Hohe der Aufwandsentschadi-
gungen sowie Uber aufgrund dieses Kollektivvertrages
ermdglichte abweichende Regelungen zu Ubergeben.
Werden derartige Regelungen im Betrieb, insbeson-
dere aufgrund einer Betriebsvereinbarung, allgemein
angewendet, genligt die einmalige Ubergabe dieser
Regelung.

1.2 Dem/Der Arbeitnehmerln ist vor Beginn der Ent-
sendung insbesondere mitzuteilen:

a) Beginn und voraussichtliches Ende der Beschafti-
gung,

b) Hoéhe des Tages- und Nachtgeldes,

c) Art des Verkehrsmittels,

d) Uberweisungsart des Entgelts,

e) Entlohnungs- und Abrechnungszeitrdume,

f) Art und Héhe der Versicherungen.

Die Mifteilung kann insoweit entfallen, als sich auf-
grund der Dauer der Entsendung und bestehender
Regelungen im Unternehmen keine Notwendigkeit ei-
ner besonderen Mitteilung ergibt.

2. Verkehrsmittel und Fahrtkosten

Die Wahl des Verkehrsmittels und die Festlegung der
Reiseroute obliegen dem/der Arbeitgeberin. Soweit
eine WahIiméglichkeit fur den/die Arbeitgeberin be-
steht, darf durch die getroffene Wahl nicht ein offen-
sichtliches Missverhdltnis zwischen den wirtschaftli-
chen und betrieblichen Interessen des/der Arbeitge-
bers/Arbeitgeberin und den eintretenden Belastun-
gen des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin in zeitli-
cher und kérperlicher Hinsicht eintreten. Hinsichtlich
des Kostenersatzes der benutzten Wagenklasse bei
Bahnfahrten sind die entsprechenden kollektivver-
traglichen Bestimmungen fir Inlandsdienstreisen im
Sinne des osterreichischen Standards sinngemdaf an-
zuwenden. Es werden nur tatsdchlich aufgelaufene
und nachgewiesene Fahrtkosten ersetzt.

3. Arbeitszeit und Wochenruhe

Die Verteilung der in Osterreich geltenden wéchentli-
chen Arbeitszeit auf die einzelnen Tage der Woche
und die Festlegung der taglichen Normalarbeitszeit
kann far die im Ausland tatigen Arbeitnehmerlinnen
entsprechend den Regelungen und der Ubung des
Auslandsstaates und dem Erfordernis der Zusammen-
arbeit mit Arbeitnehmerinnen des Auslandsstaates
oder unter BerUcksichtigung der sonstigen Gegeben-
heiten und Erfordernisse abweichend von den Rege-
lungen im Inland vereinbart werden. Gilt in dem Aus-
landsstaat, in den der/die Arbeithehmerln entsendet
wird, ein anderer Tag der Woche als der Sonntag als
wochentlicher Ruhetag, tritt dieser Tag an die Stelle
des Sonntags.

4. Aufwandsentschadigung

4.1 Fur die Bestreitung des mit der Entsendung ver-
bundenen Mehraufwandes erhalt der/die Arbeitneh-
merln eine Aufwandsentschddigung, welche aus ei-
nem Tag- und Ndachtigungsgeld besteht. Das Taggeld
dient zur Deckung der Mehrausgaben fur Verpfle-
gung sowie aller mit der Entsendung verbundenen
persénlichen Aufwendungen einschlieflich der Trink-
gelder fur personliche Bedienung. Das Nachtigungs-
geld dient zur Deckung der Unterkunftsbezahlung
bzw bei angeordneten Fahrten wdhrend der Nacht
(mindestens 3 Fahrtstunden in der Zeit von 22:00 Uhr
bis 06:00 Uhr) fur den anfallenden Mehraufwand. Bei
kostenloser Beistellung eines zumutbaren Quartiers
bzw Schlafwagens entfallt das Nachtigungsgeld. All-
fallig erforderliche Unterkunftszusatzkosten sind in
diesem Fall vom/von der Arbeitgeberln zu enfrichten
oder zu ersetzen. Ist der/die Arbeitnehmerin nicht in
der Lage, um diesen Betrag ein zumutbares Quartier
zu erhalten, werden die Ndachtigungskosten gegen
Beleg vergutet; Uberflissige Mehrausgaben sind hier-
bei zu vermeiden.

4.2 Das Tag- und Ndachtigungsgeld gebuhrt fur die
ersten 28 Tage einer Dienstreise in Hohe der Gebuh-
renstufe 3 der Bundesbediensteten; danach darf das
Tag- und das Ndachtigungsgeld um nicht mehr als
10% unter dem Tag- bzw Ndachtigungsgeld der Ge-
buhrenstufe 3 der Bundesbediensteten liegen. Diese
Regelung gilt fur Dienstreisen, die nach dem 1. Febru-
ar 2002 beginnen.

Ab 1. 2. 2018 sind die Tages- und Ndachtigungsgelder
der Gebuhrenstufe 3 der Bundesbediensteten bis
31.1.2019 um € 3,00 anzuheben.
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Ab 1. 2. 2019 sind die Tages- und Nachtigungsgelder
der GebuUhrenstufe 3 der Bundesbediensteten pro
12-Monatszeitraum (1.2. — 31.1.) schrittweise um die
auf das Inland anzuwendende Erhéhung der kollektiv-
verfraglichen Aufwandsentschédigung sowie um je-
weils € 3,00 anzuheben, bis der Wert des Tages- bzw.
Na&chtigungsgeldes fur Dienstreisen innerhalb Oster-
reichs erreichf ist.

Ab dem 29. Tag der Dienstreise darf das Taggeld und
das Nachtgeld um nicht mehr als 10 % unterschritten
werden.

4.3 Die Aufwandsentschadigung nach dieser Bestim-
mung gebUhrt fur die Dauer des Aufenthalts im Aus-
land, der mit dem GrenzUbertritt beginnt bzw endet.
Wird bei der Entsendung ein Flugzeug benutzt, so gilf
als Grenzubertritt der Abflug vom bzw die Ankunft am
letzten Inlandsflughafen. Das Tag- und N&chtigungs-
geld richtet sich nach dem Ansatz fur den Staat, der
bei der Entsendung durchfahren wird bzw in dem sich
der/die Arbeitnehmerln zur Verrichtung der Tatigkeit
aufhalt.

Bei Flugreisen richtet sich das Taggeld nach dem An-
safz des Staates, in den die Entsendung fuhrt.

Bis zum Grenzubertritt bzw bis zum letzten Inlandsflug-
hafen ist die Aufwandsentschadigung nach § 21 (In-
landsdienstreisen) zu bemessen. Das Gleiche gilt sinn-
gemaf fur die Ruckkehr. Ergibt sich bei Dienstreisen
von bis zu 24-stindiger Dauer aufgrund der Dauer
des Auslandsaufenthaltes kein (aliquoter) Anspruch
auf eine Aufwandsentschadigung, sind auf die ge-
samte Dienstreise die enfsprechenden im Inland gel-
tenden Satze der Aufwandsentschddigung anzuwen-
den.

4.4 Der/Die Arbeitnehmerln erhalt fur je volle 24 Stun-
den des Aufenthalts im Ausland das vereinbarte Tag-
geld. Bruchteile bis zu 5 Stunden bleiben unberick-
sichtigt, fur Bruchteile in der Dauer von mehr als
5 Stunden gebuhrt ein Drittel, von mehr als 8 Stunden
zwei Drittel und von mehr als 12 Stunden das volle
Taggeld.

Gebluhrt bei Reisen in der Dauer von bis zu 2 Kalender-
tagen nicht mehr als ein volles Taggeld fur den Aus-
landsaufenthalt, sind Zeiten der Dienstreise im Inland
fur die Bemessung der Aufwandsenfschadigung In-
land zusammenzurechnen.

4.5 Vom jeweils zustehenden Taggeld Pkt 3 entfallen
15% auf das Fruhstick, 30% auf das Mittagessen
und 25 % auf das Abendessen. Werden die Mahlzeiten
umsonst zur Verfigung gestellt bzw die sonstigen Auf-
wendungen nicht vom/von der Arbeitnehmerin getra-
gen, verringert sich das vereinbarte Taggeld entspre-
chend. Im Fall der Zurverfugungstellung von verbillig-
ten Werkskichenessen gilt ebenfalls die Kirzungsbe-
stimmung des ersten Satzes. Diese Bestimmung ist
dann anzuwenden, wenn die umsonst oder verbilligt
zur Verfugung gestellten Mahlzeiten nach inlandi-

schen Begriffen zumutbar sind oder nicht gesundheit-
liche Grinde entgegenstehen.

4.6 Bei Aufenthalten zur Schulung oder Ausbildung
kann vereinbart werden, dass sich das jeweils zuste-
hende Taggeld auf 10% des vorgesehenen Satzes
verringert, wenn ein ganztdgig erweiterter Betreu-
ungsumfang (Mahlzeiten und Nebenleistungen) ge-
wahrt wird.

4.7 Sonstige mit der Dienstreise in Zusammenhang
stehende notwendige Dienstauslagen, wie zB Porti, Te-
legramm- und Fernsprechgebihren, Kosten fur die
Zu- und Abfahrt vom Bahnhof und notwendige Klei-
derreinigung sind in ihrem nofwendigen und glaub-
haft gemachten Ausmaf gesondert zu verguten.

4.8 Die tagliche Aufwandsentschédigung (Tag- und
Né&chtigungsgeld) entfallt im Fall eines unentschul-
digten Fernbleibens zur Ganze. Das Gleiche gilf, wenn
eine Dienstverhinderung bzw Arbeitsunfahigkeit jed-
weder Arf vorsatzlich oder grob fahrléssig herbeige-
fahrt wird. Im Falle eines Arbeitsunfalles entfallt die
tagliche Aufwandsentschadigung nur bei vorsatzli-
cher Herbeifuhrung. Bei einem notwendigen Kranken-
hausaufenthalt im Ausland verringert sich der Tag-
geldsatz auf ein Drifttel des vollen vereinbarten Tag-
geldsatzes. Das Nachtigungsgeld entfallt, jedoch wer-
den unvermeidbar weiterlaufende Quartierkosten ge-
gen Nachweis bis auf Widerruf durch den/die Arbeit-
geberln ersefzt.

4.9 Die Aufwandsentschadigung gebuhrt grundsatz-
lich in 6sterreichischer Wdhrung. Die Bezahlung der
Aufwandsentschadigung in Fremdwdhrung ist in Be-
frieben mit Betriebsrat im Einvernehmen mit diesem,
ansonsten im Einvernehmen mit dem/der Arbeitneh-
merln zu regeln, wobei auf auftragsbezogene Bedin-
gungen Rucksicht zu nehmen ist.

Ausdrucklich auf die Aufwandsentschadigung vom/
von der Arbeitgeberin als anrechenbar bezeichnete
oder von einem Dritten besonders gewdhrte Entschd-
digungen sind auf die Aufwandsentschadigung dieses
Punktes anrechenbar.

Die Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtigungs-
geld) und Fahrtkosten (soweit nicht Fahrkarten gestellt
werden) sind dem/der Arbeitnehmerin zeitgerecht
gegen nachherige Verrechnung zu akontfieren.

5. Vergutung fur Reisezeiten (Lenkzeiten)

5.1 Fur Arbeitnehmerinnen, die dem AngG unterlie-
gen, gilt Folgendes:

Hinsichtlich der Vergltung von Reise- und Lenkzeit
sind die entsprechenden Bestimmungen der Kollektiv-
vertrage betreffend die Inlandsdienstreisen in den je-
weiligen Bereichen anzuwenden, wobei fur die Be-
messung der VergUfung fir Reisezeit die Aufwands-
entschadigungssdtze (Tag- und Nachtgeld) des Inlan-
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des heranzuziehen sind. Dasselbe gilt hinsichtlich
Uberstunden auf Dienstreisen.

Mit dieser Vergutung ist die zeitliche Inanspruchnah-
me des Angestellten durch die Reisetatigkeit abgegol-
ten. Hinsichtlich der Vergutung gelfen die Zeiten der
Reisebewegung im In- und Ausland als Einheit.

Wird vom Einsatzort am Zielort der Dienstreise im Aus-
landsstaat eine Dienstreise vergleichbar einer Dienst-
reise nach den jeweiligen Bestimmungen der Zusafz-
kollektivvertrage Uber Inlandsdienstreisen angetreten,
gelten die Bestimmungen Uber die Definifion des
Dienstortes sinngemafs im Ausland.

5.2 Fur Arbeitnehmerlnnen, die nicht dem AngG un-
terliegen, gilt Folgendes:

Reisezeiten innerhalb der Arbeitszeit werden wie Ar-
beitszeit bezahlt. Fur die effektive Reisezeit aukerhalb
der Normalarbeitszeit gebuhrt der Stundenlohn (Ak-
kord- bzw Pramiendurchschnittsverdienst) ohne Zula-
gen und Zuschlage.

6. Familienheimfahrt

Nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von der
Dauer eines halben Jahres in Europa oder 9 Monaten
in aufsereuropdischen Staaten hat der/die Arbeitneh-
merln Anspruch auf eine bezahlte Familienheimreise
mit anschlieendem GebUhrenurlaub, sofern die Be-
endigung der Entsendung bzw eine Heimreise aus
sonstigen Grinden nicht in den nédchsten 3 Monaten
zu erwartfen ist. Heimreisezeiten durfen auf den Ge-
buhrenurlaub nicht angerechnet werden. Fur die Fa-
milienheimreise gelten hinsichtlich der Beférderungs-
mittel und der Reisezeit die entsprechenden Bestim-
mungen dieses Kollektivvertrages. Wird jedoch die
Heimreise bedingt zB durch die Auftragslage nicht
moglich, gebuhrt bei ununterbrochenem Aufenthalt
von mehr als 6 Monaten in europdischen Staaten fur
jeden dartber hinausgehenden Monat 1/6, in aufzer-
europdischen Staaten fur jeden Uber 9 Monate hi-
nausgehenden Monat 1/9 der gesamten Fahrtkosten
far die Hin- und Ruckreise zum stdndigen Wohnort
als Abgeltung fur die nicht konsumierte Heimreise.

7. Unfallversicherung

Der/Die Arbeitgeberin hat dem/der Arbeitnehmerin
die Kosten einer Unfallversicherung fur Unfalle wah-
rend der Dauer der Entsendung, ausgenommen Ar-
beits- und Wegunfall im Sinne des ASVG, die zum
Tod oder dauernder Invaliditat fhren, zu ersetzen.
Hinsichtlich des Kostenersatzes wird fur Tod eine Ver-
sicherungssumme von mindestens € 21.801,85, fur
dauernde Invaliditadt von mindestens € 43.603,70 fest-
gesetzt. Es werden nur die Kosten fur eine Versiche-
rung gedeckt, die jene Risiken abdeckt, die nach
den &sterreichischen Versicherungsbedingungen un-
ter das normale Unfallrisiko fallen. Der Kostenersatz
fallt weg oder verringert sich enfsprechend, wenn
auf eine andere Weise fir Abdeckung des Unfallrisikos

in obigem Ausmafy durch die Firma gesorgt ist; von
dieser anderweitigen Vorsorge ist dem/der Arbeitneh-
merln schriftlich Mitteilung zu machen.

8. Krankenriicktransportversicherung

Der/Die Arbeitgeberin hat dem/der Arbeitnehmerin
die Kosten einer Krankenrucktransportversicherung
fur die Dauer der Entsendung zu ersetzen, sofern
der/die Arbeitgeberin nicht auf andere Weise fur ei-
nen enfsprechenden Versicherungsschutz Sorge
tragt; von dieser anderweitigen Vorsorge ist dem/
der Arbeitnehmerln schriftlich Mitteilung zu machen.

9. Erkrankung und Unfdlle

Bei Erkrankungen im Ausland gilt § 130 ASVG bzw das
jeweilige zwischenstaatliche Sozialversicherungsab-
kommen. Uber Verlangen des/der Ehegatten/in,
des/ der Lebensgefdhrten/in (im Sinne der Bestim-
mungen des ASVG), der Kinder, der Adoptivkinder
oder der Eltern hat die Firma im Falle des Todes
des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin wahrend der
Dauer der Entsendung den Rucktransport ohne Verzo-
gerung zu veranlassen und die dafur notwendigen
Kosten des Rucktransportes zu Ubernehmen, soweit
diese nicht von dritter Seite (zB Versicherung) getra-
gen werden. Uber Verlangen der Hinterbliebenen
hat die Firma bei der administrativen Abwicklung
des Rucktransportes behilflich zu sein.

10. Tod naher Angehoériger

Bei Tod des/der Ehegatten/in, des/der Lebensgefdahr-
ten/in (im Sinne des ASVG), der Kinder, der Adoptiv-
kinder oder der Eltern sind die Kosten der Ruckreise
zu erstaften und die Fahrzeit bei der Ruckreise in glei-
cher Weise wie bei einer Entsendung zu behandeln,
sofern eine Heimfahrt tatsdchlich beansprucht wird.

11. Héhere Gewalt

Im Falle einer konkreten persdénlichen Gefahr (zum
Beispiel durch Krieg, innenpolitische Unruhe am Ziel-
ort der Entsendung) ist der/die Arbeitnehmerin be-
rechtigt, die Heimreise anzutreten. Vor Antritt ist nach
Moglichkeit das Einvernehmen mit dem/der Arbeitge-
berin bzw dem ortlichen dienstlichen Vorgesetfzten
herzustellen, ansonsten ist der/die Arbeitgeberin
vom Anfritt der Reise unverziglich zu verstandigen.
Wird der/die Arbeithehmerin durch héhere Gewalt
an der Ruckreise gehindert, so ist den Angehorigen,
zu deren Erhaltung der/die Arbeitnehmerln gesetzlich
verpflichtet ist, jenes Entgelf fur die Dauer von 6 Mona-
ten weiterzubezahlen, das er/sie bei Dienstleistung an
der Dienststelle im Inland erreicht hatte. Fur weitere
6 Monate ist diesen Angehorigen ein Betrag in der Ho-
he des auf gleicher Basis berechneten pfandungs-
freien Einkommens zu bezahlen.
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12. Abrechnung

Die Abrechnung der Anspriche hat grundsatzlich fur
jeden abgelaufenen Kalendermonat bis zum Ende
des ndachsten Kalendermonats durch schriftliche
Rechnungslegung zu erfolgen.

13. Abtretung von Ansprichen

Uber Aufforderung des/der Arbeitgebers/Arbeitge-
berin hat der/die Arbeitnehmerln bzw seine/ihre Hin-
terbliebenen Ersatzanspriche, die sich aus einem Er-
eignis im Sinne der Punkfe Unfallversicherung, Erkran-
kung und Unfdlle und Hohere Gewalt gegen Dritte er-
geben, bis zur Héhe des vom/von der Arbeitgeberin
auszubezahlenden bzw ausbezahlten Betrages an
den/die Arbeitgeberln bei sonstigem Verlust im Sinne
obigen Punktes abzutreten.

14. Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen,
betriebliche Regelungen und Gunstigkeitsklausel

Die Anspriche nach Pkt 3 und 4 (Aufwandsentschadi-
gung und Reisezeit) kdnnen einvernehmlich auch auf
andere Weise als in diesem Kollektivvertrag abgegol-
ten werden, etwa durch eine Pauschale, eine Aus-
landszulage oder ein Entgelt bzw eine andere Vergu-
tung, welche die Abgeltung fur diese Anspriche ein-
schliefst.

Bestehende, fur den/die Arbeitnehmerin glnstigere
Vereinbarungen, Betriebsvereinbarungen und Rege-
lungen bleiben aufrecht und kénnen auch in Hinkunft
abgeschlossen werden. Diese Gunstfigkeitsklausel ist
so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung
als Ganzes auf ihre Gunstigkeit gepruft wird, ein He-
rausgreifen einzelner Teile der einen oder anderen
Regelung unter Berufung auf diese Gunstigkeitsklau-
sel ist nicht gestattet.

§ 23 Kilometergeld

1. Anspruch und Haftung

1.1 Wird einem/einer Arbeitnehmerln die Verrech-
nung einer Aufwandsentschadigung (Fahrtkostenent-
schadigung) fur eine ihm/ihr freigestellte Verwen-
dung seines/ihres Privat-Pkw fur Dienstreisen geneh-
migt, richtet sich die Bezahlung dieser Aufwandsent-
schadigung nach den folgenden Bestimmungen. Ein
derartiger Anspruch entsteht nur dann, wenn die Ge-
nehmigung zur Verrechnung dieser Aufwandsent-
schadigung vor Antritt der Dienstreise erteilt wird. Als
Aufwandsentschadigung wird ein Kilometergeld ge-
wahrt, das zur Abdeckung des durch die Haltung
des Kfz und die BenlUtzung entstehenden Aufwandes
dient.

1.2 Uber das Kilometergeld hinaus besteht keinerlei
Anspruch gegen den/die Arbeitgeberln aus einer Be-
nUfzung des Pkw im Sinne dieser Bestimmung. Aus der
Genehmigung der Verrechnung von Kilometergeld
kann kein dienstlicher Auftfrag zur Verwendung des
Pkw abgeleitet werden. Die Kilometergeldverrech-
nung bedingt keine Anspriche Uber das Kilometer-
geld hinaus sowie keinerlei Haftung des/der Arbeitge-
bers/Arbeitgeberin fur Schaden, die aus der Benut-
zung des Pkw durch den/die Arbeitnehmerln entste-
hen. Ist allerdings dem/der Arbeitnehmerin die Tatig-
keit so angeordnet worden, dass sie die Benutzung
des Privat-Pkw zur Voraussetzung hat, so bleiben hin-
sichtlich eines Unfallschadens am Pkw des/der Arbeit-
nehmers/Arbeitnehmerin die Anspriche aus dem
ABGB und dem DNHG unberuhrt und kénnen durch
Arbeitsvertrag nicht ausgeschlossen werden.

2. Héhe

Die Hohe des Kilometergeldes bestimmt sich gemaf
nachstehender Tabelle wie folgt:

Der Anspruch betragt

Gefahrene Kilometer im Kalenderjahr: 1% von:
bis 10.000 KM ...oveieiiiiiii € 37,60
ab 10.001 km bis 15.000 km .................. € 36,52
ab 15.001 km bis 20.000 km .................. € 35,43
ab 20.001 km und dartber.................... € 33,61

Das Kilometergeld betragt jedoch ab 1. Juli 2008 bis
einschlieilich 31. Dezember 2010 (It BGBI | 86/2008
vom 26.6. 2008 in Verbindung mit BGBI | 153/2009
vom 30. 12. 2009):

Gefahrene Kilometer im Kalenderjahr: 1% von:
bis 10.000 km ... €42,00
ab 10.001 km bis 15.000 km .................. € 40,80
ab 15.001 km bis 20.000 km .................. € 39,60
ab 20.001 km und dartber.................... € 37,55

Diese Satze gelten auch ab 1. Februar 2011.

Das niedrigere Kilometergeld gebuhrt jeweils ab dem
Uberschreiten der angegebenen Kilometergrenzen.
Wenn das innerbetriebliche Geschaftsjahr vom Kalen-
derjahr abweicht, kann fir die Berechnung des Kilo-
metergeldes das Geschaftsjahr anstelle des Kalender-
jahres zur Abrechnung herangezogen werden. Daru-
ber hinaus kénnen innerbetrieblich auch andere Jah-
reszeitrdume, zB ab Eintritt des/der Arbeithehmers/
Arbeitnehmerin, vereinbart werden.

3. Rechnungslegung und Nachweis

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in
Form einer Aufzeichnung Uber die gefahrenen Kilo-
meter zu erfolgen. Uber Aufforderung des/der Arbeit-
gebers/Arbeitgeberin hat der/die Arbeitnehmerin
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diese Abrechnung entweder nach jeder Fahrt oder in
bestimmten Zeitabstdnden zu erstellen.

Uber die gefahrenen Kilometer ist ein Fahrtenbuch zu
fuhren, das Uber Aufforderung, jedenfalls aber am
Ende des Kalender- oder Geschdaftsjahres bzw beim
Ausscheiden des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin
zur Abrechnung zu Ubergeben ist. Die Fihrung eines
Nachweises kann der/die Arbeitgeberin auch verlan-
gen, wenn eine Pauschalregelung mit dem/der Ar-
beitnehmerln vereinbart wurde.

Der/Die Arbeitnehmerin hat die Rechnungslegung
spatfestens einen Monat nach dem Zeitpunkt der ver-
einbarten oder aufgefragenen Vorlage durchzufiih-
ren.

4. Sonderregelungen, Betriebsvereinbarungen, be-
friebliche Regelungen und Gunstigkeitsklausel

Diese Bestimmungen gelten nicht fur Arbeitnehmerin-
nen, die aufgrund ihrer Dienstverwendung mit Privat-
Pkw reisen (zum Beispiel Vertreterlnnen, nicht aber bei
Montage- oder Bauarbeiten) und mit denen eine an-

dere Vereinbarung Uber den Aufwandsersatz getrof-
fen wurde bzw wird.

Daruber hinaus kénnen die Anspriche fur sémtliche
Arbeitnehmerlnnen-Gruppen unfer Beiziehung des
Betriebsrates auch auf andere Weise als in diesen Be-
stimmungen vorgesehen, etwa durch eine Pauschal-
regelung, abgegolten werden.

Bestehende, fur die Arbeithehmerlnnen gunstigere
Vereinbarungen, Betriebsvereinbarungen und Rege-
lungen bleiben aufrecht und kénnen auch in Hinkunft
abgeschlossen werden. Diese Gunstigkeitsklausel ist
so anzuwenden, dass diese betriebliche Regelung als
Ganzes auf ihre Gunstigkeit gepruft wird.

Soweit Fahrgeldvergitungen fir Fahrfen vom Wohn-
ort bzw Quartier zum Arbeitsort bzw zur Arbeitsstelle
gewdhrt werden, findet dieser Punkt jedenfalls keine
Anwendung. Es gelten fur diese Vergufungen die bis-
herigen kollektivvertraglichen Bestimmungen (§ 25
Fahrgeldvergltung) sowie die betrieblichen Regelun-
gen weifer.

§ 24 Trennungskostenentschadigung

1. Arbeitnehmerlnnen, die nachweislich zur Fihrung
eines getrennten Haushaltes gezwungen sind, weil
sie entweder Uber Veranlassung des/der Arbeitge-
bers/Arbeitgeberin von ihrem bisherigen standigen
Dienstort an einen anderen stdndigen Dienstort ver-
sefzt werden oder weil mit ihnen bei ihrer Anstellung
ein von ihrem Wohnort abweichender Dienstort ver-
einbart wird, erhalten zur Abgeltung des dadurch ent-
stehenden Mehraufwandes eine Trennungskostenent-
schadigung.

2. Diese wird nur auf Antrag des/der Arbeitnehmers/
Arbeitnehmerin und frihestens ab Beginn des Kalen-
dermonates gewdhrt, in dem der Antrag gestellt wird.
Anspruchsberechtigt sind verheiratete Arbeithehme-
rinnen sowie jene verwitweten, geschiedenen und le-
digen Arbeitnehmerinnen, die mit Verwandfen in
auf- und absteigender Linie, mit ihren Wahl-, Stief-
oder Pflegeeltern sowie ihren eigenen oder fremden
Kindern sowie Lebensgefdhrten/in dauernd im ge-
meinsamen Haushalt leben (Meldezettel) und die Mit-
tel hiezu nachweislich ganz oder zum tUberwiegenden
Teil aufbringen. Vertreterinnen gebuhrt keine Tren-
nungskostenentschadigung.

Eine Trennungskostenentschddigung gebuhrt Arbeit-
nehmerinnen, welche nicht nach der obigen Bestim-
mung Anspruch haben, wenn die Versetzung an einen
neuen sténdigen Dienstort erfolgt, der vom bisherigen
Wohnort des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin
mehr als 225 Strafkenkilometer entfernt ist.

3. Die Notwendigkeit getrennter Haushaltsfihrung ist
als gegeben anzunehmen, wenn dem/der Arbeitneh-

merln die tagliche Heimfahrt vom Dienstort zum bis-
herigen Wohnort nicht zugemutet werden kann. Die
Bedingungen, unter denen die tdagliche Heimfahrt
noch zumutbar ist, kbnnen durch Betriebsvereinba-
rungen im Sinne des § 29 ArbVG festgelegt werden.

4. Die Trennungskostenentschadigung gebuhrt in ei-
ner Hohe von € 24,75 pro Kalendertag. Gehéren dem
Haushalt (Hauptwohnsitz) des/der Arbeitnehmers/Ar-
beitnehmerin mehr als eine weitere im Pkt 2 genannte
Person an, gebuhrt die Trennungskostenentschadi-
gung in einer Hohe von € 35,75 pro Kalendertag.
Dies gilt auch fur Arbeithehmerinnen, welche am
31. Marz 2003 im Bezug einer Trennungskostenent-
schadigung standen (auch wenn dieser ruhte). Fur
diese Arbeitnehmerlinnen gilt weiterhin jene Rechfs-
grundlage, welche zum 31. 3. 2003 gegolten hat.
Wenn der Anspruch auf Trennungskostenentschadi-
gung nach altem Recht endgulfig weggefallen ist, ge-
bihrt der Anspruch dem Grunde nach gemdfs den
Punkfen 1-3 iVm 5-6.

Wird ein angemessenes Quartier vom Dienstgeber un-
entgeltlich beigestellt, so vermindern sich diese Safze
um ein Viertel.

Im Falle einer Versetzung gebuhrt fur die ersten 2 Wo-
chen statt obiger Satze die Reiseaufwandsentschadi-
gung nach § 21 (Inlandsdienstreisen).

5. Der Anspruch auf Trennungskostenentschadigung
besteht nicht:

a) wdahrend des Urlaubes;
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b) wdahrend einer Krankheit, wenn der/die Arbeitneh-
merln sich nach Hause in Pflege begibt, ab dem
auf die Abreise folgenden Tag;

c) wahrend des Krankenhausaufenthaltes ab dem
auf die Aufnahme folgenden Tag;

d) wdahrend jenes Zeitraumes, den ein/e Arbeitneh-
merin unentschuldigt der Arbeit fernbleibt;

e) fur Zeitrdume, fur die Reiseaufwandsentschéadi-
gung verrechnef wird;

f) bei Dienstreisen an seinen/ihren stdndigen Wohn-
ort.

Bei nachweislich weiterlaufenden Quartierkosten ge-
buhrt jedoch auch in den vorstehenden Fallen, ausge-
nommen d), fur die ersten 4 Wochen 50 % der Tren-
nungskostenentschédigung, ab der 5. Woche 25%
der Trennungskostenentschadigung.

6. Die Trennungskostenentschadigungen entfallen:

a) wenn dem/der Arbeitnehmerin eine geeignete,
seinen/ihren Einkommens- und Familienverhalt-

nissen angemessene Wohnung am neuen Arbeifs-
ort oder so gelegen angeboten wird, dass ihm/ihr
die tagliche Heimkehr zugemutet werden kann;

b) wenn die sonstigen Voraussetzungen zur Zahlung
der Trennungskostenentschadigung nach den Be-
stimmungen dieses Paragraphen nicht mehr ge-
geben sind;

c) wenn der/die Arbeitnehmerin wahrend mehr als
6 Monaten nur ungentgend um die Beschaffung
einer Wohnung besorgt war.

Der/Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, der Befriebs-
leitfung jede Verdanderung der Voraussetzungen fur
die Gewdhrung der Trennungskostenentschadigung
unverziglich zu melden. Widerrechflich bezogene
Trennungskostenentschadigungen sind zurickzuzah-
len.

Die Auszahlung der Trennungskostenentschéadigung
erfolgt mit der monatlichen Lohn-/Gehaltszahlung.

§ 25 Fahrgeldvergutung: Entschédigung bei Fehlen von Verkehrsmitteln zwischen
Wohnort - Arbeitsstatte

1. Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsstatte — unabhdn-
gig von der Lage des Wohnsitzes — mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln bzw Werksverkehr im Kalendermonat
Uberwiegend nicht oder nicht in zumutbarer Zeit er-
reichbar ist, erhalten eine Pauschalabgeltung, wenn
die Distanz zwischen der ndchstgelegenen Haltestelle
eines offentlichen Verkehrsmittels oder eines Werkver-
kehrs und der Arbeitsstatte 3 km Ubersteigt. Die Pau-
schalabgeltung gebuhrt in Héhe von 25 % des amtli-
chen Kilometergeldes von der Arbeitsstatte bis zum
Wohnsitz des/der Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin.

§ 26

1. Urlaubsausmaf bei vollkontinuierlicher Schichtar-
beit

Als Urlaubstage gelten in vollkontinuierlichen und
kontinuierlichen Betriebsabteilungen die Arbeitstage.
Arbeitstage sind jene Kalendertage — ausgenommen
gesetzliche Feiertage -, an denen laut Schichtplan
zu arbeiten ist.

Demgemadf sind Sonntage, an welchen laut Schicht-
plan gearbeitet wird, Arbeitstage und gelten damit
als Urlaubstage. Andererseits gelten schichtfreie
Werktage nichtf als Arbeitstage und zdhlen somit nicht
als Urlaubstage. Nachtschichten zahlen jedenfalls nur
als 1 Urlaubstag.

Bei vollkontinuierlicher Schichtarbeit betragt das Ur-
laubsausmaf je Urlaubsjahr bei einer Dienstzeit von
weniger als 25 Jahren 27 Arbeitstage und ab 25 Jahren
33 Arbeitstage.

2. Arbeitnehmerlnnen, welche am 31. Mdarz 2003 im
Bezug einer Fahrgeldvergltung stehen (auch wenn
diese ruht), haben auch nach diesem Zeitpunkt An-
spruch auf diese entsprechend jener Rechtsgrundla-
ge (daher auch in jener Hohe), welche bis zum
31. Marz 2003 gegolten hat. Die vorstehende Rege-
lung ftritt fir diese Arbeitnehmerlinnen erst in Kraff,
wenn der Anspruch auf Fahrgeldvergifung nach al-
tem Recht endgultig weggefallen ist.

Urlaub

Allfallige mit Betriebsvereinbarungen festgelegte
Werktagsregelungen bei vollkontinuierlicher Schicht-
arbeit erfahren eine analoge Anpassung. Im Ubrigen
gelten die Bestimmungen des UrlG. Insoweit innerbe-
trieblich fur Arbeitnehmerinnen bei nicht vollkonti-
nuierlicher Schichtarbeit nach einer Dienstzeit von 20
bis zu 25 Jahren ein Urlaubsausmaf von 30 Arbeitsta-
gen vorgesehen ist, gilt diese Regelung auch bei voll-
kontinuierlicher Schichtarbeit sinngemdaf. Das Ur-
laubsausmaf betragt in diesem Fall far im vollkonti-
nuierlichen Schichtdienst tafige Arbeitnehmerlinnen
29 Arbeitstage.

2. Urlaubsausmafk (Feiertage) bei mehrschichtiger
Arbeitsweise

Soweit bei nicht mehrschichtiger Arbeitsweise und bei
mehrschichtiger Arbeitsweise, wenn der Samstag und
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Sonntag grundsdatzlich arbeitsfreie Tage sind, betrieb-
liche Arbeitstage als Urlaubstage gelten, gilt folgende
Regelung:

Fallt ein gesetzlicher Feierfag auf einen arbeitsfreien
Samstag, wird ein Urlaubstag weniger abgebucht,
wenn in der entsprechenden Kalenderwoche 5 andere
Urlaubstage konsumiert werden.

3. Zusatzurlaub

Bei Arbeitnehmerinnen, die infolge eines Arbeiftsun-
falls oder einer Kriegsinvaliditat eine Rente oder Pen-
sionsleistung beziehen, erhéht sich das Urlaubsaus-
mafs um 3 Werktage. Diese Bestimmung gilt auch far
Gleichgestellte nach den Bestimmungen des Opfer-
fursorgegesetzes und fur Behinderte gemdfs Be-
hEinstG mit einem Grad der Behinderung von mind.
50v. H.

Bestehende innerbetriebliche Regelungen bleiben
aufrecht und sind anzurechnen.

Fur Arbeitnehmerinnen deren Arbeitsverhdltnis am
oder nach 1. April 2003 begonnen hat, erhdht sich obi-
ges Urlaubsausmafk (3 Werktage) erstmalig ab dem
1. 1. 2023, fruhestens jedoch mit der Vorlage des Be-
scheids Uber die begtinstigte Behinderung in obigem
Sinne.

Erfolgf diese Vorlage bis 30. Juni des laufenden Jah-
res, so erfolgt die Erhéhung des Urlaubsausmafes
mit diesem Urlaubsjahr, ansonsten erstmals mit dem
nach der Vorlage nachstfolgendem Urlaubsjahr.

4. Arbeitnehmerlnnen, die in Folge der Anrechnung
von Mittelschulzeiten aufgrund der kollektivvertragli-
chen Rechtslage in der Mineraldlindustrie vor dem
1. April 2003 bereits ein erhéhtes Urlaubsausmaf er-
reicht haben, bleibt dieses gewahrt.

5. Urlaubsentgelt Berechnung
Fur die Berechnung des Urlaubsentgeltes gilt § 27
Pkt 2.3 sinngemaf.

6. Anrechnungsbestimmungen fur den Urlaubsan-
spruch

Fur die Bemessung der Urlaubsdauer werden Uberlas-
senen Arbeitnehmerinnen bei der Ubernahme in ein
Konzerndienstverhdltnis und Arbeithehmerlinnen von
osterreichischen Konzerngesellschaften sémfliche im
Konzern erbrachten Vordienstzeiten angerechnet, so-
fern diese im Inland erworben wurden.

Wenn diese Ubernahme vor dem 1. Februar 2019 er-
folgte, werden die Vordienstzeiten nur auf Verlangen
der Arbeitnehmerin angerechnet, sofern sie Uber ver-
pflichtende Anrechnungen nach dem Urlaubsgesetz
hinausgehen. Werden durch diese zusatzliche An-
rechnung die Voraussetzungen flr einen erhdéhten Ur-
laubsanspruch erfullt, so gebUhrt dieser, wenn die An-
tragstellung bis 30. Juni des laufenden Jahres erfolgt,
mit diesem, ansonsten erstmals mit dem nach der An-
tragstellung nachstfolgendem Urlaubsjahr.

Ab 1. Februar 2023 werden Arbeithehmerinnen von
Konzerngesellschaften sémtliche (in- und ausldndi-
sche) im Konzern erbrachten Vordienstzeiten ange-
rechnet.

Wenn der KonzernUbertritt vor dem 1. Februar 2023
erfolgte, werden die Vordienstzeiten nur auf Verlan-
gen der Arbeitnehmerlin angerechnet, sofern sie tber
verpflichtende Anrechnungen nach dem Urlaubsge-
setz hinausgehen. Werden durch diese zusatzliche An-
rechnung die Voraussetzungen flr einen erhéhten Ur-
laubsanspruch erfullt, so gebuhrt dieser, wenn die An-
tragstellung bis 30. Juni des laufenden Jahres erfolgt,
mit diesem, ansonsten erstmals mit dem nach der An-
tragstellung néchstfolgendem Urlaubsjahr.

§ 27 Entgelt bei Arbeitsverhinderung

1. Far Arbeitnehmerlnnen, die dem AngG unterliegen,
gilt Folgendes:

Die im Unternehmen unmittelbar vor der Ubernahme
in das Angestelltenverhaltnis zurickgelegten Dienst-
zeiten als Arbeiterln (nicht als Lehrling) sind fur die Be-
messung der Dauer des Krankenentgeltanspruches
gemafk § 8 Abs 1 und 2 AngG anzurechnen.

2. Fir Arbeitnehmerinnen, die nicht dem AngG unter-
liegen, gilt Folgendes:

2.1 Ist ein/e Arbeitnehmerin durch Krankheit (Un-
gltcksfall) an der Leistung seiner/ihrer Arbeit verhin-
dert, ohne dass er/sie die Verhinderung vorsatzlich
oder durch grobe Fahrlassigkeit herbeigefuhrt hat,
so behdlt er/sie gemafk den Bestimmungen des EFZG
seinen/ihren Anspruch auf das Entgelf. Der gesetzli-
che Anspruch richtet sich nach dem Kalenderjahr

(§ 2 Abs 8 EFZG). Der jeweilige gesetzliche Anspruch
far das Eintrittsjahr und far die Jahre der Anspruchser-
héhung wird durch Betriebsvereinbarungen geregelt.

2.2 FUr Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsverhdltnisse
vor dem 1. April 2003 begonnen haben, gilt nachste-
hende Regelung:

Nach einer ununterbrochenen Betriebszugehorigkeit
von zwei Jahren sind in der Mineraldlindustrie (in ein-
schlagigen Erdolbetrieben) zugebrachte Dienstzeiten,
sofern diese jeweils sechs Monate gedauert haben
und nicht durch verschuldete Entlassung oder vorzei-
tigen Austritt ohne wichtigen Grund geendet haben,
bis zum Hoéchstausmaf von funf Jahren far die Bemes-
sung des Krankenentgeltes anzurechnen.

2.3 Die Berechnung des Entgeltes gemdaR EFZG ist wie
folgt vorzunehmen:
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a) Wahrend der Arbeitsverhinderung ist der Monats-
lohn weiterzubezahlen.

b) Die sonstigen regelmdakigen Entgeltteile (nicht je-
doch Aufwandsentschadigungen jeglicher Art)
sind mit dem Durchschnitt der letzten 3 vollen Ka-
lendermonate vor dem Beginn der Arbeitsverhin-
derung einzubeziehen. Zeiten ohne oder mit ver-
ringertem Entgeltanspruch sind fur die Durch-
schniftsberechnung auszuscheiden; Ubersteigen
diese 1 Monat, ist der Durchrechnungszeitfraum
entsprechend zu verlangern. Einmal- und Sonder-
zahlungen durfen wegen der Arbeitsverhinderung
nicht verringert werden.

2.4 Uber die Anspruchsdauer des EFZG idF BGBI | 44/
2000 hinaus besteht unter den Voraussetzungen des
§2Abs 1,2, 4und § 4 EFZG Anspruch auf einen kollek-
tivvertraglichen Krankengeldzuschuss. Dieser gebuhrt
pro Arbeitsjahr (Kalenderjahr) bei einer Dauer des Ar-
beitsverhdltnisses

bis5Jahre........ccooviiiiii. fur 5 Wochen
ab 5Jahren ... fur 7 Wochen
ab 15Jahren ... fur 9 Wochen
ab 25 Jahren ... far 11 Wochen

Uber die jeweilige Anspruchsdauer des EFZG hinaus.

Dieser Zuschuss gebuhrt in der Hohe des Unfer-
schiedsbetrages zwischen dem Bruttoentgelt (abzlg-
lich der bei vollem Entgelt an die Krankenkassen zu
enfrichtenden  Arbeitnehmerlnnen-Beitradge) und
dem vollen Krankengeld, auch wenn der/die Arbeit-
nehmerin kein oder nur ein gekurztes Krankengeld
von der Krankenkasse bezieht.

Durch Befriebsvereinbarung kénnen abweichende,
jedoch gleichwertige Berechnungsarten festgelegt
werden.

Fur die Berechnung des Entgeltes gilt der Entgeltbe-
griff des EFZG in Verbindung mit dem Generalkollek-
tivvertrag. Bei Berechnung des Krankengeldzuschus-
ses ist auch das fur arbeitsfreie Tage bezahlfe Kran-
kengeld anzurechnen. Die Hohe des Zuschusses darf
jedoch 49 % des vollen Entgeltes im Sinne des EFZG
nicht Ubersteigen. Fallen die ersten 3 Tage einer Er-
krankung in den Zeitraum eines Anspruches auf Kran-
kengeldzuschuss und wird gemafs § 138 Abs 1 ASVG
kein Krankengeld bezahlt, hat der/die Arbeitnehmerin
Anspruch auf volle Entgeltfortzahlung.

Diese Regelung gilt bis zum 30. 6. 2019 und tritt flr Er-
krankungen, die nach dem 1. 7. 2019 eingetreten sind,
aufer Kraft.

§ 28 Entgeltanspruch bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit
(gilt nur far Arbeitnehmerlinnen, die nicht dem AngG unterliegen)

1. Dieser Anspruch ist in § 2 Abs 5 bis 7 EFZG geregelt
und richtet sich gleichfalls nach dem Kalenderjahr.
Fur Arbeitsverhinderungen infolge von Arbeitsunfallen
oder Berufskrankheiten im Sinne des § 2 Abs 5 EFZG
besteht Anspruch auf einen kollektivvertraglichen
Krankengeldzuschuss. Dieser gebuhrt pro Arbeitsjahr
(Kalenderjahr) bei einer Dauer des Arbeitsverhdltnis-
ses

bis15Jahren......ccccoovviiiiiiiiiii, far 6 Wochen
ab 15Jahren ..o far 8 Wochen

Uber die jeweilige Anspruchsdauer des EFZG idF BGBI |
44/2000 hinaus. Fur die Berechnung der Héhe des
Krankengeldzuschusses gilt § 27 Pkt 2.4.

Nach Erschépfung dieses Anspruchs hat der/die Ar-
beitnehmerln auch bei Arbeitsunfdllen (Berufskrank-
heit) Anspruch auf den in § 27 Pkt 2.4 geregelten Kran-
kengeldzuschuss, soweit dieser noch nicht verbraucht
ist. Er kann in unmittelbarem Anschluss an den in die-
sem Punkt geregelten Krankengeldzuschuss ver-
braucht werden.

2. Unabhdangig von diesem laufenden Anspruch er-
halten bei Arbeitsunfdallen, die vom/von der Arbeit-
nehmerln weder vorsétzlich noch grob fahrldssig her-
beigefuhrt wurden, bei tédlichem Ausgang die Hinfer-
bliebenen, zu deren Erhaltung der/die Verungllckte
zum Zeitpunkt des Ablebens gesetzlich verpflichtet
war, eine Unfallentschadigung in der Héhe von 3 Mo-
natsentgelten.

3. Bei mindestens 50 %-iger Arbeitsunfahigkeit im Sin-
ne der gesetzlichen Bestimmungen erhdlt der/die
Verunglickte eine Unfallentschddigung im Ausmaf
von 2 Monatsentgelten. Dem tédlichen Ausgang ist ei-
ne vollige Arbeitsunfahigkeit gleichzusetzen.

4. Far die Berechnung des Monatsentgeltes gelten die
Bestimmungen nach § 27 Pkt 2.3 mit Ausnahme von

Einmal- und Sonderzahlungen.

5. § 27 Pkt 2.2 gilt sinngemak.

§ 29 Kur- und Heimaufenthalte

Von den gesetzlichen Sozialversicherungstrégern ge-
wdahrte Kur- oder Heimaufenthalte sind als Krankheits-
falle zu behandeln, wenn der/die Arbeitnehmerln eine
Bestatigung der Krankenkasse Uber seine/ihre Ar-

beitsunfahigkeit fur diese Zeit erbringt. Solche Zeiten
durfen nicht auf den gesetzlich zu gewdhrenden Erho-
lungsurlaub angerechnet werden.
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§ 30 Freizeit bei Dienstverhinderung

Bei angezeigfem und nachfraglich nachgewiesenem
Eintritt nachstehender Familienangelegenheiten ist
jedem/r Arbeitnehmerln eine Freizeit ohne Schmadale-
rung seines/ihres monatlichen Entgeltes in folgendem
Ausmafy zu gewdhren:

a) Anlasslich des Wohnungswechsels

im Falle der Fihrung eines eigenen

Haushaltes pro Arbeifsjahr............. 1 Arbeitstag
b) Anlasslich der eigenen standesamt-

lichen EheschlieRung oder Eintra-

gung im Sinne des EPG ................. 2 Arbeitstage
c) Anlasslich der standesamtlichen

Eheschlieung oder Eintragung im

Sinne des EPG eines Elterntfeiles,

von Geschwistern (auch Halbge-

schwister), Kindern (auch Stiefkinder

im gemeinsamen Haushalt, Adoptiv-

und Langzeitpflegekinder) oder En-

kelkindern (jedoch nicht, wenn die

Eheschliekung auf einen ohnedies

arbeitsfreien Tag des/der Arbeit-

nehmers/Arbeitnehmerin fallt) ....... 1 Arbeitstag
d) Anlasslich der Entbindung der Ehe-

frau, der eingefragenen Partnerin

im Sinne des EPG bzw Lebensge-

fahrtin, weiters anldsslich von Adop-

tion und Ubernahme einer Langzeit-

pflegeschaft .......ccocoooviiiiin, 2 Arbeitstage
e) Anldsslich des Ablebens des/der

Ehegatten/in; der/des eingetrage-

nen Partnerin/s im Sinne des EPG;
ferner des/der Lebensgefdhrten/in,
wenn er/sie mit dem/der Arbeitneh-
merln im gemeinsamen Haushalt
lebte; weiters bei Ableben eines
(Adoptiv-)Kindes (auch Stief- und
Langzeitpflegekinder im gemeinsa-

men Haushalt) ..., 3 Arbeitstage
f) Anlasslich des Ablebens eines El-
ternteiles ........oocooiiiiiii 2 Arbeitstage

g) Anlasslich des Ablebens von Stief-
und Langzeitpflegekindern im ge-
meinsamen Haushalt, von Enkelkin-
dern, Geschwister (auch Halbge-
schwister), eines Schwiegereltern-
oder Grofelternteiles .................... 1 Arbeitstag

Arbeitnehmerlnnen, die nicht dem AngG unterliegen,
behalten ferner den Anspruch auf das Entgelf, wenn
er/sie durch andere wichtige, seine/ihre Person be-
treffende Grinde ohne sein/ihr Verschulden wahrend
einer verhdltnismafig kurzen Zeit an der Leistung der
Arbeit verhindert wird. Das gilt insbesondere fur das
Aufsuchen von Arztinnen, Dentistinnen oder eines Am-
bulatoriums, Behdrden-, Amts- und Gerichtswege,
falls diese nicht aufkerhalb der Arbeitszeit moglich
sind, sowie zum ersten Antreten zur FUhrerscheinpru-
fung (ausgenommen die Klasse A). Eine Fortzahlung
des Entgeltes entfallt, wenn der/die Arbeithehmerin
aufgrund o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften vollen Er-
safz erhalt.

§ 31 Nachweispflicht bei Arbeitsverhinderung

Arbeitnehmerinnen sind nicht verpflichtet, fir eine Ar-
beitsunfahigkeit von bis zu 3 Tagen Dauer sowie fiur
Abwesenheiten wegen Arzt-/Arztinbesuch, Behérden-

wegen und dgl Nachweise zu erbringen, es sei denn,
dass in begrindeten Einzelfallen ein solcher vom/
von der Arbeitgeberin verlangt wird.

§ 32 Prufungsvorbereitung

1. Zur Prifungsvorbereitung im Rahmen einer fach-
einschlagigen Weiterbildung an einer berufsbilden-
den mittleren oder héheren Schule, Fachhochschule
oder einer Hochschule einschlieflich einer dazu all-
fallig notwendigen Studienberechtigungsprifung
nach dem Universitatsgesetz und Fachhochschul-Stu-
diengesetz ist dem/der Arbeitnehmerin auf sein/ihr
Verlangen unbezahlte Freizeit — wobei von einem
durchgehenden Arbeitsverhaltnis im arbeits- und so-
zialrechtlichen Sinne ausgegangen wird - insgesamt
im Ausmaf bis zu 2 Wochen im Kalenderjahr zu ge-
wdhren. Gleiches gilf fir die Vorbereitfung auf die Be-
rufsreifeprifung. Uber den Verbrauch ist das Einver-
nehmen mit dem/der Arbeitgeberln herzustellen. Far

den Fall der Nichteinigung gelten die Schlichtungsre-
gelungen des UrlG (§ 4) sinngemaR. Diese Zeiten gel-
ten nicht als Unterbrechung des Arbeitsverhdltnisses.

2. Zur Prufungsvorbereitung fur den erstmaligen An-
tritt zu einer Abschlussprufung, mit der die Ausbildung
oder ein wesentlicher Ausbildungsabschnitt abge-
schlossen wird (zB Teilprufung zur Diplomprufung,
Jahresabschlussprifung, Meisterprifung, Berufs-Rei-
feprafung/Berufsmatura), im Rahmen einer fachein-
schlagigen Weiterbildung an einer berufsbildenden
miffleren oder héheren Schule, Fachhochschule oder
einer Hochschule einschlieilich einer dazu allfallig
notfwendigen Studienberechtigungsprufung nach
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dem Universitatsgesetz und Fachhochschul-Studien-
gesetz sowie einer Meister- oder Werkmeisterprifung
(auch bei Kursabsolvierung am Wirtschaftsférde-
rungsinstitut oder Berufsférderungsinstitut) ist dem/
der Arbeitnehmerln auf sein/ihr Verlangen pro Kalen-
derjahr Freizeit insgesamt im Ausmalfs bis zu einer Wo-
che unter Fortzahlung des Entgelts zu gewdhren. Hin-
sichtlich des Verbrauchs gilt Pkt 1 sinngemafR.

3. Pro Kalenderjahr gebuhrt ein Anspruch im Hochst-
ausmaf von

- 1Woche bezahlter Freizeit gemaf Pkt 2 und 1 Woche
unbezahlter Freizeit gemaf Pkt 1 oder

— 2 Wochen unbezahlter Freizeit gemafs Pkt 1.

4. Fur Prafungen, die sowohl betrieblich notwendig als
auch gesetzlich zwingend vorgeschrieben sind, ge-
buhrt an Prifungstagen im notwendigen Ausmaf die
Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung des Ent-
geltes.

§ 33 Arbeits- bzw Schutzbekleidung

Jene Arbeitnehmerinnen, deren Arbeitsleistung mit ei-
ner Beschadigung der Kleidung verbunden ist, erhal-
ten auf Kosten des Betriebes die erforderliche Arbeits-
kleidung beigestellt. In besonderen betrieblichen Lis-

ten wird im Einvernehmen mit dem Betriebsrat festge-
legt, welche Arbeitnehmerlnnen diesen Anspruch gel-
tend machen kénnen, und zwar fur welchen Zeitum-
fang und far welche Kleidungsstucke.

§ 34 Verfall von Anspriuchen/Verzichtserkl@rungen

1. FUr die Verjaghrung und den Verfall aller Anspriche
zwischen Arbeitgeberlnnen und Arbeitnehmerinnen
gelten ausschlieflich die gesetzlichen Vorschriften.
Auch fur die Ruckforderung zu Unrecht geleisteter
Entgelte gilt die 3-jahrige Verja@hrungsfrist.

2. Abweichend davon mussen

a) Uberstunden-, Sonn- und Feiertagszuschlage,

b) Zulagen,

c) Reiseaufwandsentschadigungen und Wegzeitver-
gufungen

bei sonstigem Verfall binnen 6 Monaten nach ihrer

Falligkeit bzw ihrem Bekanntwerden beim/bei der Ar-

beitgeberln miundlich oder schriftlich geltend ge-

macht werden; dies gilt nicht, soweit sie Teil von

Gleichbehandlungsansprichen im Sinne des GIBG

sind.

3. Als Falligkeitstag gilt der Auszahlungstag fur jene
Gehalts-/Lohnperiode, in welcher der Anspruch ent-
standen ist.

4. Bei rechtzeitiger Geltendmachung von Ansprichen
gemaf Pkt 2 bleibt die gesetzliche 3-jahrige Verjah-
rungsfrist gewahrt.

5. Eine Verzichtserkladrung des/der Arbeitnehmers/Ar-
beitnehmerin bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses
auf seine/ihre Anspriche kann von diesem/dieser in-
nerhalb von 5 Arbeitstagen nach Aushdndigung der
Endabrechnung rechtswirksam schriftlich widerrufen
werden.

§ 35 Begulnstigungsklausel

Bestehende betriebliche Vereinbarungen, die den/die Arbeitnehmerln glnstiger stellen als dieser Kollektivver-

trag, bleiben unberuhrt.

§ 36 Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten

Mit der Beilegung von Gesamtstreitigkeiten zwischen
den Vertragspartnern dieses Kollektivvertrages, die
sich aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages erge-
ben, hat sich vor Anrufung des Arbeits- und Sozialge-
richtes ein paritatisch aus je 3 Vertretern der vertrags-

schlieenden Organisationen zusammengesetzter
Ausschuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst
dem Kreise der an den Verhandlungen Uber diesen
Kollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen sind.
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§ 37 Ubergangsbestimmungen

1. Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsverhdltnisse vor
dem 1. April 2003 begonnen haben, erhalten als Ab-
geltung far den Wegfall des Barbaratages (4. Dezem-
ber) am 1. Dezember 2003 sowie am 1. September
2004 je € 1.300,00, sofern das Arbeitsverhaltnis zum je-
weiligen Stichtag aufrechf ist.

3. Ubergangstabelle (,KV alt”)
3.1 Kollektivvertragliche Mindestgehdalter:

2. Far Arbeitnehmerinnen, die dem AngG unterliegen
und deren Arbeitsverhdltnisse vor dem 1. April 2003
begonnen haben (ausgenommen jene Arbeitnehme-
rinnen, die bis zum 30. Juni 2007 in die Tabelle gemaf
§ 10 Pkt 1 des Kollektivvertrages in der Fassung 1. Fe-
bruar 2007 (,KV neu” Tabelle) Ubergeleitet wurden),
gilt nachstehende Regelung:

Kollektivvertragliche Mindestgehalter

fur die Angestellten der Mineraldlindustrie

glltig ab 1. Februar 2023

Verwendungs- Verw Gruppe 1 Verw Gruppe 2 Verw Gruppe 3 Verw Gruppe 4 Verw Gruppe 5 Verw Gruppe 6
gruppenjahre Biennalsprung Biennalsprung Biennalsprung Biennalsprung Biennalsprung Biennalsprung
105,90 135,74 187,11 257,95 352,22 588,73
0-2 2.336,13 2.523,92 3.231,68 4.336,78 5.869,13 8.695,34
2 2.442,03 2.659,66 3.418,79 4.594,73 6.221,35 9.284,07
2.547,93 2.795,40 3.605,90 4.852,68 6.573,57 9.872,80
6 2.653,83 2.931,14 3.793,01 5.110,63 6.925,79 10.461,53
8 2.759,73 3.066,88 3.980,12 5.368,58 7.278,01 11.050,26
10 2.865,63 3.202,62 4.167,23 5.626,53 7.630,23 11.638,99
12 2.971,53 3.338,36 4.354,34 5.884,48 7.982,45
14 3.077,43 3.47410 4.541,45 6.142,43 8.334,67
16 3.183,33 3.609,84 4.728,56 6.400,38 8.686,89
18 3.289,23 3.745,58 4.915,67 6.658,33 9.039,11

3.2 Die Umstufung erfolgt in 2 Schritten

3.2.1 Wenn aufgrund der Verwendungsgruppenbe-
schreibung des KV fur die Angestellten der Mineralél-
industrie (Anhang 5) ein Anspruch auf Umstufung in
eine héhere Verwendungsgruppe besteht, ist wie folgt
vorzugehen:

Im Zeitpunkt der Umstufung kommt zunéchst die Ge-
haltstabelle § 37 Pkt 3.1 (,KV alt) zur Anwendung.
Bei einer Umstufung

in die Verwendungsgruppe Il und Ill ....... sind 1,5

in die Verwendungsgruppe IV ................ sind 1,25
in die Verwendungsgruppe V ................. sind 1 und
in die Verwendungsgruppe VI ................ sind 0,25

Biennien der neuen Verwendungsgruppe nach dieser
KV alt”-Gehaltstabelle auf den Mindest-(Ist-)Gehalt
aufzubezahlen.

3.2.2 Mit dem Zeitpunkt der Umstufung erfolgt eine
Uberleitung gemaf Uberleitungsbestimmungen (sie-
he Uberleitungstabelle § 38 Pkt 3.1), wobei zuerst die

jeweils erstgenannfte Beschaffigungsgruppe fur die
Einstufung zu prifen ist und nur bei Vorliegen der Vo-
raussefzungen der zweitgenannten Beschdaftigungs-
gruppe eine Einstufung in diese erfolgt. Ab diesem
Zeitpunkt kommt die Gehaltstabelle gem § 10 Pkt 1
(,KV neu neu”) zur Anwendung, jedoch berechnen
sich die kunftigen Zeitvorrickungen - sowohl hin-
sichtlich Hé6he als auch Restanzahl (max. 5 Vorrickun-
gen) — gemdFk der jeweiligen Vorrickungsstufe der
Verwendungsgruppe nach der ehemaligen KV
neu”-Tabelle (der euromd&Rige Betrag dieser Vorri-
ckungswerte ergibt sich aus § 38 Pkt 3.2) im Umstu-
fungszeitpunkt. Diese Bestimmung gilt bis 30. Juni
2018 (max. 5 Vorruckungen gemaf KV neu”-Tabelle).

3.2.3 Die derzeit bestehenden Umstufungsregelungen
gem Anhang 5 (§ 9 Pkt 1.10 bzw § 11) bleiben weiterhin
aufrecht.

3.2.4 Fur teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmerlnnen gilt
§ 13 Pkt 2 analog.
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§ 38 Uberleitungsbestimmungen in die Tabelle gem § 10

1. Geltung der Uberleitungsbestimmungen
Diese Uberleitungsbestimmungen gelten fir

- Arbeitnehmerlnnen, die zum Zeitpunkf des In-Kraft-
Tretens dieses Kollektivvertrages (,KV neu neu”)
nicht dem AngG unterliegen,

- Arbeitnehmerlnnen, die dem AngG unterliegen und
die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Kol-
lektivvertrages (,KV neu neu”) nicht der § 37 Pkt 3.1
Mindestkollektivvertragstabelle (KV alt) unterliegen.

2. Uberleitung Arbeitnehmerinnen, die nicht dem
AngG unterliegen:

Arbeitnehmerinnen, deren Arbeitsverhdaltnisse vor
dem 1. Juli 2007 begonnnen haben, sind in die Be-
schaftigungsgruppen gem § 9 Pkt 2 einzustufen.
Dafir ist die nachstehende Uberleitungstabelle he-
ranzuziehen, in der die bisherigen Lohn- bzw Tatig-
keitsgruppen den neuen Beschaftigungsgruppen ge-
genubergestellt werden.

Lohn-/Tatigkeitsgruppe Beschaftigungsgruppen
(Arb KV alt+neu”) KV neu neu”
/G A
I"n/F B
IV/E C
V/D D
Vi/C E
Vil/ B F
VIl / A G

Fur Arbeithehmerlinnen, die zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Kollektivvertrages (,KV neu neu”)
eine Dienstalterszulage oder dhnliche aufgrund des
Dienstalters zustehende monatliche Anspriche bezie-
hen (in der Folge immer mit DAZ abgekirzt), gilt:

Bei der Uberleitung ist die zum Zeitpunkt 30. Juni 2007
gebuhrende Dienstalterszulage in den Monats-(lst-)
Lohn einzubeziehen. Es ist zu vergleichen, ob der je-
weilige Mindestlohn in der Beschaftigungsgruppe
nach der in der Folge angefihrten Grundsatzen er-
miffelfen Vorrickungsstufe erreicht wird. Sollte dies
nicht der Fall sein, so ist mindestens auf diesen nach-
zuziehen.

Fur jede/n Arbeitnehmerln ist anhand der far sie/ihn
geltenden innerbetrieblichen Regelungen die Summe
der noch zu erwartenden DAZ auf Monatsbasis zu er-
mitteln. Die Einstufung hat in jene Vorrickungsstufe zu
erfolgen, die gewdhrleistet, dass die Summe der Vor-
rackungswerte der jeweiligen Beschdaftigungsgruppe
mindestens die noch zu erwartende Summe der noch
offenen DAZ umfasst. Die Gewdhrung der aussténdi-
gen Vorruckungswerte hat in voller Héhe zu erfolgen.
In Betrieben, in denen die Auszahlung der DAZ einmal
jahrlich erfolgf, kann der Zeitpunkt der Einrechnung
der DAZ in den Monats-(Ist-)Lohn abweichend mittels
Befriebsvereinbarung geregelt werden, jedoch muss

die Einrechnung bis spatestens 30. Juni 2008 erfolgen.
Der Zeitpunkt der Uberleitung bleibt davon unberihrt.
Arbeitnehmerinnen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Kollektivvertrages (,KV neu neu”) keine
noch offene DAZ-Entwicklung mehr haben, werden je-
denfalls in die Beschdaftigungsgruppenstufe ,nach
11 Jahren” der entsprechenden Beschaftigungsgrup-
pe eingereiht. Wird der Mindestlohn so nicht erreichtf,
so ist mindestens auf diesen nachzuziehen.
Arbeitnehmerlnnen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Kollektivvertrages (,,KV neu neu”) noch
keine Dienstalterszulage beziehen, werden in die
Grundstufe eingereiht.

Arbeitnehmerlnnen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Kollektivvertrages (,,KV neu neu”) in Be-
trieben ohne jegliches DAZ-System beschaftigt sind,
werden entsprechend ihres Ist-Lohnes in die jeweilige
Vorrickungsstufe eingereiht. Die héchstmogliche Ein-
stufung in der jeweiligen Beschaftigungsgruppe er-
folgt max. in der Vorrickungsstufe ,nach 6 Beschafti-
gungsgruppenjahren”.

Der Ist-Lohn bleibt jedenfalls unverdndert (ausge-
nommen in jenen Fallen, wo Monats-(Ist-)Lohn plus
DAZ nicht den neuen Mindestmonatslohn erreicht).
Die erste Vorrickung in die ndchsthéhere Vorru-
ckungsstufe findet spatestens am 1. Juli 2009 (bzw
bei Triennium 2010) statt. Von dieser Stichtagsrege-
lung kann mittels Betriebsvereinbarung zugunsten
der Arbeitnehmerinnen abgewichen werden.

In stritfigen Fallen kann auf Wunsch einer der beiden
Parteien ein Schlichtungsverfahren iSd § 36 eingeleitet
werden.

Fur feilzeitbeschaftigte Arbeitnehmerlnnen gilt § 13
Pkt 2 analog.

3. Arbeitnehmerlnnen (Angestellte), deren Arbeitsver-
haltnisse zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Kollektivvertrages (,KV neu neu”) nicht § 37 Pkt 3.1
(,KV alt") unterliegen:

Fur alle Angestellten, die zum Stichtag 30. Juni 2007
der Mindestgehaltstabelle § 10 Pkt 1 in der Fassung
vom 1. Februar 2007 (,KV neu”) unterliegen, gelten
nachstehende Regelungen:

Angestellte sind entsprechend der Tatigkeiten in die
Beschaftigungsgruppen gem § 9 Pkt 2 einzustufen.
Dafir ist die nachstehende Uberleitungstabelle he-
ranzuziehen, in der die bisherigen Verwendungsgrup-
pen den neuen Beschaffigungsgruppen gegenuiber-
gestellt werden.
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3.1 Einreihung in die Beschdaftigungsgruppe

Verwendungsgruppen Beschdaftigungsgruppen
KV neu” KV neu neu”
| B
Il CoderD
I E oder F
v G oder H
\Y | oder J
\ K

Der Vorriuckungsstichtag und die Einreihung in die
Vorriickungsstufe bleiben unverandert. Diese Uberlei-
tungist bis spatestens 31. Janner 2008, in Betrieben mit
Befriebsrat unter Mitwirkung des Befriebsrats, vorzu-
nehmen. In strittigen Fallen kann auf Wunsch einer
der beiden Parteien ein Schlichtungsverfahren gem
§ 36 eingeleitet werden.

Das Ist-Gehalt bleibt in allen Fallen unverédndert, aus-
genommen sind jene Ist-Bezlige, die aufgrund der
Uberleitung das neue Mindestgrundgehalt gem § 10
dieses Kollektivvertrages (,KV neu neu”) unterschrei-
ten. Wird das Mindestgehalt nicht erreicht, so ist min-
destens auf dieses nachzuziehen.

3.2 Beibehaltung der noch offenen Biennien der Aus-
gangsverwendungsgruppe der Mindestgehaltstabel-
le § 10 Pkt 1 KV Angestellte in der Fassung vom 1. Fe-
bruar 2007 (,,KV neu”):

Arbeitnehmerinnen, die im Zeitpunkt der Uberlei’rung
noch Anspruch auf offene Biennien in der Ausgangs-

verwendungsgruppe gem § 10 Pkt 1 KV Angestellfe
Mindestgehaltstabelle in der Fassung vom 1. Februar
2007 (,KV neu”) haben, bleiben diese anzahls- und
betragsmafkig weiterhin erhalten und werden mit ei-
ner allfalligen KV-Erhéhung mitangepasst (siehe
nachstehende Tabelle).

Fur feilzeitbeschaftigte Arbeitnehmerlnnen gilt § 13
Pkt 2 analog.

Dies gilt auch dann, wenn der/die Arbeitnehmerin
nach Uberleitung in diesen Kollektivvertrag (,KV neu
neu”) in die ndchsthéhere Beschaftigungsgruppe um-
gestuft wird. Diese Bestimmung gilt bis 30. Juni 2018
(maximal 5 Vorrickungen).

Die Hohe der entsprechenden Biennien der Aus-
gangsverwendungsgruppen in § 10 Pkt 1 KV Angestell-
te Mindestgehaltstabelle (,KV neu”) betragt in der
Fassung vom 1. Februar 2018:

VG o € 77,05
VG € 91,57
VG €122,09
VG IV €159,84
VGV o €220,90
VG VI € 469,33
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ANHANG 1:

Central European Gas Hub AG, Floridotower, Florids-
dorfer Hauptstrake 1, 1210 Wien

OMV Insurance Broker GmbH, Trabrennstrake 6-8,
1020 Wien

OMYV Gas Logistics Holding GmbH, Trabrennstrafie 6-
8, 1020 Wien

OMV-International Services Ges.m.b.H., Trabrenn-
strafze 6-8, 1020 Wien

AIRCRAFT REFUELLING Company GmbH, Trabrenn-
strake 6-8, 1020 Wien

OMV Finance Services NOK GmbH, Trabrennstrafe 6-
8, 1020 Wien

OMV Gas Storage GmbH, Trabrennstralke 6-8,
1020 Wien

OMV Gas Marketing & Trading GmbH, Trabrennstra-
Be 6-8, 1020 Wien (seit 1. 1. 2017)

ANHANG 1a:

GEHALTS- UND LOHNABSCHLUSS 2023

1. Die Kollektivvertragsgehdlter bzw. -l6hne in der
Grundstufe werden mit Wirkung 1. Februar 2023 um
9,5%, die Vorruckungsbetrdge werden jeweils um
9.5 % erhoht

2. Mit Wirkung ab 1. Februar 2023 werden die Ist-Loh-
ne und Ist-Gehalter um 9,5 Prozent erhéht. Erreichen
die so erhohten Istgehdlter / Istidhne nicht die neuen
Mindestgehalter /-16hne, so sind sie entsprechend an-
zuheben.

Arbeitnehmerinnen, die nach dem 31. Janner 2023 in
ein Unfernehmen eintreten, haben keinen Anspruch
auf die jeweilige Erhéhung ihres Istgehaltes/Istlohnes.

3. Uberstundenpauschalien werden um den gleichen
Prozentsatz erhéht, um den sich das/der Monatsge-
halt/-lohn gemafs Punkt 1. erhoht.

4. Die Lehrlingseinkommen betragen ab 1. Februar
2023

im 1. Lehrjahr ... € 98550
im 2. Lehrjahr ... € 1.314,00
im 3. Lehrjahr ... € 1.642,50
im 4. Lehrjahr ... € 2.025,75

5. Die Trennungskostenentschddigung sowie Zulagen
werden um 9,5 % angepasst.

Weiters werden im KV-Abschluss vom 23. Jadnner 2023
die Reisekosten- und Aufwandsentschdadigung § 21
Pkt 5 und 23 ab 1.Februar 2023 unter Anwendung
der Protokollanmerkung ,Reisekosten- und Auf-
wandsenftschadigungen”, Punkt 6. dieses Protokolls
um 9,05 % erhdéht.

6. Rahmenrecht
§ 10 Punkt 2.1. wird folgendermafen gedndert:

Lehrlingsprémien

Bei Absolvierung des ,Ausbildungsnachweises zur Mit-
te Lehrzeit” (gemdf der Richtlinie des Bundes-Berufs-
ausbildungsbeirats zur Férderung der betrieblichen
Ausbildung von Lehrlingen gemdfs § 19c BAG vom
2.4.2009) erhalten Lehrlinge bei positiver Bewertung
eine einmalige Pradmie in Hohe von brutto 200 Euro.
Die Pradmie ist gemeinsam mit dem Lehrlingseinkom-
men auszubezahlen, die nach dem Erhalt der Férde-
rung, fallig wird. Die Anderung oder Aufhebung der
Richtlinie fihrt zum Entfall dieses Anspruchs.
Lehrlinge, die die Lehrabschlussprifung mit gutem Er-
folg absolvieren, erhalten eine Pradmie in Héhe von
brufto 300 Euro. Bei Absolvierung der Lehrabschluss-
prafung mit ausgezeichnetem Erfolg gebuUhrt eine
Prémie in Hohe von brutto 500 Euro. Bei Absolvierung
der Matura (im Zuge der Lehre mit Matura), gebihrt
nach posifiver Absolvierung der letzten Teilprifung in-
nerhalb von vier Jahren nach Ende der Lehrzeit eine
Prédmie in H6he von brutto 500 Euro, sofern zu diesem
Zeitpunkt das Arbeitsverhdltnis noch besteht.

Anderung § 26 Punkt 3, Zusatzurlaub:
In § 26 Urlaub, Punkt 3. wird der erste Satz ersatzlos
gesfrichen.

Es wird ein neuer drifter Absatz eingeflgt:

Fur Arbeitnehmerinnen deren Arbeitsverhaltnis am
oder nach 1. April 2003 begonnen hat, erhdht sich obi-
ges Urlaubsausmaf (3 Werktage) erstmalig ab dem
1. 1. 2023, fruhestens jedoch mit der Vorlage des Be-
scheids Uber die begunstigte Behinderung in obigem
Sinne.

Erfolgt diese Vorlage bis 30. Juni des laufenden Jah-
res, so erfolgt die Erhdhung des Urlaubsausmafes
mit diesem Urlaubsjahr, ansonsten erstmals mit dem
nach der Vorlage ndchstfolgendem Urlaubsjahr.
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Einfiigung § 26 Punkt 6:

Anrechnungsbestimmungen fir den Urlaubsan-
spruch

Fur die Bemessung der Urlaubsdauer werden Uberlas-
senen Arbeitnehmerlnnen bei der Ubernahme in ein
Konzerndienstverhdltnis und Arbeitnehmerlnnen von
osterreichischen Konzerngesellschaften samtliche im
Konzern erbrachten Vordienstzeiten angerechnet, so-
fern diese im Inland erworben wurden.

Wenn diese Ubernahme vor dem 1. Februar 2019 er-
folgte, werden die Vordienstzeiten nur auf Verlangen
der Arbeitnehmerin angerechnet, sofern sie Uber ver-
pflichtende Anrechnungen nach dem Urlaubsgesetz
hinausgehen. Werden durch diese zusdfzliche An-
rechnung die Voraussetzungen flr einen erhdéhten Ur-
laubsanspruch erfullt, so gebUhrt dieser, wenn die An-
tragstellung bis 30. Juni des laufenden Jahres erfolgt,
mit diesem, ansonsten erstmals mit dem nach der An-
tragstellung nachstfolgendem Urlaubsjahr.

Ab 1. Februar 2023 werden Arbeithnehmerinnen von
Konzerngesellschaften samtliche (in- und ausldndi-
sche) im Konzern erbrachten Vordienstzeiten ange-
rechnet.

Wenn der KonzernUbertritt vor dem 1. Februar 2023
erfolgte, werden die Vordienstzeiten nur auf Verlan-
gen der Arbeitnehmerin angerechnet, sofern sie Gber
verpflichtende Anrechnungen nach dem Urlaubsge-

setz hinausgehen. Werden durch diese zusdatzliche An-
rechnung die Voraussefzungen fir einen erhdéhten Ur-
laubsanspruch erfullt, so gebUhrt dieser, wenn die An-
tragstellung bis 30. Juni des laufenden Jahres erfolgt,
mit diesem, ansonsten erstmals mit dem nach der An-
tragstellung nachstfolgendem Urlaubsjahr.

§ 30 Freizeit bei Dienstverhinderung wird in lit e) fol-
gendermafien gedndert:

Der letzte Satzteil wird wie folgt gedandert: ,...weiters
bei Ableben eines (Adoptiv-) Kindes (auch Stief- und
Langzeitpflegekinder im gemeinsamen Haushalt) . 3 Ar-
beitstage”.

Anderung Anhang 4, SEG Zulagen, Punkt 14:
Punkt 14 wird durch folgenden Text ersetzt:

14. Fir manuelles Arbeiten (mit Ausnahme

von Anlagenrundgdngen und visuellen

Inspektionen) in und an Kesseln, Rauch-

fangen, Rauchkammern, Fichsen, Kana-

len, Gaskompressoren und Dampfturbi-

nen
a) bis40Grad C....coovevviiiiiiiieieeeeen. E 20%
b) Uber40Grad C ......coevvviiiiiiiiini, E 25%

c) Arbeiten in geschlossenen RGumen in
Kesselhdusern sowie in Kolonnen,
Reaktoren und Behaltern bei Tempe-
raturen Gber 40 Grad C................... E 10%

ANHANG 2:

EMPFEHLUNG SAMSTAGUBERSTUNDEN

Aufgrund der mit den Gewerkschaften gefuhrten Be-
sprechungen empfiehlt der Fachverband seinen Mit-
gliedsfirmen, die bei einer 5-Tage-Woche an einem
sonst arbeitsfreien Samstag geleisteten Uberstunden

- ab der ersten Stunde - mit einem Zuschlag von
100 % zu entlohnen.

Dies gilt ab 1. Juli 2019 insbesondere auch fur nach
der 50. tats@chlich erbrachten Wochenarbeitsstunde,
die im Vorhinein ausdrucklich angeordnet wurde.

ANHANG 3:

PROTOKOLLE

Protokoll zum Kollektivvertrag vom 21. Janner 2004

1. Gemeinsame Erklarung zu Aus- und Weiterbildung
Die Kollekfivvertrags-Partnerlnnen betonen die Wich-
tigkeit von Aus- und Weiterbildungsmafinahmen der
Befriebe und der Arbeitnehmerlnnen. Sie empfehlen,
Bildungsinteressen der Arbeithehmerlnnen zu férdern
und betrieblich moégliche Ricksicht zu nehmen. Sie

heben hervor, dass die diskriminierungsfreie Einbezie-
hung gerade von Frauen in Aus- und Weiterbildungs-
mafRnahmen ein wichtiges gemeinsames Anliegen ist.
Ebenso wichtig ist es, durch rechtzeitige Weiterqualifi-
zierung zur Verbesserung der Beschaftigungsfahig-
keit alterer Arbeitnehmerlnnen beizutragen.
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2. Studie zur Aus- und Weiterbildung (gestrichen /
1. Februar 2023)

3. Zu § 7 Altersteilzeit (gestrichen / 1. Februar 2023; =
Hinweis: mit 1. Februar 2023 als § 7 (10) aufgenommen)

4. Sondierung kollektivvertraglicher Vorruhestands-
modelle
(gestrichen / 1. Februar 2023)

5. Kontinuierliche Nachtschicht-Arbeitnehmerinnen
(gestrichen / 1. Februar 2023)

6. Einheitliches Entgeltschema (gestrichen / 1. Februar
2023)

7. Abfertigung (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokoll zum Kollektivvertrag vom 19. Janner 2005

a) Vereinbart wird die Einfihrung des einheitlichen
Entgeltschemas fur Arbeiterinnen und Angestellte ge-
maf der in den Verhandlungen beschlossenen Tabel-
le ,KV neu neu”.

Auf Angestellte, die ab 1. April 2003 in den Kollektiv-
vertrag fur die Angestellten der Mitgliedsfirmen des
Fachverbandes der Mineraldlindustrie eingefreten
sind, kommt diese Tabelle ebenfalls zur Anwendung.
Es wird angestrebt, bis zum 30. April 2005 eine entspre-
chende Uberleitungsregelung zu vereinbaren.

Auf Arbeiterlnnen, die ab 1. Juli 2003 eingetreten sind,
kommt diese Tabelle ebenfalls zur Anwendung. Die in-
nerbetrieblich geregelten Dienstalterszulagen treten
dadurch aufRer Kraft.

Es wird ebenfalls angestrebt, bis spatestens 30. April
2005 die Beschaftigungsgruppenbeschreibungen
auf Basis der ,KV neu neu-Tabelle” zu vereinbaren,
wobei das Beschaffigungsgruppenschema der Eisen-
und Metallindustrie als Grundlage herangezogen
wird. Festgehalten wird, dass Arbeitnehmerlnnen mit
abgeschlossener Berufsausbildung (Lehrabschluss-
prifung) ohne einschlédgige Erfahrung in der Be-
schaftigungsgruppe D eingestuft und nach 1 Jahr in
die Beschaffigungsgruppe E umgereiht werden. Wei-
ters wird festgehalten, dass sich die aufgrund dieser
Beschreibung ergebende eventuell héhere Einrei-
hung bei den Angestellten, die ab 1. April 2003 bis
zum In-Kraft-Treten der , KV neu neu-Tabelle” in den
Kollektivvertrag fur die Angestellten der Mitgliedsfir-
men des Fachverbandes der Mineralélindustrie Oster-
reichs eingetreten sind, insofern auswirkt, als sie im
selben Beschaftigungsgruppenjahr wie bisher ver-
bleiben.

b)-e) (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokoll zum Kollektivvertrag vom 19. Janner 2006
(gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokoll zum Kollektivvertrag vom 10. Janner 2007
(gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkung zu § 21 zum Protfokoll vom 29. 1.
2007 (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkung zu Vertretungszulage fur Arbei-
terinnen KV-Erdélverarbeitung zum Protokoll vom
29. 1. 2007

Die Vertretungszulage gem § 10 Pkt 3 KV Arbeiter Ver-
arbeitung entfallt mit Wirksamkeif des In-Kraft-Tretens
des ,,KV neu neu” und wird fur die Arbeitnehmerlnnen,
die nicht dem AngG unterliegen und in der erdélver-
arbeitenden Industrie beschaftigt sind, kiinffig mit ei-
ner BV geregelt. Abweichend von der geltenden Be-
rechnungsregelung betragt die Verfretungszulage
kinftig mindestens 10% des Monats-(Ist-)Lohns je-
ner/s Arbeitnehmerin/Arbeithehmers, der die Vertre-
tung ausubt.

Protokollanmerkung zum Protokoll vom 24. 1. 2008:
Die Kollekfivvertragspartnerinnen bestatigen die Be-
deutung der betrieblichen Weiterbildung und kom-
men darin Uberein, zu diesem Thema Gesprdche zu
intensivieren.

Die Kollektivvertragspartnerinnen kommen uberein,
dass Grundsatze betreffend Anspruch Teilzeitbeschaf-
tigung gem MSchG und VKG uber das gesetzliche
Ausmafy hinaus durch Betriebsvereinbarung bzw in
Betrieben ohne Betriebsrat durch Einzelvereinbarung
geregelt werden kénnen.

Hinsichtlich betrieblicher Altersteilzeitmodelle werden
Nachteile durch Nachtarbeit besonders bericksich-
tigt.

Protokollanmerkung zum Kollektivvertrag vom 21. 1.
2009 (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkung zum Kollektivvertrag vom 20. 1.
2010:

Vertretungszulagen fur Angestellte:

Die Kollektivvertragsparteien kommen Uberein, dass
es in den Betrieben der Mitgliedsfirmen zu einer Be-
wertung der in der Praxis vorkommenden qualifizier-
ten mindestens einwdéchigen durchgehenden Vertre-
tungen mit voller Entscheidungskompetenz in Fach-,
Personal- und Fihrungsentscheidungen kommt. Diese
Bewerfung soll mindestens sechs Monate, beginnend
ab Marz 2010 dauern, wobei anschlieBend die Einfluh-
rung einer solchen Vertretungszulage bei entspre-
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chender Indikation auf befrieblicher Basis umgesefzt
wird.

SEG-Zulagen fur Angestellte:

Die Kollektivvertragsparteien kommen uberein, dass
es in den Betrieben der Mitgliedsfirmen zu einer Be-
wertung der in der Praxis vorkommenden Anwen-
dungsfalle von SEG-pflichtigen Tatigkeiten bei Ange-
stellten kommt. Diese Bewertung soll mindestens sechs
Monate, beginnend ab Mdarz 2010 dauern, wobei an-
schliekend die EinfUhrung einer solchen SEG-Zulage
far Angestellte bei entsprechender Indikation auf be-
trieblicher Basis umgesetzt wird.

Weiters wird die Erhéhung der Reisekosten- und Auf-
wandsentschadigungen gem. § 21 Pkt 5und § 21 Pkt 23
ab 1. Februar 2011 wie folgt vereinbart:

Es ist die halbe Differenz zwischen den von der Stafistik
Austria veroffentlichten Monatswerten Janner 2010 bis
Dezember 2010 (Durchschnitt) und der Istlohn-/Ge-
haltserhdhung gem. KV-Protokoll 2011 zu ermitteln.
Dieser Berechnungswert bildet gemeinsam mit dem
Durchschnitt der VPI-Monatswerte den Erhéhungspro-
zentsatz der Reisekosten- und Aufwandsentschadi-
gungen ab 1. Februar 2011.

Protokollanmerkung zum Kollektivvertrag vom 20. 1.
2011:

Weiters wurde im KV-Abschluss vom 20. 1. 2010 die Er-
hoéhung der Reisekosten- und Aufwandsentschadi-
gungen § 21 Pkt 5 und 23 ab 1. Februar 2011 wie folgt
vereinbart:

Es ist die halbe Differenz zwischen dem von der Statis-
tik Austria veroffentlichten Jahres-VPl 2010 und der
Istlohn-/Gehaltserhdhung gem KV-Protokoll 2011 zu
ermitteln. Sollte im Zeitpunkt des KV-Abschlusses fur
das Jahr 2011 der Jahreswert noch nicht veréffentlicht
sein, so werden die 12 Monatswerte des Jahres 2010
zur Berechnung des statistischen Durchschnitts heran-
gezogen. Dieser Berechnungswert bildet gemeinsam
mit dem Jahres-VPI 2010 (bzw Monatsdurchschnitts-
werten) den Erhéhungsprozentsatz der Reisekosten-
und Aufwandsentschéadigungen ab 1. Februar 2011.
Gemarfs Statistik Osterreich betréigt der nunmehr er-
mittelte VPI far 2010 1,9 %, sodass die Befrdge um
2,2 % erhoéht werden.

Praktikanten (gestrichen / 1. Februar 2023)

Anmerkung zu § 6 Punkt 6.1, 6.2, 6.3 und 6.5 sowie § 21
Punkt 16

Die Vertragsparteien halten fest, dass es aufzer den in
diesen Punkten angefiihrten Anderungen zu keiner
weiteren Begrindung von Entgeltansprichen im Zu-
sammenhang mit All-in-Vereinbarungen kommt.

Zusatzprotokoll vom 12. April 2011 zum KV-Abschluss
vom 20. Janner 2011:

Ergénzung zu Punkt 5.5. des KV-Protokolls (gestrichen
/ 1. Februar 2023)

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag
vom 26. 1. 2012 (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
23.1. 2013:

Die KV-Parteien kommen tberein: (gestrichen / 1. Fe-
bruar 2023)

Protokollanmerkung zu § 9 Punkt 1.1:

Die vom Arbeitgeber vorzunehmende Einstufung ist
unter ,Mitwirkung des Befriebsrates” vorzunehmen.
Dies bedeutet, dass die Einstufungsverpflichtung zu
Beginn des Dienstverhdltnisses (relevant fur Mindest-
lohn etc) den Arbeitgeber trifft, der dem Betriebsrat
Gelegenheit zur Mitwirkung geben muss. Dies bedeu-
tet in der Praxis, dass der Betriebsrat von der vom Ar-
beitgeber beabsichtigten Einstufung zu verstandigen
ist und seine Meinung dazu abgeben bzw eine Bera-
tung mit dem Arbeitgeber verlangen und seinen Vor-
schlag deponieren kann. Ein Vetorecht hat der Be-
triebsrat nicht. Auch bei Nichteinigung mit dem Be-
triebsrat muss der Arbeitgeber die Einstufung vorneh-
men und im Dienstzettel vermerken.

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
21.1. 2014

Die Protokollanmerkung zum Kollektfivvertrag vom
20.Janner 2011 zur Erhéhung der Reisekosten und
Aufwandsentschadigungen gemdaf; § 21 Punkt 5 und
23 qilt ab 1. Februar 2014 fur die kommenden Jahre
sinngemafk weiter.

Arbeitsgruppen (gestrichen / 1. Februar 2023)

Der Fachverband verpflichtet sich hinsichtlich des Ab-
schlusses von Betriebsvereinbarungen zum Thema
Hitzezulage fur Angestellte im Sinne des Anhang 4
Punkt 24a auf seine Mitgliedsbetriebe einzuwirken.

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
22.1.2015:

Das Thema ,Prazisierung des § 9 Pkt 4, fur die sichere
und planmaRkige Beaufsichtigung im Bergbaubetrieb
als bei der Behoérde bestellten Betriebsaufseherlnnen
gem. MinroG" wird eine Losung auf betrieblicher Ebe-
ne zugefuhrt. Sollte diese bis 31. Juli 2015 nicht zustan-
de kommen, werden die Verhandlungen dazu auf kol-
lektivvertraglicher Ebene fortgefuhrt.

Arbeitsgruppen (gestrichen / 1. Februar 2023)
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Die Protokollanmerkung zum Kollektivverfrag vom
20.Janner 2011 zur Erhéhung der Reisekosten und
Aufwandsentschadigungen gemdafk § 21 Punkt 5 und
23 wird heuer ausgesetzt.

Protokollanmerkung zum Kollektivvertrag vom
13. Janner 2016 (gestrichen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
24.1. 2017:

Begriff ,facheinschlagig” gem. § 32 Prafungsvorbe-
reitung:

Die KV-Parteien kommen Uberein, dass es sich bei ei-
ner facheinschlagigen Weiterbildungsmafinahme im
Sinne des § 32 (Prafungsvorbereitung) um eine Weiter-
bildung handeln muss, die einerseits fur das personli-
che Fortkommen im Unternehmen/Konzern erforder-
lich ist und andererseits Kenntnisse oder Fertigkeiten
vermittelt, welche einen Zusammenhang mit dem Ta-
tigkeitsbereich des Unternehmens/Konzerns, in dem
der/die Arbeitnehmerin beschaftigt ist, haben.

Arbeitsgruppen (gestrichen / 1. Februar 2023)

Tochterliste gem. Anhang 1:

Die KV-Parteien kommen Uberein, dass die OMV Gas
Marketing & Trading GmbH mit Wirkung ab 1. Janner
2017 in die Toéchterliste des KV fur die Arbeithehmerin-
nen fur die Mineralélindustrie aufgenommen wurde.
Die FE-Trading GmbH wird mit 1. 2. 2017 in die Téch-
terliste aufgenommen.

Allerdings wird ausdrucklich vereinbart, dass abwei-
chend vom § 2 2.1 lit ) der Kollektivvertrag auf diese
Gesellschaft nur unter den Rahmenbedingungen zur
Anwendung gelangt, die zwischen den Parteien bis
30. 9. 2017 vereinbart werden, mit dem Ziel eine An-
wendbarkeit des Kollektivvertrages fur diese Gesell-
schaft spatestens ab 1. 10. 2017 zu erreichen.

Reisekosten- und Aufwandsentschadigung (gestri-
chen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
24.1.2018:

Arbeitsgruppe:
Einrichtung einer Arbeitsgruppe zum Thema ,Férde-
rung der Frauen zur Erreichung von Flhrungspositfio-

u

nen-.

Familienzeitbonus (,,Papamonat*):

Die Kollektivvertragsparteien empfehlen, wenn es in
Unternehmen zu einer freiwilligen Vereinbarung tber
die Inanspruchnahme des Familienzeitbonus kommt,
diese Zeit fur alle Anspruche, die sich nach der Dauer
der Dienstzeit richten, voll anzurechnen sowie Sonder-
zahlungen nicht zu aliquotieren.

Arbeitszeitverkirzung bei belasteten Arbeitsformen
(Lebensarbeitszeit):

Als Ergebnis der Arbeitsgruppe zum Thema ,Arbeits-
zeitverklirzung bei belasteten Arbeitsformen (Lebens-
arbeitszeit)” verpflichten sich die Kollektivvertragspar-
teien, dass auf betrieblicher Ebene durch Betriebsver-
einbarung Regelungen bis zum 30. 9. 2018, ruckwir-
kend ab 1. 2. 2018, vereinbart werden. In diesen Be-
triebsvereinbarungen sind fur teil- und vollkontinuier-
liche Schichtarbeit mit zumindest taglich drei Schich-
ten unter den Anspruchsvoraussefzungen des § 5,
Punkt 1.3 (ausgenommen der letzte Absatz), wobei
die genannte Mindestanzahl von Nachtschichten von
dem/von der Anspruchsberechtigten tatsachlich ge-
leistet werden muss, belastungsdédmpfende MaRknah-
men zu vereinbaren.

Tochterliste gem. Anhang 1:

Anhang 1, FE-Trading GmbH: die FuRnote vom 24. 1.
2017 wird ersetzt durch:

* gemdf dem Zusatzprotokoll vom 28. 6. 2017 zum KV-
Abschluss vom 24. 1. 2017.

Reisekosten- und Aufwandsentschadigung (gestri-
chen / 1. Februar 2023)

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
23.1.2019:

Anrechnung fir Urlaubsanspruch (gestrichen / 1. Fe-
bruar 2023)

Freiwilligkeit von Uberstunden

Die Kollektivvertragsparteien gehen davon aus, dass
die Rechte der Arbeitnehmerinnen gemafl § 7 Abs 6
AZG in den Mitgliedsunternehmen von Osterreichs Mi-
neraldlindustrie vollinhaltlich gewahrt sind. Sollten
dennoch in der Praxis Falle auftreten und den Kollek-
tivvertragsparteien zur Kenntnis gelangen, die Zweifel
an diesem Freiwilligkeitsprinzip aufkommen lassen, so
werden die Kollektivvertragsparteien Gespréche Uber
eine branchenweite Regelung fur die Gewdhrleistung
des Freiwilligkeitsprinzips bei Uberstunden aufneh-
men.

Branchenaustausch

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren einen Bran-
chenaustausch auf Sozialpartnerebene, der zweimal
im Kalenderjahr stattfinden wird.

Reisekosten- und Aufwandsentschdadigung (gestri-
chen / 1. Februar 2023)

Arbeitsgruppe:
Die Arbeitsgruppe zum Thema ,Férderung von
Frauen” wird weitergefuhrt.

Tochterliste gem. Anhang 1:

Die ,FE Trading GmbH"” wurde im Oktober 2018 in
LAvanti GmbH" umfirmiert. Die Tdéchterliste ist entspre-
chend anzupassen.
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Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
21.1.2020:

Anrechnung fiur Urlaubsanspruch - Klarstellung zu
Protokollanmerkung vom 23. Janner 2019: (gestrichen
/ 1. Februar 2023)

Branchenaustausch:

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren einen Bran-
chenaustausch auf Sozialpartnerebene, der zweimal
im Kalenderjahr stattfinden wird.

Reisekosten- und Aufwandsentschddigung (gestri-
chen / 1. Februar 2023)

Arbeitsgruppe:
Die Arbeitsgruppe zum Thema ,Férderung von
Frauen” wird weitergefuhrt.

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
20.1.2021:

Arbeitsgruppe Borealis:

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren, dass ab
der zweiten Jahreshdlffe 2021 eine Arbeitsgruppe
zum Thema ,Borealis” eingerichfet wird, in der eine
Sichtung und ein Vergleich der bei den &sterreichi-
schen Gesellschaften der OMV-Gruppe anwendbaren
Kollekfivvertradge begonnen werden soll.

Arbeitsgruppe Frauenférderung:
Die Arbeitsgruppe zum Thema ,Férderung von
Frauen” wird weitergefthrt.

Arbeitsgruppe , Dienstreisen”:

Es wird eine Arbeitsgruppe zum Thema ,Dienstreisen”
eingerichtet, die sich mit dem Anpassungs- und Ver-
einfachungsbedarf in den § 21 Inlandsdienstreisen
und § 22 Auslandsdienstreisen befassen soll.

Arbeitsgruppe ,Telearbeit - Home Office":

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren, dass eine
Arbeitsgruppe zum Thema , Telearbeit - Home Office”
eingerichtet wird, die einen moéglichen Anpassungs-
bedarf der entsprechenden kollektivvertraglichen Be-
stimmungen (unfter anderem die bestehende Bestim-
mung der derzeitigen 25 %-Regelung in § 8/1) eva-

luieren und einen einvernehmlichen Vorschlag an
die Kollektivvertragsparteien erarbeiten soll.

Branchenaustausch:

Die Kollektivvertragsparteien kommen Uberein den
Branchenaustausch auf Sozialpartnerebene weiterzu-
fuhren.

Beschaftigungsgruppen:

Die Kollektivvertragsparteien kommen Uberein, die
Auswirkungen einer moglichen Erweiterung der Defi-
nitionen fur die Beschaftigungsgruppen H, | und J in
§ 9 Pkt. 2 um die FUhrung einer blofgen Personenan-
zahl von Arbeitnehmerinnen ohne Bezugnahme auf
die Beschaftigungsgruppen-Einstufung der gefihrten
Personen bis zum nd&chsten Wirtschaftsgesprach im
Herbst 2021 zu prufen.

Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom
18.1.2022:

Arbeitsgruppe Frauenférderung:

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren, dass die
Arbeitsgruppe zum Thema ,Férderung von Frauen”
fortgefuhrt wird.

Arbeitsgruppe Borealis:
Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren, dass die
Arbeitsgruppe zum Thema ,,Borealis” fortgefuhrt wird.

Arbeitsgruppe Dienstreisen:

Die Kollekfivvertragsparteien vereinbaren, dass die
Arbeitsgruppe zum Thema Dienstreisen, die sich mit
dem Anpassungs- und Vereinfachungsbedarf in den
§ 21 Inlandsdienstreisen und § 22 Auslandsdienstrei-
sen befassen soll, fortgefuhrt wird.

Branchenaustausch:

Die Kollektivvertragsparteien kommen uberein, den
Branchenaustausch auf Sozialpartnerebene weiter
zu fuhren.

Arbeitsgruppe Bereinigung Protokollanmerkungen:
Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren eine Ar-
beitsgruppe zum Thema ,Bereinigung der Protokoll-
anmerkungen” einzurichfen.

Reisekosten- und Aufwandsentschdadigung (gestri-
chen / 1. Februar 2023)

PROTOKOLLANMERKUNGEN ZUM KOLLEKTIVVERTRAG VOM 23.1.2023:

Arbeitsgruppe Frauenférderung:
Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren, dass die
Arbeitsgruppe ,,Frauenférderung” fortgefihrt wird.

Arbeitsgruppe Dienstreisen:

Die Kollekfivvertragsparteien vereinbaren, dass die
Arbeitsgruppe zum Thema Dienstreisen, die sich mit
dem Anpassungs- und Vereinfachungsbedarf in den

§ 21 Inlandsdienstreisen und § 22 Auslandsdienstrei-
sen befasst, fortgefuhrt wird.

Arbeitsgruppe Tochterliste:

Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren in einer Ar-
beitsgruppe bis 31. 3. 2023 zu klaren, ob die OMV
Green Energy GmbH, die OMV Austria Geothermal
GmbH, die Shell Mobility Solution GmbH sowie die RK
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Osterreich GmbH der Téchterliste hinzuzufiigen sind.
Das Ergebnis der Arbeitsgruppe ist schriftlich festzu-
halten und den Kollektivvertragsparteien zu tbermit-
teln.

Branchenaustausch:

Die Kollektivvertragsparteien kommen Uberein den
Branchenaustausch auf Sozialpartnerebene jahrlich
weiterzufuhren.

Reisekosten- und Aufwandsentschadigung:

Die Erhéhung der Reisekosten- und Aufwandsent-
schadigungen gemaf § 21 Pkt 5 und 23 wird ab 1. Fe-
bruar 2023 wie folgt vereinbart:

Es ist die halbe Differenz zwischen dem von der Statis-
tik Austria veréffentlichten Jahres-VPl 2022 und der
Istlohn-/Gehaltserhéhung gemaf KV-Protokoll 2023
zu ermitteln. Sollte im Zeitpunkt des KV-Abschlusses
far das Jahr 2023 der Jahreswert noch nicht veréffent-
licht sein, so werden die 12 Monatswerte des Jahres
2022 zur Berechnung des statistischen Durchschnitts
herangezogen. Dieser Berechnungswert bildet ge-
meinsam mit dem Jahres-VPI 2022 (bzw. Monats-
durchschnittswerten) den Erhéhungsprozentsatz der
Reisekosten- und Aufwandsentschéddigungen ab 1. Fe-
bruar 2023.

GemaR Statistik Osterreich betrégt der nunmehr er-
mittelte VPI fur 2022 8,6 %, sodass die Betrage 2023
um 9,05 % erhoht werden.

Diese Regelung wird sinngemd&f mit den entsprechen-
den Jahreswerten solange beibehalten, bis eine der
Kollektivvertragsparteien erklart, die Erhéhungssyste-
matik nicht mehr anwenden zu wollen. In diesem Fall
sind Verhandlungen Uber die Erhéhung der Reisekos-
ten und Aufwandsentschadigungen zu fuhren.

Bereinigung Anhang 3

Als Ergebnis der im Kollektivvertrag 2022 eingerichte-
ten Arbeitsgruppe ,Bereinigung Protokollanmerkun-
gen” wird Anhang 3, Protokolle, gedndert.

Die Streichungen bzw Anderungen sind als Beilage 2
diesem Protokoll angehdangt und gelten als dessen in-
tegrierender Bestandteil.

Tochterliste gemaR Anhang 1:

Die Kollektivvertragsparteien kommen Uberein, dass
die Téchterliste um die OMV-International Services
Ges.m.b.H. erweitert wird.

Weiters wird die OMV Gas & Power GmbH in der Téch-
terliste auf OMV Gas Logistics Holding GmbH umbe-
nannt.

Die Kollekfivvertragsparteien kommen weiters Uber-
ein, dass folgende Unternehmen von der Téchterliste
gestrichen werden:

- Gas Connect Austria GmbH

- AGGM Austrian Gas Grid Management AG

- RAG Energy Storage GmbH

- VIVA International Marketing- und Handels GmbH
- OMV Trading GmbH

- Avanti GmbH

- OMV Gas & Power GmbH

Streichung der Protokollanmerkungen zum Kollektiv-
vertrag vom 23. 1. 2019 sowie vom 21. 1. 2020 zum
Thema ,, Anrechnung fur Urlaubsanspruch bzw. Klar-
stellung”

Aufgrund der Ubernahme der Regelung ,Anrechnung
far Urlaubsanspruch” in § 26 Punkt 6, werden diese
Protokollanmerkungen ersatzlos gestrichen.

Geltungsbeginn und Geltungsdauer:

Als Geltungsbeginn des Kollektivvertrages wird der
1. Februar 2023 vereinbart.

Es herrscht Einvernehmen, dass der lohn- und ge-
haltsrechtliche Teil des Kollektivvertrages bis 31. Jén-
ner 2024 gilt.
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ANHANG 4:

SEG ZULAGEN

. Montage, Demontage, Reparaturen, In-
stallationen und Elektroarbeiten an be-
reits bestehenden Bohr- und Fordertir-
men sowie Konstruktionsarbeiten ab 3 m
E 15%
S10%

Schmuftzzulage, bei verdlter Anlage
. Fur die Turmbaumontage und Abbau far
Turmsteigerlnnen und Turmarbeiten
Uber dem Erdboden sowie bei Kontrolle
der Turmbeleuchtung (bei Turmuberstei-

Lo U] T ) IR E 20%
Schmutzzulage, bei verdlter Anlage
(PIUS) et S10%

. Fir Arbeiten, die von den Bohrpartien,

von Partien der Sondenbehandlung und

der Sondengeneralreparaturen sowie

von Samplern durchgefuhrt werden S15%
Zulagen fur Turbo-Bohrpartien (plus).... E 5%
. Far Schmiedearbeiten:

a) an Thermodfen
b) alle Gbrigen Arbeiten
c) fur BleigieRen sowie Bleiléten von

Bleirohren, bleiverkleideten Behdal-
tern, Forderseilen, Ringen, Muffen
usw sowie Warmniefungen .............. E 25%

. Fir Montage, Demontage und Repara-
turarbeiten an Motoren, Maschinen,
Kahlern, Warmetauschern, Pumpen, Ar-
maturen, Apparaten, Rohrgeraten, Rohr-
leitungen, Gaskompressoren und Gerda-
fen im verschmutzten Zustand sowie E-
lektrokabelarbeiten, weiters bei Ab-
schmierarbeiten an Pumpenbdécken und

Seilztigen aufierhalb der Werkstatte ...... S15%
innerhalb der Werkstatte...................... S10%
Fur Demontage, Reparaturen und Aus-

tausch von Pumpenbécken .................. S 10%

. FUr Arbeiten, die mit dem Ver- und Entla-
den von schweren Lasten verbunden sind
(Einzelgewicht mindestens 250kg), und
aufzerdem das Ver- und Entladen von
Bohrrohren, Gas- und Sauerstofffla-
................................................. E 10%
far Moébeltransport (Umzugsarbeiten).... E 10%
. Far Elektromonteurinnen:
a) an Hochspannungsfreileitungen und
-anlagen
b) an Niederspannungsfreileitungen ....
. Fir Reparaturarbeiten an Gasabschei-
dern fur die Zeif, in der oben gearbeitet
wird, sowie fur Innenreinigungsarbeiten E 15%
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9.

10.

11.

12

Fur die Entparaffinierung und Reinigung
von Steigrohren sowie fur die Reinigung
von Spultanks
Reinigen und Reparaturen in Behdaltern,
Tankschiffen, Kesselwagen, Kesseln, Kel-
lern, Tanks, Tankbetten, Reservoirs, Mess-
tanks, Olgruben, Olschachten, Senkgru-
ben, Klaranlagen, Rauchfédngen, Reak-
fionskammern, Agiteuren und Ro&hren-
ofen sowie die Behebung von Klosetten-
verstopfungen
jedoch bei Verwendung von besonderer
Schutzausrastung (zB Atemschutz, Gass-
plurgerdt,... )
fir Waschen und Reinigen von Gefdfsen
und Gerdaten in chemischen Laboratfo-
rien mit SGuren sowie das Reinigen der
Ofenrohre von Koks und der Rohrkandle
und die Reinigung von Olpressen, Filter-
tichern oder Filtereinsatzen
Fur Arbeiten mit Lauge, Sdure, Azeton,
Ammoniak, Chlor, Chlorid, Tetrachlor,
Benzin, Benzol, Ethyl, Methylalkohol so-
wie mit anderen Chemikalien, fir Arbei-
ten beim Laden, Fullen und Reparaturen
von Akkumulatoren sowie fur Arbeiten
mit Soda zur technischen Wasserbe-
handlung
FUr Arbeiten mit Nitrolacken, Minium, Bi-
fumen, Bleifarben, Klebern sowie Arbei-
ten mit besonders gefdhrlichen Reini-
gungsmitteln, zB Reinigungsbenzin, Nit-

Fur Schweifarbeiten:

a) far die tatsachliche Elektroschweifzar-
beitszeit

b) far die tatsdchliche Autogenschweifs-
und Schneidearbeitszeit

c) far Schweikerhelferinnen wdhrend
der Zeit des Schweikens und Schnei-

.............................................. E 10%
d) far Schweik- und Schneidearbeiten

im Kessel usw sowie in Kinetten und
.......................................... E 25%
e) far Schweiken und Schneiden Uber

Kopf sowie Uber 3m Ho6he (auch fur

Helfer)
Fur die Reinigung von Sandpfropfen mit
Gas sowie Reinigen von Vervielfalti-

gungs- und Druckermaschinen

E 30%



13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

Arbeiten an Rohren und Kesseln bei Iso-
lierungen, verbunden mit Glaswolle,
Schlackenwatte und Teer
Fir manuelles Arbeiten (mit Ausnahme
von Anlagenrundgdngen und visuellen
Inspektionen) in und an Kesseln, Rauch-
fadngen, Rauchkammern, Fiichsen, Kanda-
len, Gaskompressoren und Dampfturbi-
nen
a) bis 40 Grad C
b) Uber 40 Grad C
c) Arbeiten in geschlossenen RGumen in
Kesselhdusern sowie in Kolonnen,
Reaktoren und Behdltern bei Tempe-

E 20%
E25%

raturen Uber 40 Grad C................... E10%
Fur die Partie, die das Zementmisch-
aggregat bedienf...........coi S15%
bei Druck Gber 100 bar (plus) ............... E 5%

Fir alle Arbeiten, bei denen der/die Ar-
beitnehmerin in erheblichem Mafe mit
Rauch, Rufs, Asche oder Zement, aufser-
ordentlicher  Staubentwicklung oder
sonsfigen besonders schmutzigen Stof-
fen in Berlhrung kommt und fur die Ar-
beitszeit bei Diusenwechsel, Manometer-
kontrolle, Sondenstart usw durch Opera-
teure sowie fur Probennehmer
Fur Arbeiten mit pneumatischen Werk-
zeugen (zB Schlagbohr- oder Stemmap-
paraten) bei Innenarbeiten in Kesseln,
Behaltern, Gadngen, im Raum sowie Aus-
kreuzen
bei AuRenarbeiten
Fur Arbeitnehmerlnnen, die im Wasser,

Schlamm oder in nicht stampffahiger

Betonmasse stehen oder in erheblichem

MafRe mit Wasser in Berihrung kommen S 10%
Fur Arbeiten in Kinetten und engen Bau-

gruben ab einer Tiefe von 1,50 m und bis

zu einer Breite von 90 cm sowie Brunnen-

a) Bei Arbeiten auf Leitern (Hangelei-

tern) und GerUsten ab einer Hoéhe
Bei Arbeiten auf Leitern (Hangelei-
tern) und GerUsten ab einer Hoéhe
von mehr als 8m
FUr Geruster, beim Auf- und Abbau
von Gerusten oder dhnlichen Aufzu-
gen, fur den tUber 10 m hinausgehen-
den Teil
Fur die von der Perforationspartie tat-
sdchlich durchgefihrten Perforationsar-
beiten (Kernschuss- und Torpedierungs-
arbeiten)

b)

24aq.
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22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

Der/Die Chauffeurln der Perforations-
partie erhalf fur die Zeit des Transportes
der geladenen Apparate und fur die Zeit,
in welcher er direkt mit den geladenen
Apparaten arbeitet
Arbeitnehmerinnen, die im Besitz eines
Sprengmeisterzeugnisses sind, erhalten
far die Zeit der tatséchlichen Sprengar-
beit, fur die Zeit des Auf- und Abladens
von Sprengstoff und fur die Zeit des
Sprengstofftransportes.........................
Chauffeure/innen  der  seismischen
Sprengstoffpartie erhalten fur die Zeit
des Sprengstofftransportes
Fur die Zeit des Trockenschleifens sowie
die Bearbeitung von Grauguss
Kaltezulage fur Arbeitnehmerinnen wah-
rend des Arbeitseinsatzes im Freien ab
minus 10 Grad C
Sie ist neben anderen Zulagen mit Aus-
nahme der Schlechtwetterzulage zu ge-
wdhren.

Hifzezulage fur Arbeitnehmerinnen im
operativen Bereich, die bei Aufientatig-
keiten personliche Schutzausrustung
(,PSA”, zB Nomex) tragen, wdahrend des
Arbeitseinsatzes im Freien, ab 30 Grad
Celsius
Sie ist neben anderen Zulagen mit Aus-
nahme der Schlechtwetterzulage zu ge-
wdhren.

Wenn durch eine Schlechtwetterlage,
wie insbesondere durch Regen oder
Schnee, eine besondere Erschwernis fur
die Arbeit im Freien gegeben ist, so ist
zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat
eine Schlechtwetterzulage zu vereinba-
ren.

Diese betragt
Sie ist neben anderen Zulagen, mit Aus-
nahme der Kaltezulage, zu gewdhren,
falls die Voraussetzungen zutreffen.

Fur Arbeitnehmerlnnen im unmittelbaren
Katastropheneinsatz (Brand, Havarien in
Zusammenhang mit Produktaustritten,
usw)
Fur Anschlussarbeiten und Reparaturen
nach Katastropheneinsatzen bei Leitun-
gen mit gesundheitsschadlichen Stoffen,
wie Saure, Benzin, Gas und Ol bei Hava-

riefallen ... E 20%
Far Schmierarbeiten an LKW, Raupen-
fahrzeugen UswW ..........coooviiiiiiiinins S25%

Arbeiten mit zerstGubtem Dieseldl oder
Benzin enthaltender Luft beim DUsenpru-
fen (EinspritzdUsen)
Fur die Tatigkeit des Vulkanisierens

E15%
E15%



30. Bei

31.

Montage- und Reparaturarbeiten
unter elektrischer Spannung, wenn diese
nicht zu vermeiden sind und hierzu der
ausdruckliche Auffrag vom Elektroinge-
nieur erteilt wurde und soweit diese ge-
setzlich zuldssig sind
Fur Arbeiten, die unter von der Arbeitge-
berln angeordneter Verwendung schwe-
rer Atemschutzgerdte oder Halb-bzw.
Vollmasken mit Filtersystemen (nicht:
Standard-Staubschutzmasken, FFP2-
oder FFP3-Masken oder dgl.) durchge-
fuhrt werden mussen. ..................o
Ausgenommen hiervon sind Angehorige
der hauptberuflichen Werksfeuerwehr.

E 25%
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32.

33.

34.

35.

36.

Fur Turmsteigerinnen, sofern sie nicht in
einer anderen Funkfion eingesefzt sind,
far die Zeit ihrer Dienstverwendung
Mischen von Olprodukten mit S&uren
und Laugen in Agiteuren und Zentrifu-

Fullen und Entladen von Schwarz- und
Weifgprodukten
Flr die Arbeit beim Verladen von Rohol

oder Spulung in Kesselwagen im Feld ... S 15%
Fur standige Arbeiten in Peilgéngen und
Blocks mit kUinstlicher Luftzufuhr und bei
klnstlichem Licht.................................



ANHANG 5:

VERWENDUNGSGRUPPEN
(§ 9 KV ANGESTELLTE IDF 1. FEBRUAR 2007)

Gilt fir Arbeitnehmerlnnen, auf die § 37 Pkt 3 (,KV
alt”)-Tabelle Anwendung findet:

Folgende Bestimmungen gelten fur Arbeitnehmerin-
nen, die dem AngG und der KV-Tabelle § 37 Uber-
gangstabelle (,KV alt”) bis zum Zeitpunkt einer allfal-
ligen Umreihung in eine héhere Verwendungsgruppe
unterliegen (siehe auch § 37 Pkt 3.2 Umstufung in zwei
Schritten).

1. Allgemeine Bestimmungen Uber die Verwendungs-
gruppen

1.1 Alle Angestellten werden nach der Art ihrer tat-
sdchlichen Verwendung und der vorwiegend ausge-
Ubten Tatigkeit in die im § 9 Pkt 2 vorgesehenen 6 Ver-
wendungsgruppen eingereiht.

1.2 Als Schulen im Sinne des Verwendungsgruppen-
schemas sind nur 6ffentliche Lehranstalten oder Pri-
vatlehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerken-
nen. Die entsprechende Schulbildung ist durch ein
Zeugnis Uber den erfolgreichen ordnungsgemadfen
Abschluss nachzuweisen.

1.3 Innerhalb einer Verwendungsgruppe ist das dem/
der Angestellten gebUhrende monatliche Mindest-
grundgehalt durch die Zahl der anrechenbaren Ver-
wendungsgruppenjahre bestimmt.

In den Verwendungsgruppen | bis V sind 10 Verwen-
dungsgruppenjahre, gegliedert in 6 Gehaltsstufen
(5 Biennien), in der Verwendungsgruppe VI 8 Verwen-
dungsgruppenjahre, gegliedert in 5 Gehaltsstufen
(4 Biennien), vorgesehen.

1.4 Als Verwendungsgruppenjahre gelten jene Zeiten,
die ein/e Arbeitnehmerln in einer bestimmten Verwen-
dungsgruppe bzw vor Wirksamkeitsbeginn dieses Kol-
lektivvertrages mit der einer bestimmten Verwen-
dungsgruppe entsprechenden Tatigkeit als Angestell-
te/r verbracht hat. Nachgewiesene Zeiten in einer ho-
heren Verwendungsgruppe sind auch in niedrigeren
Verwendungsgruppen anzurechnen.

Die im Unternehmen vor der Ubernahme ins Meister-
Innenverhaltnis zurlckgelegten Vordienstzeiten als
Vorarbeiterln sind zur Halfte, jedoch nur bis zu einem
Hoéchstausmaf von 5 Jahren als Verwendungsgrup-
penjahre fur diejenige Verwendungsgruppe anzu-
rechnen, in die der/die Meisterln zuerst eingestuft
wird. Fur die Anrechnung der Vorarbeiterinnenjahre
ist Pkt 1.7 nicht anzuwenden.

Die Anrechnungsbestimmung dieses Absafzes gilt fur
jene Falle, in denen die Ubernahme in das Angestell-

tenverhdltnis nach dem 30. November 1970 erfolgte.
Es wird empfohlen, Dienstzeiten als Beamter/Beamtin
oder Angestellte/r im 6ffentlichen Dienst auch als Ver-
wendungsgruppenjahre anzurechnen, sofern die fru-
here Tatigkeit den Merkmalen des AngG entsprach
und diese fruhere Tatigkeit Uberdies ihrer Natur nach
geeignet war, dem/der Angestellten flr seine/ihre jet-
zige Verwendung brauchbare Fahigkeiten und Kennt-
nisse zu vermifteln. Bei Arbeitgeberlinnen im Ausland
verbrachte Vordienstzeiten sind bei geeignetem - er-
forderlichenfalls Ubersetztem - Nachweis unter den-
selben Voraussetzungen wie die im Inland zurickge-
legten Vordienstzeiten im Sinne der Punkte 1.4 und
1.7 als Verwendungsgruppenjahre anzurechnen. (Gilt
far alle ab 1. Februar 2000 vorzunehmenden Einstu-
fungen). Zeiten der Erwerbstatigkeit als Selbststandi-
ge/r werden als Verwendungsgruppenjahre bis zu ei-
nem Hoéchstausmaf von 5 Jahren angerechnet, soweit
diese fruhere Tatigkeit ihrer Natur nach geeignet war,
dem/der Angestellten fur seine/ihre jetzige Verwen-
dung brauchbare Fahigkeiten und Kenntnisse zu ver-
mitteln. Diese Anrechnung erfolgf nicht, wenn fur den
gleichen Zeitraum sonstige Zeiten angerechnet wer-
den. An sonstigen Zeiten und an Zeiten selbststéndi-
ger Erwerbstatigkeit werden jedoch insgesamt nicht
mehr als 10 Jahre angerechnet.

1.5 Zeiten des Prasenzdienstes im Sinne des Osterrei-
chischen Wehrgesetzes, BGBI Nr 150/1978 idgF, wah-
rend derer das Angestelltendienstverhaltnis bestan-
den hat, sind sowohl als Praxis- als auch als Verwen-
dungsgruppenjahre anzurechnen (§ 16 des Arbeits-
platzsicherungsgesetzes, BGBI Nr 154/1956).

1.6 Der erste Karenzurlaub innerhalb eines Dienstver-
haltnisses im Sinne des § 15 MSchG bzw § 2 EKUG wird
bis zum Héchstausmaf von 10 Monaten als Verwen-
dungsgruppenjahr angerechnet.

1.7 Fur die Anrechnung von Verwendungsgruppen-
jahren ist es ohne Belang, ob diese bei einem oder
verschiedenen Arbeitgeberlnnen verbracht wurden.
Verwendungsgruppenjahre, die ein/e Angestellte/r
aus fruheren Arbeitsverhdltnissen bei anderen Arbeit-
geberlnnen nachweist, werden jedoch bei der Einrei-
hung in eine bestimmfe Verwendungsgruppe nur im
Hochstausmafs von 6 Verwendungsgruppenjahren
angerechnet. Voraussetzung fur die Anrechnung ist
jedoch, dass der/die Angestellte diese Zeiten der/
dem Arbeitgeberln schon beim Eintritt bekannt gibt
und tunlichst sofort, spdtestens aber innerhalb von
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zwei Monaten durch entsprechende Zeugnisse oder
sonstige Arbeitspapiere nachweist.

1.8 Vertreterlnnen mit Provisionsbezug haben nur An-
spruch auf das niedrigste Mindestgrundgehalt seiner/
ihrer Verwendungsgruppe. Die in den einzelnen Ver-
wendungsgruppen vorgesehene Zeitvorrickung gilt
fur diese Angestellten nicht, jedoch muss der Jahres-
bezug einschliefslich Provision das 14-fache Mindest-
grundgehalt unter Berlcksichtigung der Verwen-
dungsgruppenjahre erreichen.

1.9 Wenn ein/e Angestellte/r infolge Ansteigens der
Anzahl seiner/ihrer Verwendungsgruppenijahre in ei-
ne héhere Mindestgehaltsstufe seiner/ihrer Verwen-
dungsgruppe vorzuricken hat, tritt die Gehaltserhé-
hung am Ersten des Monats ein, in dem er die erhéhte
Anzahl der Verwendungsgruppenjahre erreicht.

1.10 Bei Umreihung in eine héhere Verwendungs-
gruppe sind dem/der Angestellten jene Verwen-
dungsgruppenjahre anzurechnen, die er/sie allenfalls
aus friheren Diensfzeiten fir diese neue Verwen-
dungsgruppe nachgewiesen hat.

Dem/Der Angestellten gebuhrt aber jedenfalls das
dem bisher erreichten Mindestgrundgehalf ndchsthé-
here Mindestgrundgehalt der neuen Verwendungs-
gruppe; eine Anrechnung der diesem néchsthdheren
Mindestgrundgehalt entsprechenden Verwendungs-
gruppenjahre erfolgtf in solchen Fallen jedoch nichtf.
Uberdies darf in der neuen Verwendungsgruppe das
jeweilige Mindestgrundgehalt des/der Angestellten
jenes Mindestgrundgehalt nicht unterschreiten, das
er/sie beim Verbleiben in der bisherigen Verwen-
dungsgruppe durch Zeitvorriickung bzw durch Neu-
festsetzung der Mindestgrundgehalter erreichen wir-
de (siehe § 11 Vorruckung, Pkt 2).

1.11 Wenn ein/e Angestellte/r in einer Verwendungs-
gruppe die Hochstzahl der dort vorgesehenen Ver-
wendungsgruppenjahre erreicht hat, soll im Falle
von Leistungssteigerung nach weiterer Tatigkeif in
der gleichen Verwendungsgruppe eine angemessene
Gehaltserhohung vorgenommen werden.

1.12 Der Betriebsrat ist berechtigt zu Uberprifen, ob
far Angestellte die Einreihung in eine héhere Verwen-
dungsgruppe in Frage kommt oder ob infolge der ge-
steigerten Leistung eine Gehaltserhéhung begrindet
ist. In gegebenen Fallen kann der Betriebsrat der Fir-
menleitung enfsprechende Vorschldge machen.

2. Verwendungsgruppenverzeichnis und Mindest-
grundgehalter

2.1 Die bei den Verwendungsgruppen angefihrten
Tatigkeitsbezeichnungen gelten nur als Beispiele far
gleichwertige Tatigkeiten und kénnen durch Ubliche
Tatigkeitsbezeichnungen fur die gleiche oder ahnli-
che Verwendungsart ergd@nzt bzw ersetzt werden.
Hierbei muss jedoch eine innerbetriebliche Uberein-

stimmung zwischen Firmenleitung und Angestellten-
betriebsrat erzielt werden.

Eine solche Abmachung hat nur fur die die Abma-
chung treffende Firma Gultigkeit. Sollte eine solche
Abmachung nicht erzielbar sein oder soll eine solche
Abmachung fur alle vertragsschliekenden Teile Wir-
kung haben, so muss eine Ubereinstimmung zwischen
den Kollektivvertragspartnern erzielt werden.

2.2 ,Kleine Betriebe” im Sinne der Verwendungsgrup-
pe lll und IV sind Betriebe mit einer Gesamtbeschaf-
tigtenzahl bis zu 50 Arbeitnehmerinnen (Angestellte
und Arbeiterlnnen).

2.3 Die Hohe der fur die einzelnen Verwendungsgrup-
pen geltenden monatlichen Mindestgrundgehalter ist
aus der im § 10 dargestellten Mindestgehaltstabelle
ersichtlich.

Verwendungsgruppe |

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schematische oder mechanische Ar-
beiten verrichten, die als einfache Hilfsarbeiten zu
werten sind.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte:
zB Burohilfskrafte, Maschinschreiberlnnen nach Kon-
zept, Werkstattenschreiberlnnen, Telefonistinnen,
Hilfskrafte in Registratur, Magazin und Lager.

Technische Angestellte:
zB Materiallistenschreiberlnnen, Kopisten und dahnli-
che technische Hilfskrafte, Mikroskopistinnen.

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10

Verwendungsgruppe Il

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die einfache, nicht schematische oder
mechanische Arbeiten nach gegebenen Richtlinien
und genauer Arbeitsanweisung verrichten, fur die in
der Regel eine kurze Einarbeitungszeit erforderlich
ist. Auch wdhrend der Einarbeitungszeit ist die Einrei-
hung in die vorstehende Gruppe durchzufuhren.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte:

zB Stenotypistinnen, Fakturistinnen fir einfache Ver-
rechnung (nach Preislisten), Telefonistinnen mit Aus-
kunftserteilung oder solche, die zehn oder mehr Ne-
benstellen bedienen, Datentypistinnen fir das Uber-
tragen von Daten auf Datentréger bzw Datenprufar-
beiten, Werkstattenschreiberlnnen, die fur grokere
Abfeilungen oder mit vielseitigen Arbeiten beschaftigt
sind, Verkauferlnnen in Detailgeschdaften (Kantinen),
Hilfskrafte in der Lohnverrechnung, Gehaltsverrech-
nung, Materialverrechnung, Werkstattenverrechnung,
Kassa, Korrespondenz, Buchhaltung, Bestellbiro, Re-
gistraturangestellte, Postexpedientlnnen, Karteiange-
stellte.
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Technische Angestellte:

zB Hilfsmagazineure/innen, Hilfslaborantinnen, geo-
logische und technische Zeichnerlnnen (Kopistinnen),
Mikroskopistinnen, Zeichnungsarchivare/innen.

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10

Verwendungsgruppe Il

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die nach allgemeinen Richtlinien und
Weisungen technische oder kaufmdannische Arbeiten
im Rahmen des ihnen erteilten Auftrages selbststan-
dig erledigen.

Kaufménnische und administrative Angestellte:

zB Korrespondentinnen, Ubersetzerinnen, Stenotypis-
tinnen mit besonderer Verwendung, Stenotypistinnen
mit einer Fremdsprache, Burokrafte in der Buchhal-
tung, zB Kontenfihrerlnnen, Kontokorrentfihrerinnen,
Saldokontistinnen, Magazinbuchhalterlnnen, Mate-
rialbuchhalterinnen, Lagerbuchhalterinnen, Embal-
lagenbuchhalterinnen, Werkstattenbuchhalterinnen,
Zollbuchhalterlnnen, Karteiangestellte, Vollrechen-
maschinenbedienerinnen, Lohn- und Gehaltsverrech-
nerlnnen; Rechnungspruiferinnen, Fakturistinnen, Kas-
siererlnnen in kleinen Betrieben oder solche, die ei-
nem/r Hauptkassiererin unterstellt sind, Angestellte
im Ein- und Verkauf, Statistikerlnnen, Magazineure/
innen, Expedientinnen, Registraturleiterinnen, Opera-
torlnnen (Datenverarbeitung) im Sinne obiger Tatig-
keitsmerkmale, Programmiererinnen wdhrend der
Einarbeitung unter Anleitung und Aufsicht eines/r Pro-
grammierers/in, héchstens jedoch bis zu einer Dauer
von 9 Monaten, Vertreterinnen ohne Spezialausbil-
dung mit Provision (siehe § 9 Pkt 1.8), Vertreterinnen
far Erdgas, Tankstellenleiterinnen, Fahrdienstleiterin-
nen (Autodispatcherin).

Technische Angestellte:

zB Hilfskonstrukteure/innen, Teilkonstrukteure/innen,
Technikerlnnen  (einschlieglich  Inbetriebnahme-,
Wartungs- und Servicebereich), Chemikerlnnen, Ar-
beitsvorbereiterinnen und Nachkalkulantinnen im Sin-
ne der Tatigkeitsmerkmale dieser Verwendungsgrup-
pen, Zeitnehmerlnnen, Laborantlnnen, geologische
und technische Zeichnerlnnen, Wiegemeisterlnnen,
Verschubmeisterlnnen, Bohrmeisterlnnen fir Flach-
bohrungen bis 300 Meter, Registriererlnnen und Ver-
messerlnnen im seismischen Trupp, Diplomierte Kran-
kenschwestern/-pfleger.

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10
Verwendungsgruppe IV

Tétigkeitsmerkmale:
Angestellte, die héhere technische bzw kaufmdanni-
sche Arbeiten selbststdndig und verantwortlich ver-

richten. Ferner Angestellte, die regelméaRiig und dau-
ernd mit der Fihrung, Unterweisung und Beaufsichti-
gung von Angestelltengruppen (2 bis 5 Angestellten,
worunter sich Angestellte der Verwendungsgruppe
lll befinden mussen) beauftragt sind. (Diese Bestim-
mung findet keine Anwendung auf Registraturleiter-
Innen)

Kaufménnische und administrative Angestellte:

zB selbststéndige, qualifizierte oder fremdsprachige
Korrespondentinnen, Stenotypistinnen mit mehr als ei-
ner verwendeten Fremdsprache, selbststdndige Buch-
halterlnnen, in kleinen Betrieben auch Bilanzbuchhal-
terlnnen, Kassiererlnnen, Hauptkassiererinnen, Expe-
dienflnnen im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
Referentlnnen im Verkauf, technische und kaufmaénni-
sche Sachbearbeiterlnnen (zB technische Ein- und
Verkauferinnen) im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Leiterinnen groRer Magazine, Sachbearbeiterinnen
in Personalangelegenheiten, Leiterinnen des Lohnbu-
ros, Leiterlnnen der Material- oder Mengenbuchhal-
tung, Fahrdienstleiterinnen mit mindestens 30 Fahr-
zeugen, Transportdispatcherlnnen fur Kesselwagen
oder Tankschiffe, Werksktchenleiterinnen (mehr als
100 Teilnehmerlnnen), Vertreterinnen ohne Spezial-
ausbildung ohne Provision, Vertreterinnen mit Spezial -
ausbildung mit Provision (siehe § 9 Pkt 1.8), Tankstel-
lenleiterinnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Erdgastankstellenleiterlnnen, Operatorinnen (Daten-
verarbeitung) im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
selbststdndige Programmiererinnen.

Technische Angestellte:

zB Konstrukteure/innen und Technikerinnen im Sinne
der obigen Verwendungsgruppenmerkmale (ein-
schlieflich Inbetriebnahme-, Wartungs- und Service-
bereich), Arbeitsvorbereiterinnen, Laborantinnen im
Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale, Oberlaboran-
tinnen, Chemikerinnen, Geologlnnen, Bohringenieu-
re/innen, Bohrmeisterlnnen, Behandlungsmeisterin-
nen, Fordermeisterinnen (Produktionsmeisterinnen),
Montagemeisterlnnen, Werkmeisterlnnen, Verlade-
meisterinnen, Wiegemeisterlnnen, Oberverschub-
meisterlnnen, Destfillationsmeisterinnen, Pumpenmeis-
terlnnen, Meisterlnnen fur schwere Transportarbeiten,
Auswerterlnnen im seismischen Trupp, Mechaniker-
meisterinnen der Autogaragen, Meisterlnnen der
Dampfkesselanlage, Sicherheitsfachkrafte iS obiger
Tatigkeitsmerkmale.

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10

Verwendungsgruppe V

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
veranfworfungsvoll sind, selbststndig ausgefuhrt
werden missen, wozu umfangreiche uberdurch-
schnittliche Berufskenntnisse und mehrjahrige prak-
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tische Erfahrungen erforderlich sind. Ferner Ange-
stellte, die regelméfiig und dauernd mit der verant-
wortlichen Fihrung, Unterweisung und Beaufsichti-
gung von gréfieren Angestelltengruppen (liber 5 An-
gestellte, von denen entweder eine/r der Verwen-
dungsgruppe IV oder mehrere der Verwendungs-
gruppe lll angehéren missen) beauftragt sind.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte:

zB ernannte Stellvertreterlnnen von Angestellten der
Verwendungsgruppe VI, Bilanzbuchhalterlnnen, Ab-
teilungsleiterlnnen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkma-
le, LeiterInnen des Personalblros, Rechtskonsulentin-
nen, Vertreterlnnen mit Spezialausbildung ohne Provi-
sion, Programmiererinnen, die Gesamtprogramme
erstellen (projektbezogen), Systemprogrammiererin-
nen, EDV-Analytikerlnnen im Sinne obiger Tatigkeits-
merkmale, Dolmetsch (Diplom-Dolmetsch, Mag. phil.)
in mehrjahriger, besonders verantwortungsvoller Ver-
wendung, die aufgrund ihres Schwierigkeitsgrades ei-
ne besondere Qualifikation und spezifische Bran-
chenkenntnisse erfordert.

Programmiererinnen, die Gesamtprogramme erstel-
len (projektbezogen), haben ua folgende Aufgaben
durchzuftuhren: Durchfihrung der Programmanalyse,
Erarbeitung des Programmentwurfes, Austesten der
Programme, Programmpflege und Erstellung der Pro-
grammdokumentafion.

Systemprogrammiererinnen haben ua folgende Auf-
gaben durchzufiuhren: Auswahl, Anpassung und Er-
gdnzung der fur eine Datenverarbeitungsanlage er-
forderlichen Betriebssysteme, Wartung und Modifika-
tion dieser Betriebssysteme sowie Beurteilung von auf-
tretenden Fehlern, Prifung und Implementierung
neuer Hard- und Software; Beratung und Schulung
der Operator(en)innen und Programmiererinnen.

Technische Angestellte:

zB ernannte Stellvertreterlnnen von Angestellten der
Verwendungsgruppe VI, Chemikerlnnen, Verantwort-
liche im Schichtbetrieb der Raffinerien (nicht Inspek-
tionsdienst), Laboratoriumsleiterinnen, Geologlnnen,
leitende Konstrukteure/innen und Technikerlnnen,
AuReningenieure/innen mit langjéhriger Praxis, tech-
nische Ein- und Verkduferlnnen mit besonderen Fach-
kenntnissen im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Oberbohrmeisterinnen, Bohringenieure/innen, Pro-
duktionsingenieure/innen, Oberférdermeisterinnen,
Oberbehandlungsmeisterinnen, Auswerterinnen im
seismischen Trupp, Leiterinnen grofer Werkstatten
(mit mindestens 20 Beschaftigten), Verarbeitungslei-

terlnnen (fur die atmosphdrische Anlage, Crackanla-
ge, Vacuumanlage etc), Sicherheitsfachkrafte iS obi-
ger Tatigkeitsmerkmale, Brandmeisterinnen (Leiter
der Werksfeuerwehr).

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10

Verwendungsgruppe VI

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und Erfah-
rungen in leitenden, das Unternehmen in ihrem Wir-
kungsbereich entscheidend beeinflussenden Stellun-
gen. Ferner Angestellte mit verantworftungsreicher
und schopferischer Arbeit.

zB Hauptabteilungsleiterlnnen, Leiterlnnen des Rech-
nungswesens, Werksleiterinnen, BetriebsleiterInnen
oder kaufmdnnische Leiterinnen in Betrieben mit
mehr als 120 Beschaftigten, Produktionsleiterlnnen in
Raffinerien mit mehr als 120 Beschdaftigten, LeiterIn-
nen von Enfwicklungs- und Forschungslaboratorien,
Laboratoriumsleiterinnen grofser Laboratorien mit
mindestens 30 Beschdaftigten, Erste Geologlnnen.

Monatliches Mindestgrundgehalt:
Siehe Mindestgehaltstabelle § 10

3. Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt

Wenn die Summe der jahrlich ausbezahlten Remune-
rationen die Hohe von 3 Monatsgehdltern Ubersteigt,
gelten die Bestimmungen bezluglich der Mindest-
grundgehalter als erfillt, wenn 1/15 des Jahresbezu-
ges das Mindestgrundgehalt der entsprechenden
Verwendungsgruppe erreicht.

4. Bezuige der Aufsichtsorgane

Die Bezlge dieser Arbeitnehmerinnen, die dem AngG
unferliegen, deren Tatigkeit vorwiegend und regel-
maRkig in der Beaufsichtigung, Fihrung und Anwei-
sung von Arbeitergruppen besteht, wie Aufseherlnnen,
Meisterinnen (Gruppen- und Abschnittsleiterinnen,
Obermeisterinnen (Montageleiterlnnen) und dgl
(nicht aber untergeordnete Aufsichtspersonen), mus-
sen den kollektivvertraglichen Mindestmonatslohn
der Beschaftigungsgruppe G Vorrickungsstufe ,nach
2" ohne Zulagen (nicht Akkordlohn) Ubersteigen, und
zwar wie folgt:

Aufseherln um ... 15%
Meisterln Um ... 20%
Obermeisterln um ..., 25%
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VORRUCKUNGEN (§ 11 KV ANGESTELLTE idF 1. FEBRUAR 2007)

Gilt far Arbeitnehmerinnen, auf die § 37 Pkt 3 (,KV alt”)-
Tabelle Anwendung findet:

1. Zeitvorriickung innerhalb der Verwendungsgruppe

1.1 Der/Die Arbeitgeberln ist verpflichfef, soweit sich
nicht aus folgenden Bestimmungen Ausnahmen erge-
ben kénnen, zum Zeitpunkt der Vorrickung in der Ver-
wendungsgruppe das Ist-Gehalf um den kollektivver-
traglichen Biennalsprung zu erhéhen. Unter dem kol-
lekfivvertraglichen Biennalsprung ist der euromafige
Unterschied zwischen dem Kollektfivvertragsgehalt je-
ner Gehaltsstufe, in die der/die Angestellte vor und
nach der Zeitvorrickung eingestuft ist, zu verstehen.

1.2 Angestellte bis zum vollendeten dritten Angestell-
tendienstjahr im Unternehmen sind von der Anwen-
dung des Punktfes 1.1 ausgenommen. Auf diese 3-jah-
rige Wartezeit werden jedoch unmittelbar vor dem An-
gestellfendienstverhdlinis liegende Lehrzeiten und Ar-
beiterlnnenvordienstzeiten im gleichen Unternehmen
angerechnet, sofern derartige Zeiten die Dauer von
3 Jahren erreichen. Diese Anrechnungsbestimmung
tritt fur Angestelltendienstverhalnisse in Kraft, die ab
1. Oktober 1980 beginnen. Weiters sind Provisionsver-
treter sowie Angestellte, die selber kiindigen, wéhrend
der Kundigungsfrist ausgenommen, es sei denn, es
handelf sich um Kiindigungen im Sinne des § 3 Pkt 6.1.

1.3 Von der sich nach Anwendung von Pkt 1.1 und 1.2
ergebenden Anzahl jener Angestellten, fur die eine
Zeitvorruckung anfallf, kdnnen durch Betriebsverein-
barungen Ausnahmen vereinbart werden.

1.4 Fallt der Geltfungsbeginn einer neuen kollekfivver-
traglichen Gehaltsordnung mit einer Zeitvorrickung
zusammen, ist der Biennalsprung aufgrund der neuen
Gehaltsordnung zu ermitteln.

1.5 Bestehende, glnstigere Vereinbarungen bleiben
aufrecht.

2. Vorgangsweise bei Umreihung in eine héhere Ver-
wendungsgruppe bei Uberzahlung tiber das Mindest-
grundgehalt

2.1 Bei Umreihung in eine héhere Verwendungsgrup-
pe gebuhrt dem/der Angestellten das dem bisher er-

reichten Mindestgrundgehalt ndchst héhere Mindest-
grundgehalt der neuen Verwendungsgruppe.

2.2 Erganzend zu § 9 Pkt 1.10, 2. Satz darf jedoch eine
Anrechnung der diesem ndachst héheren Mindest-
grundgehalt entsprechenden Verwendungsgruppen-
jahre unter der Bedingung erfolgen, dass die euroma-
kige Uberzahlung nicht geringer wird. Andernfalls
darfen hochstens die dem nachstniedrigeren Mindest-
grundgehalt der neuen Verwendungsgruppe entspre-
chenden Verwendungsgruppenjahre angerechnet
werden.

2.3 Erfolgt die Umreihung in eine hoéhere Verwen-
dungsgruppe wdhrend eines laufenden Bienniums,
so wird der Beginn des ersten Bienniums in der neuen
Verwendungsgruppe auf den Beginn des nicht vollen-
deten Bienniums in der bisherigen Verwendungsgrup-
pe zuruckverlegt.

2.4 Anstelle der Regelung des Punktes 2.3 kann durch
Betriebsvereinbarung oder, soweit kein Befriebsraf
besteht, durch Einzelvereinbarung festgelegt werden,
dass bei Umreihung in eine héhere Verwendungs-
gruppe wdhrend eines laufenden Bienniums ein ali-
quoter Biennalsprung der bisherigen Verwendungs-
gruppe gewdhrt wird. Die Aliquotierung ist entspre-
chend dem Verhdltnis der wahrend des laufenden
Bienniums zurlckgelegten Dienstzeit zur Gesamt-
dauer des Bienniums vorzunehmen. Dieser Erho-
hungsbetrag (Aliquotierung) gebulhrt zusdtzlich zu
dem unfer Anwendung der Bestimmungen des Punk-
tes 2.2 festgelegten Gehalt.

2.5 Gunstigere Regelungen und Ubungen hinsichtlich
des Punktes 2.2-2.4 bleiben aufrecht. In Betrieben, in
denen derartige glinstigere Regelungen und Ubun-
gen bestehen, bleiben diese Regelungen auch fir
jene Angestellten aufrecht, die nach Geltungsbeginn
dieses Kollekfivvertrages ihr Arbeitsverhdlinis begin-
nen oder in eine héhere Verwendungsgruppe umge-
stuft werden.

- 59—



FACHVERBAND DER MINERALOLINDUSTRIE OSTERREICHS
Der Obmann: Die Fachverbandsgeschaftsfihrerin:
VD Martijn van Koten, MsC DI Dr. Hedwig Doloszeski

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA

Die Vorsitzende: Der Bundesgeschaftsfuhrer:
Barbara Teiber, MA Karl DUrtscher
Wirtschaftsbereich Energie
Die Verhandlungsleitung:
Mag. (FH) Angela Schorna DI Alexander Auer
Der Wirtschaftsbereichssekretar:
Christian Schuster

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT PRO-GE

Der Bundesvorsitzende: Der Bundessekretar:
Rainer Wimmer Peter Schleinbach
Der Branchensekretar:

Franz StGrmer

Wien, am 23. Janner 2023



Herausgeber: Fachverband der Mineral6lindustrie
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H.
Verlags- und Herstellungsort: Wien

W KO

Die Mineralolindustrie

1045 Wien, Wiedner Hauptstralle 63, Telefon: 0590900-4892, Fax: 0590900-4895
Email: office@oil-gas.at, Web: http://www.oil-gas.at




	Inhaltsverzeichnis
	Sachregister
	Rahmenrecht Mineralölindustrie (Stand 1. 2. 2023)
	§ 1 Kollektivvertragspartner
	§ 2 Geltung
	§ 3 Beginn und Ende des Arbeitsverhältnisses
	§ 4 Betriebszugehörigkeit und Karenzen
	§ 5 Arbeitszeit
	§ 5a Nachtarbeit
	§ 6 Überstunden, Sonn- und Feiertagsarbeit
	§ 7 Altersteilzeit
	§ 8 Beschäftigung in einer außerbetrieblichen Arbeitsstätte in Verbindung mit neuen Kommunikationstechnologien (Telearbeit)
	§ 9 Beschäftigungsgruppen
	§ 10 Gehalt und Lohn
	§ 11 Vorrückung
	§ 12 Zulagen und Zuschläge
	§ 13 Stundenteiler, Abrechnung und ­Auszahlung
	§ 14 Urlaubszuschuss
	§ 15 Weihnachtsremuneration
	§ 16 Urlaubszuschuss und Weihnachts­remuneration bei Teilzeitbeschäftigung
	§ 17 Authentische Interpretation zu Weihnachtsremuneration und Urlaubszuschuss
	§ 18 Jubiläumsgeld
	§ 19 Betriebliches Vorschlags­wesen
	§ 20 Diensterfindungen
	§ 21 Inlandsdienstreisen (Reisekosten- und Aufwandsentschädigung)
	§ 22 Auslandsdienstreisen
	§ 23 Kilometergeld
	§ 24 Trennungskostenentschädigung
	§ 25 Fahrgeldvergütung: Entschädigung bei Fehlen von Verkehrsmitteln zwischen Wohnort – Arbeitsstätte
	§ 26 Urlaub
	§ 27 Entgelt bei Arbeitsverhinderung
	§ 28 Entgeltanspruch bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit (gilt nur für ArbeitnehmerInnen, die nicht dem AngG ­unterliegen)
	§ 29 Kur- und Heimaufenthalte
	§ 30 Freizeit bei Dienstverhinderung
	§ 31 Nachweispflicht bei Arbeitsverhinderung
	§ 32 Prüfungsvorbereitung
	§ 33 Arbeits- bzw Schutzbekleidung
	§ 34 Verfall von Ansprüchen/Verzichts­erklärungen
	§ 35 Begünstigungsklausel
	§ 36 Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten
	§ 37 Übergangsbestimmungen
	§ 38 Überleitungsbestimmungen in die Tabelle gem § 10

	Anhänge
	Anhang 1: Firmenliste 
	Anhang 1a: Abschluss 2023
	Gehalts- und Lohnabschluss 2023

	Anhang 2: Empfehlung Samstagüberstunden
	Empfehlung Samstagüberstunden

	Anhang 3: Protokolle
	Protokolle
	Protokollanmerkungen zum Kollektivvertrag vom 23.1.2023:

	Anhang 4: Schmutz- und Erschwerniszulagen (SEG-Zulagen)
	SEG Zulagen

	Anhang 5: Verwendungsgruppen (§ 9 KV Angestellte idF 1. Februar 2007)
	Verwendungsgruppen (§ 9 KV Angestellte idF 1. Februar 2007)
	Vorrückungen ­(§ 11 KV Angestellte idF 1. Februar 2007)
	[Unterschriftenprotokoll]



